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Liebe Leserin, lieber Leser,
das Schwarz-weiß-Foto rechts unten auf der Titelseite 
zeigt unsere Gründerin Bertha von Suttner. 1892 hat sie – 
zusammen mit Alfred Hermann Fried – die Deutsche Frie-
densgesellschaft gegründet. Im nächsten Jahr können wir 
also unser 125jähriges Bestehen feiern. Die ersten Planun-
gen dafür wurden bereits angestellt, unser stellvertreten-
der politischer Geschäftsführer Michi Schulze von Glaßer 
stellt sie vor (Seite 10).

Dass wie erwähnt die DFG aus der Zusammenarbeit 
einer Frau mit einem Mann entstanden ist, könnte ein 
schönes Vorbild für uns sein. Die Realität sieht leider an-
ders aus: Die DFG-VK ist ein „Männerverein“, jedenfalls 
zu 84,49 Prozent.  Und die wenigen Frauen sind oft nicht 
sichtbar, im BundessprecherInnen(!)kreis beispielsweise 
ist mit Cornelia Mannewitz gerade einmal eine einzige 
Frau vertreten, und auch in dieser Zeitschrift schreiben 
regelmäßig mehr Männer als Frauen. Das wurde vor eini-
ger Zeit von einer Leserin zurecht heftig kritisiert. 

Ich habe nun eine Reihe Frauen gebeten, für die Zivil-  
Courage aufzuschreiben, warum sie in diesem „Männer-
verein“ Mitglied (geworden und geblieben) sind, und was 
die DFG-VK tun kann, soll und muss, damit mehr Frauen 
bei uns Mitglied werden. Diese Texte von acht Frauen bil-
den die Titelgeschichte. Eine wichtige Konsequenz sollte 
für uns das sein, was Brunhild Müller-Reiß schreibt: Die 
DFG-VK „muss Frauen sichtbarer und hörbarer machen.“ 

Was die Sichtbarkeit angeht, ist mit dem Titelblatt die-
ser Ausgabe ein erster Schritt gemacht worden. Es soll zei-
gen, dass Frauen in der DFG-VK und der Friedensbewe-
gung vielfältig aktiv waren und sind.

Und „erster Schritt“ meint, dass es dabei nicht bleiben 
soll. Die „Frauen-Männer-Frage“ sollte neben den vielen 
anderen wichtigen Fragen unseres Engagements ein The-
ma sein. Für uns alle, Frauen wie Männer. Schon aus ganz 
eigennützigen Gründen. Um politisch etwas zu verän-
dern, sollten wir möglichst viele sein. Die DFG-VK wäre 
deshalb ziemlich blöd, wenn sie in der Art, wie sie ihre 
Arbeit organisiert, strukturiert und vermittelt, auf die 
eine Hälfte der Bevölkerung verzichten würde!

Und ein zweiter Grund ist mir wichtig: Unser politi-
scher Pazifismus, der sich gegen jede Art von Krieg rich-
tet, ist kein „Männerprojekt“. Der Krieg hingegen schon! 
Jedenfalls sind es ganz überwiegend Männer, die ihn vor-
bereiten, planen und durchführen. Daran ändert auch 
die Tatsache nichts, dass wir in Deutschland derzeit eine 
Kriegsministerin haben und dass fast 20 000 Soldatinnen 
Dienst in der Bundeswehr leisten. (Das sind knapp 11 Pro-
zent; da sind wir mit über 15 Prozent ja vergleichsweise 
gut.)

Ich wünsche allen Leserinnen und Lesern dieser Aus-
gabe, die einen solchen Umfang hat wie noch keine zuvor 
in den 17 Jahren, seit ich für unsere Verbandszeitschrift 
verantwortlich bin, eine spannende Lektüre und viele 
neue Erkenntnisse. 



Nr. 2 – Mai/Juni 20164

Brunhild Müller-Reiß

Warum bin ich als Frau 
in dem „Männer- 
verein“ DFG-VK Mit-
glied (geworden und 
geblieben)?

Mein Eintritt in die DFG-VK (hieß sie da-
mals schon so?) liegt lange zurück. Damals 
war ich Studentin in Göttingen, als „68in“ 
aktiv und fand, dass ein Engagement ge-
gen Krieg dazu gehört. Wir waren ja da-
mals alle aktiv in unserer Arbeit für eine 
Beendigung des Vietnamkriegs. Dann ka-
men beide Staatsexamen, die Geburt von 
zwei Kindern und diverse, aber meist 
doch begrenzte, politische Aktivitäten.

Im Rahmen der Friedensbewegung in 
den 1980er Jahren war ich dann wieder 
mitten drin, allerdings eher am Rande der 
DFG-VK. Zum einen war ich inzwischen 
aktiv in der „neuen Frauenbewegung“, 
zum anderen – und das hing miteinander 
zusammen – entwickelten wir in Hanno-
ver (und zeitweilig auch darüber hinaus) 
Gruppen, die sich „Frauen gegen Militär“ 
nannten. 

Dies hing durchaus auch mit meinen Er-
fahrungen mit dem „Männerverein“ DFG-
VK bzw. den Erfahrungen in „gemischten 
Gruppen“ zusammen: Egal, ob wir weni-
ge oder viele Frauen waren – tonangebend 
waren die Männer, in vielfältiger Weise.

Unsere „Frauen gegen Militär“-Grup-
pen verstanden sich als Teil der friedens/  
antimilitaristischen, aber auch der feminis- 
tischen Bewegung. Unser Ziel war die Ver- 
hinderung der Mittelstreckenraketen,  
der Kampf gegen Militär allgemein und  
die Verweigerung einer Einbeziehung  
von Frauen in die Bundeswehr, auch  
als „zivile“ Helferinnen etc.  Inzwischen  
ist das alles Makulatur! Frauen sind in der 
Bundeswehr gern gesehen (wenn auch  
nicht wirklich von allen Soldaten). Und  
ungeachtet aller  Proteste billigte der Bun- 
destag 1983 endgültig die Stationierung der  
Pershing-Raketen und Marschflugkörper.

Makulatur? Nein! Auch wenn die der-
zeitige Antikriegsbewegung vergleichs-
weise klein ist – Kriege sind es nicht! Und 
die Folgen der weltweiten Kriege: Ge-
walt allgemein, Vergewaltigung, Hunger 
und Fluchtbewegungen ungeahnten Aus-
maßes sind es auch nicht. 

Warum  
Frauen  
in dem  
„Männer- 
verein“  
DFG-VK 
Mitglied 
sind  
und  
was getan  

werden kann, 
damit mehr 

Frauen in der 
DFG-VK Mitglied 

und aktiv werden
Vor einiger Zeit 
beschwerte sich eine 
Leserin, dass in der ZivilCoura-
ge so wenige Beiträge von Frauen er-
scheinen. Eine berechtigte Kritik. 
Dass vergleichsweise wenig Frauen 
in der Verbandszeitschrift schreiben, 
spiegelt auch ihren Anteil in der Mit-
gliedschaft wider: Die DFG-VK ist eine 
Organisation, in der überwiegend 
Männer Mitglied sind. 
Aber das muss und sollte nicht so blei-
ben. Damit sich etwas ändert, sollte 
„die Frauen-Männer-Frage“ ein Thema 
werden.
Hier schreiben einige Frauen, warum 
sie in dem „Männerverein“ DFG-VK 
Mitglied (geworden und geblieben) 
sind, und was der Verband tun kann/
soll/muss, damit mehr Frauen in ihm 
Mitglied (und aktiv) werden.
Diese beiden Fragen wurden 26 Frau-
en gestellt, acht haben auf die Bitte um 
Antwort reagiert. Gebeten wurde auch 
um ein Foto, um diese Titelgeschichte 
mit den Antworten zu illustrieren und 
den Frauen „ein Gesicht zu geben“. So-
weit ein Bild zur Verfügung gestellt 
wurde, ist es hier veröffentlicht.
Und: Diese Veröffentlichung soll erst 
ein Anfang sein. Gefragt sind auch 
weitere Frauen. Und die Männer.
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Deshalb bin ich nach wie vor in der 
DFG-VK – aber auch als Feministin unter-
wegs. Deshalb möchte ich nach wie vor, 
dass weder Frauen noch Männer in Krie-
ge ziehen (müssen) und dass Kriegsdienst-
verweigerung überall auf der Welt mög-
lich ist.

Was kann/soll/muss die DFG-VK tun, da-
mit mehr Frauen in ihr Mitglied (und ak-
tiv) werden?

Allgemein gesagt: Sie muss Frauen sichtba-
rer und hörbarer machen. 

Z.B. wäre es m.E. sinnvoll, die Gewalt 
gegen Frauen in Kriegen wahrnehmbar zu 
machen. Krieg ist Gewalt gegen alle Men-
schen, da gibt es nichts zu rütteln. Aber 
wenn z.B. im Krieg im Kongo Frauen in 
einem ungeheuren Ausmaß vergewaltigt 
werden (u.a. von ehemaligen Kindersol-
daten, die ihre eigenen Gewalterfahrun-
gen durch Gewalt gegenüber Frauen wei-
tergeben), dann wäre dies ein wichtiges 
Thema. Aber auch z.B., welche Erfahrun-
gen Soldatinnen in internationalen Arme-
en machen. 

Vielleicht wären auch Anregungen von 
Aktionen speziell von Frauen gegen Ge-
walt an Frauen wichtig (als Fluchtursa-
chen, als Gewalterfahrungen während der 
Flucht und nach der Flucht und in unge-
nügend ausgestatteten Flüchtlingsunter-
künften. 

Bei denjenigen, die in Deutschland ge-
flüchtete Menschen unterstützen, sind 
sehr viel junge Frauen. Sie verdienen viel 
mehr Aufmerksamkeit, als ihnen in den 
Medien zugestanden wird... 

Lasst sie mal in der ZivilCourage 
sichtbar und hörbar werden.

Gerit Ziegler

Lange Zeit war der Militärdienst nur Män-
nern vorbehalten. Dies hat sich zwar mit 
der Aufhebung des Militärzwangsdiens-
tes geändert. Aber auch ich bin seit über 
30 Jahren zu dem Thema aktiv (Soldaten 
sind Mörder!), und mir ist es egal ob dies 
als Frau oder Mann artikuliert wird. Das 
ist immer und zu jedem Zeitpunkt wichtig 
sagen zu dürfen.

Nehmen wir international die Mütter 
gegen den Krieg. Kaum eine andere Grup-
pe ist so radikal und engagiert. Aber Sie 
werden in der Regel erst dann aktiv, wenn 
ihre Söhne oder ander Angehörigen, be-
schädigt (oder tot) aus dem Krieg kom-
men... Besser wäre es zwar, gleich über 
alle Risiken eines Kriegseinsatzes zu infor-
mieren, aber: „Lieber jetzt als nie“!

Ein konkretes Beispiel:
Uliana Kotsaba, Mutter von zwei Kin-

dern; sie wird eine Delegationsfahrt ma-
chen, weil ihr Mann in der Ukraine be-
schuldigt wird wegen „Staatsverrats“, weil 
er den Krieg ablehnte und zur Kriegs-
dienstverweigerung aufrief.

Also: Es freut mich, wenn auch Frauen 
aktiv werden gegen den Kriegsdienst – aus 
welcher Motivation auch immer...

Und in Anbetracht aktueller Ereignis-
se wie

- der Menschenrechtsverbrechen gegen 
Geflüchtete, die durch ihre Flucht übers 
Meer, zu der viele keine Alternative haben, 
in den Tod getrieben werden;

- der Tatsache, dass Afghanistan und an-
dere Kriegsregionen als sichere Herkunft-
länder definiert werden;

- einer Flüchtlingsabwehr, die als Erstes 
wieder mal Roma und Sinti ausgrenzt;

Titel

- einer Bundeswehr, die sich bedin-
gungslos der Logik unterordnet, die eige-
nen deutschen kapitalistischen Ressour-
cen abzusichern;

ist es mir „scheißegal“, ob ein Mann 
oder eine Frau sich gegen die Verhältnis-
se stellt.

Es ägert mich viel mehr, dass es einer 
breiten Gesellschaftschicht egal ist, was 
in ihrem Namen als Demokratie und Men-
schenrechte verkauft wird.

•••

Siglinde Cüppers

Vor etwa 25 Jahren bin ich Mitglied der 
DFG-VK geworden. Aus antimilitaristi-
scher Überzeugung stelle ich das militä-
rische System grundsätzlich in Frage und 
setze mich deswegen für die Abschaffung 
der Bundeswehr ein.

Für mich ist es wichtig, beim Thema 
Entmilitarisierung die Abschaffung der 
Bundeswehr in den Vordergrund zu stel-
len, weil ich für allgemeine, einseitige und 
vollständige Abrüstung eintrete, im Sinne 
einer Vorleistung, unabhängig davon, ob 
auch andere Menschen in anderen Gesell-
schaften dazu bereit sind. Ich kann in die-
ser Gesellschaft für Abrüstung eintreten, 
aus der ich komme und in der ich lebe.

Für mich ist es wichtig, bei der grund-
sätzlichen Militärkritik die Bundeswehr zu 
benennen, denn es ist die Armee, für die 
wir hier verantwortlich sind: die wir mit 
unseren Steuergeldern finanzieren, die an 
unseren Schulen, Berufsbildungszentren 
und bei Jobmessen ihren Nachwuchs re-
krutiert und die im Auftrag unseres Parla-
ments in den Krieg zieht.

 „Soldaten sind Mörder“, damit wird 
die Tätigkeit von Soldatinnen und Solda-
ten delegitimiert und aufgezeigt, dass sie 
zu systematischem Töten abgerichtet wer-
den und dadurch in ihrer Persönlichkeit 
deformiert und entmenschlicht werden 
wie bei keiner anderen beruflichen Tätig-
keit. Die Themen, die zu „Bundeswehr ab-
schaffen“ gehören, finden sich in unserem 
DFG-VK-Grundsatzprogramm.

Wie trage ich dazu bei, für die Ab-
schaffung der Bundeswehr zu werben? 

Entwicklung des Frauenanteils in der DFG-VK von 2000 bis 2015
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Durch Infostände und Aktionen, Flugblät-
ter-schreiben und -verteilen.

Zur Zeit organisiere ich in etwa monat-
lichem Abstand Mahnwachen und Kund-
gebungen vor dem Fliegerhorst in Jagel, 
zusammen mit anderen Aktiven des Lan-
desverbandes Hamburg/Schleswig-Hol-
stein und Friedensfreundinnen und 
Friedensfreunden.

Bei Werbeveranstaltun-
gen der Bundeswehr kle-
be ich Plakate und Auf-
kleber und protestie-
re mit Transparenten 
und Mahnwachen.

Wie kann die DFG-
VK neue Mitstreite-
rinnen gewinnen?

Nach meiner Erfahrung 
können Frauen und Männer 
durch konkrete Aktionsangebote 
gewonnen werden. Wichtig ist, dass die 
Aktionen gut organisiert sind und alle da-
ran Beteiligten auf eine freudvolle Atmo-
sphäre und gute Stimmung treffen. Bei 
Aktionen, an deren Vorbereitung ich be-
teiligt bin, kann jeder seine Transparen-
te, Fahnen und Demonstrationsmittel mit-
bringen und sich mit konkreten Beiträgen 
und Anregungen beteiligen. Wir singen 
und lachen und freuen uns zusammen. 
Wir gestalten unsere Aktionen offen und 
frei. Das ist für die Entwicklung von Zuge-
hörigkeit und Gemeinschaft wichtige Vo-
raussetzung und für unser Durchstehver-
mögen förderlich.

Zuletzt ist noch zu erwähnen, dass aus 
feministischer Sicht im Militärsystem das 
schlimmste Ausmaß patriarchaler Gewalt 
praktiziert wird. Denn das militärisch or-
ganisierte Töten und Morden von Men-
schen ist die schlimmste Form von Ge-
walt. Ein System, in dem das Recht des 
Stärkeren zählt, ist undemokratisch und 
patriarchal.

•••

Susanne Winter

Warum bin ich als 
Frau in dem „Män-
nerverein“ DFG-VK 
Mitglied (geworden 
und geblieben)?

Obwohl mir viel an Gleichstellung liegt  
(... und das fängt mit Sprache an ...), habe 
ich noch nie den Eindruck gehabt, die 
DFG-VK sei ein „Männerverein“ – viel-
leicht, weil mir die politischen Aktionen, 

Veranstaltungen und Mahnwachen stets 
das eigentlich Wichtige waren und wohl 
auch, weil in meinem Umkreis viele Frau-
en aktiv sind.

Was kann/soll/muss die DFG-VK tun, da-
mit mehr Frauen in ihr Mitglied (und ak-

tiv) werden?

„Spread the news“, 
kann ich da auf 

„neu-schwä-
bisch“ nur 
sagen: Je 
mehr wir 

darüber 
reden, je 
offener wir 

unsere Sor-
gen, Ängste, un-

seren Protest und un-
sere Wut mit anderen teilen 

(... das sind in meinem Umfeld wie-
derum viele Frauen), desto eher wird der 
„Verein“ Zuwachs bekommen. In meinen 
Augen hat die Mitgliederschwäche eher 
mit der Bequemlichkeit der Menschen zu 
tun als mit Genderfragen, das Fazit bleibt 
dasselbe: reden wir mehr darüber. Viel-
leicht nicht erst, wenn wir vor lauter Ka-
tastrophen den Mund gar nicht mehr auf-
kriegen. 

•••

Sonnhild Thiel

Als ich 1961 Ulli ken-
nen lernte, war ich 
schon pazifistisch „an-
gehaucht“. Ich freute 
mich daher sehr darü-
ber, dass Ulli den 
Kriegsdienst verwei-
gerte. Ulli begann sei-
nen Zivildienst An-

fang April 1966 in Karlsruhe, Mitte April 
66 heirateten wir und wohnten ab da in 
Karlsruhe. 

1968 trat Ulli in die damalige IdK (In-
ternationale der Kriegsdienstgegner) ein 
und engagierte sich gleich in der Grup-
penarbeit. Da unsere ersten beiden Kin-
der bald kamen, habe ich zu Hause bei Bü-
roarbeiten für die IdK mitgeholfen. 1971 
legte Ulli mir ein Beitrittsformular hin 
und ich unterschrieb. Die ganze Arbeit 
für die DFG-IdK (später DFG-VK) mach-
ten wir gemeinsam, egal ob in der Gruppe 
oder im Landesverband. Mit unseren ver-
schiedenen Fähigkeiten ergänzten wir uns 
wunderbar. Auch wenn ich mehr im Hin-
tergrund arbeitete, hätte Ulli ohne mich 
nicht das leisten können, was er geleistet 

hat, und wenn ich etwas nicht gut fand, 
wurde es auch nicht angegangen. Ich hat-
te kein Problem damit, dass die DFG-VK 
damals ein fast ausschließlicher Männer-
verein war. 

Geärgert habe ich mich nur, wenn an-
dere im Verband meine Arbeit als min-

derwertig abqualifizierten, 
da für mich jede Ar-

beit, die für eine 
f r i e d l i che r e 

Welt geleis-
tet wird, 
gleichwer-
tig ist. 

Als Ende 
der 1990er 

Jahre nie-
mand mehr 

bereit war, die 
DFG-VK-Arbeit 

vor Ort zu über-
nehmen, haben wir die 

Gruppenarbeit wieder übernommen. Da 
ich nach Ullis Tod diese Arbeit nicht allei-
ne stemmen kann, versuche ich, die Auf-
gaben auf mehrere zu verteilen. Und es 
gibt einige, die mithelfen und auf die ich 
mich verlassen kann. 

Ich sehe das Problem der DFG-VK nicht 
darin, wenig Frauen als Mitglieder zu ha-
ben, sondern in der kaum vorhandenen Ju-
gend, egal welchen Geschlechts. Da müss-
ten Konzepte erarbeitet werden, wie die 
eher pragmatische Jugend für eine Mitar-
beit gewonnen werden kann. 

Man muss ja gar nicht Pazifist/in sein, 
um zu erkennen, dass Gewalt nur wieder 
Gewalt erzeugt und dass Kriege nicht zum 
Frieden führen. Es werden Unsummen an 
Geldern ausgegeben für Zerstörung und 
Tod. Mit einem Bruchteil dessen, was für 
Rüstung weltweit ausgegeben wird, könn-
te viel für eine friedlichere Zukunft er-
reicht werden. Es geht um die Zukunft der 
jungen Menschen!

•••

Lena Sachs

Zunächst einmal 
bin ich als Mensch 
und nicht als Frau 
in die DFG-VK ein-
getreten. 

Der Grund ist 
einfach: weil mir 
Ant imi l itar ismus 

eine Herzenssache ist. 
Sehr gut, dass das Thema Geschlech-

terverhältnisse aufgegriffen wird. Dass 
die DFG-VK bzw. Zusammenkünfte im 
Kontext „Friedensbewegung“ so von alten 

Frauenanteil 
in der DFG-VK 
im Jahr 2000

Frauenanteil 
in der DFG-VK 
im Jahr 2005
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Herren dominiert sind, die zum Teil we-
nig reflektiert mit ihrer männlichen Do-
minanz umgehen, macht eine aktive Be-
teiligung für mich tatsächlich unattraktiv. 
Gleichzeitig höre ich: „Mensch toll, Lena, 
dass du als Frau in diesem Bereich aktiv 
bist.“ Oder: „Wir brauchen noch eine weib-
liche Referentin. Könntest du…?“ 
Da bin ich dann auch zwie-
gespalten. Ich ärgere 
mich über die Über-
repräsentanz von 
Männern und fin-
de derartige An-
fragen zugleich 
auch irgendwo 
kränkend. Gene-
rell ist es aber es-
senziell, diese Män-
nerdominanz inner-
halb der DFG-VK, die 
ja durchaus historisch zu 
erklären ist, zu überwinden; 
sowohl aus feministischer als auch aus an-
timilitaristischer Perspektive. Das wird si-
cher ein langer Prozess. 

Vielleicht sollte mann zuerst mal die 
Stelle eines Frauenbeauftragten einrich-
ten, der dann entscheidet, dass sie DFG-
VK Themen wie Friedenspädagogik und 
Kinderrechte stärker fokussieren sollte, 
um mehr Frauen anzusprechen? Ok, zu-
gegeben, keine gute Idee. Ich denke aber, 
es könnte hilfreich sein, wenn sich frau 
da mal zusammensetzt und Ideen dazu 
spinnt. 

Nebenbei betrifft die angesprochene 
Problematik meiner Einschätzung nach 
auch nicht nur Frauen, sondern zudem ge-
nerell junge, kritische Menschen, die kein 
Interesse an Institutionsbürokratie und 
Dominanzstrukturen sowie Regenbogen-
fahnen und Friedenstauben haben. 

•••

Juliane Pilz

Als ich 1974/75 über Umwege von Bayern 
nach Essen zog und Mitglied der DFG-VK 
wurde, hätte ich mit dem Begriff Männer-
verein nichts anfangen können. Weder das 
Programm, noch die Praxis gaben Hinwei-
se darauf, dass Frauen als Mitglieder zwei-
ter Klasse eingestuft wurden. In der Or-
ganisation lernte ich viele Frauen kennen, 
die, wie ich selber, seit den 1950er Jahren 
am Widerstand gegen Wiederaufrüstung, 
Atomwaffen, Vietnamkrieg, Berufsverbo-
te und Notstandsgesetze beteiligt waren. 
Sie waren nach der Vereinigung der alten 
DFG(-IdK) mit dem jüngeren VK sowohl 
an der Basis als auch in den gewählten 
Gremien stark vertreten. 

Unter den Bedingungen des Kalten 
Krieges, dem Einfluss der neuen Frauen-
bewegung und der „68er“ trugen sie maß-
geblich dazu bei, dass sich die Organisati-
on für neue Fragestellungen öffnete und 
erste Ansätze einer neuen „Friedenskul-
tur“ statt der herrschenden „Kriegskul-
tur(en)“ entwickeln konnte. 

Die inhaltlich-politische, kam-
pagnenorientierte The-

menpalette des 
Verbandes er-

w e i t e r t e 
sich durch 
eine poli-
tisch-pazi-
fistisch ver-
s t a n d e n e 

Friedenserzie-
hung als Gegen-

modell zur Kriegsin-
doktrination von Kindesbei-

nen an. Oder „Frauen in die Bundes-
wehr – Wir sagen Nein“ als Gegenkampa-
gne zu Alice Schwarzers pseudo-emanzi-
patorischer Forderung „Frauen in die Bun-
deswehr“ trugen dazu bei, dass der Ver-
band ein zeitgemäßes Profil entwickeln 
konnte. 

Vergessener Höhepunkt dieser pazifis-
tisch-feministischen Aktivitäten war im 
November 1989 der große internationa-
le Schriftstellerinnen-Kongress „Bertha 
von Suttner. 100 Jahre Die Waffen nie-
der!“ in der Folkwang-Hochschule in Es-
sen. Den großen Eröffnungsvortrag über 
die „Urmutter des Pazifismus“ (so Christi-
an Schmidt in ZC 5/2015 in seiner Buch-
besprechung) Bertha von Suttner hielt 
die deutsch-österreichische Historikerin 
Brigitte Hamann. In Themen- und Frage-
stellungen konzipiert und organisiert von 

Frauen im Rahmen des Bertha-von-Sutt-
ner-Bildungswerks war dieser Kongress 
ein singuläres Ereignis im gespaltenen 
Deutschland der Nachkriegszeit. Über 
300 Teilnehmer_Innen und 22 Schriftstel-
lerinnen und Publizistinnen vorwiegend 
aus der BRD und DDR diskutierten über 

Sprache und Sprachgewalt, 
Kultur, Denk- und Le-

bensweisen, Mili-
tarismus, Sexis-

mus, Nationa-
lismus in Ge-
s e l l s ch a f -
ten, die un-
ter ständi-
ger Kriegs-
v o r b e r e i -

tung und 
Gewaltandro-

hung stehen. 
Ironie oder Zu-

fall der Geschichte: Von 
niemand zu diesem Zeitpunkt erwartet 
wurde zeitgleich zum Kongress die Ber-
liner Mauer geöffnet und damit der An-
fang vom Ende der Teilung Europas und 
des bipolaren Weltsystems eingeleitet. 
Auf die Umwälzungen der herrschenden 
Machtverhältnisse in Ost und West war 
keine der tradierten Antikriegs- und Frie-
densorganisationen vorbereitet. Nicht nur 
in der DFG-VK schrumpften die Mitglie-
derzahlen rapide. Dieser negative Trend 
ging einher mit Desorientierung und in-
ternen Problemen, die möglicherweise 
mehr Frauen als Männer zum Austritt oder 
in die Passivität trieben. 

Die Frage, was die DFG-VK heute tun 
kann/soll/muss, damit mehr Frauen in 
ihr aktiv werden, ist ohne die Rückbe-
sinnung auf die spezifischen Leistungen 

Frauenanteil 
in der DFG-VK 
im Jahr 2010

Frauenanteil 
in der DFG-VK 
im Jahr 2015
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von Frauen im Rahmen der politischen 
und gesellschaftlichen Möglichkeiten ih-
rer (und nicht unserer) Zeit kaum zu be-
antworten. Wenn ich „man“ wäre, würde 
ich als Erstes versuchen, heute profilierte 
Frauen von damals (z.B. Brigitte Hamann, 
Daniela Dahn, Hanne-Margret Bircken-
bach, Florence Hervé, u.a.) mit profilier-
ten emigrierten Frauen zusammenzubrin-
gen, um über Perspektiven und Aufgaben 
des Pazifismus im 21. Jahrhundert zu dis-
kutieren. Wir sollten nicht länger ignorie-
ren, dass wir in multikulturellen Einwan-
derungsgesellschaften mit Frauen und 
Männern leben, die zu unseren Diskussio-
nen viel beisteuern könnten. 

•••

Marion Küpker

Warum bin ich 
als Frau in dem 

„Männerverein“ 
DFG-VK Mitglied 
(geworden und 
geblieben)?

Gute Frage! Dies hat sehr mit meiner per-
sönlichen Geschichte zu tun. In einer 
Hamburger Jugendeinrichtung hatten wir 
in den 1980er Jahren das Glück, von den 
dortigen MitarbeiterInnen eine Frauen- 
und eine KDV-Gruppe organisiert bekom-
men zu haben. Auch gab es monatliche 
Hausplenen, sodass wir Jungerwachsene 
lernten, miteinander zu diskutieren und 
gemeinsame Entscheidungen zu treffen. 
Atomare Aufrüstung und Nato-Doppelbe-
schluss, Proteste gegen das AKW Brok-
dorf, Golfkrieg, die „No Future“-Genera-
tion und das neue Bewusstsein darüber, 
dass es die „schwarze“ Pädagogik ist, die 
Menschen zu Untertanen macht, damit sie 

in diesem globalen Ausbeutungssystem 
ihre Rolle spielen und die Züchtigung ih-
rer eigenen Kinder als Liebe verstehen.

Hier hatte ich in Hamburg den ersten 
Kontakt mit der DFG-VK, es brauchte aller-
dings noch ein paar Jahre in sozialen Be-
wegungen, bis ich vom pazifistischen Wi-
derstand überzeugt war.

Der Tschernobyl-Gau bestimmte mein 
anhaltendes Interesse an den Auswirkun-
gen radioaktiver Verseuchung, zumal ich 
mich für ein Kind und damit für die Zu-
kunft entschieden hatte. Atomtests und 
Uranabbau fast ausschließlich auf dem 
Land indigener Bevölkerungen; Uranwaf-
fen in Bomben und Munition der neuen 
Kriege und immer noch Atomwaffen in 
Deutschland. Aktiv in der Aktionsgruppe 
„Gewaltfreie Aktion Atomwaffen Abschaf-
fen“ wurden wir 2001 Mitgliedsorganisa-
tion in der DFG-VK. Mein anhaltendes in-
ternationales Engagement führte dazu, 
mich zur Internationalen Koordinatorin 
gegen Atom- und Uranwaffen für die DFG-
VK wählen zu lassen. Als alleinerziehende 
Mutter war es mir wichtig, für mein Kind 
in der Erziehung präsent zu sein, sodass 
meine politische Arbeit zur sinnerfüllen-
den „Neben“-Tätigkeit wurde. Die Anbin-
dung an und Vernetzung mit der DFG-VK 
(und deren Gruppen) machte dieses in die-
sem Umfang erst möglich: Organisierung 
von Vortrags-Veranstaltungen u.a. mit in-
ternationalen Gästen und auch die Über-
nahme von Fahrtkosten, Ausbildung zur 
Campaignerin und vieles mehr. Durch die 
Eingebundenheit in unser soziales Netz-
werk finden Diskussionen und Reflexio-
nen zu den aktuellen Kriegsthemen statt 
und auch Schutz vor Repression. Es ist 
schön, sagen zu können, zur ältesten deut-
schen Friedensorganisation zu gehören, 
deren ursprüngliches Gründungsmitglied 
auch eine Frau – Bertha von Suttner – war. 
Nie wieder Krieg, die Waffen nieder!

Was kann/soll/muss die DFG-VK tun, da-
mit mehr Frauen in ihr Mitglied werden?

Es hat sich viel in den letzten Jahrzehnten 
verändert, auch in Bezug auf die Arbeits-
schwerpunkte in der DFG-VK. Aus meiner 
Sicht lag in der nun auch schon länger zu-
rückliegenden Vergangenheit der Schwer-
punkt der Arbeit in den Beratungen durch 
die KDV-Gruppen. Dieses Angebot richte-
te sich meist an junge Männer, sodass die 
Landesverbände in der Regel jeweils eine 
Stelle mit Männern einrichteten, um die 
Arbeit zu koordinieren, die über ein eh-
renamtliches Ausmaß hinaus geleistet wer-
den muss/te. Heute nehme ich es so wahr, 
dass es am ehesten diese Männer sind, die 
unsere neuen Kampagnen für die DFG-VK 
voranbringen. Für Campaignerinnen wur-
den bisher aber noch keine (neuen) Stellen 
eingerichtet. In der Gesellschaft wird im-
mer mehr auf eine Frauenquote geachtet, 
und in politischen Organisationen werden  
neue BewegungsarbeiterInnen-Stellen ein-
gerichtet (z.B. Netzwerk Friedenskooperati- 
ve, in dem bisher aber auch nur Männer 
angestellt wurden). Auch die DFG-VK soll- 
te anfangen, Schritte in Richtung Bewe-
gungsarbeiterinnen-Stellen zu gehen. Dabei 
wäre allerdings darauf zu achten, tatsäch- 
lich die Frauen auch in ihren Bereichen als 
Campaignerinnen arbeiten zu lassen und 
sie nicht darin zur typisch frauenrollen- 
spezifischen Zuarbeit verpflichten zu wol-
len. Größtmögliche Unabhängigkeit auf 
gleicher Augenhöhe wird dieses erst at-
traktiv werden lassen, und es braucht dazu 
sicher eine Arbeitsgruppe. Dieses könnte 
z.B. an dem gesellschaftlich viel diskutier-
tem Thema Existenzgeld angelehnt sein.

Jedenfalls sollte dieses Thema, gerade 
vor dem Hintergrund der 125-Jahresfeier 
und in Anlehnung an Bertha von Suttner, 
zwingend für die DFG-VK sein, wenn sie 
zeitgemäß sein möchte!

Rosel Lohse-Link (1905-1997)
Ehrenmitglied der DFG-VK; Mitglied  
im IdK-Bundesvorstand (1947-1953),  
stellvertretende IdK-Bundesvorsit- 
zende (1954/55).

Helene Stöcker (1869-1943)
Präsidiumsmitglied der DFG (1919-1929), 
 Mitbegründerin der Deutschen Liga für  
Menschenrechte,  des Bundes der Kriegs- 
dienstgegner und der War Resisters´ In- 
ternational, Ratsmitglied des Internatio- 
nal Peace Bureau; nach 1933 Exil in  
Schweden und den USA.

Ingeborg Küster (1909-2004)
Sekretärin der Geschäftsstelle der DFG 
und Privatsekretärin des geschäftsfüh- 
renden DFG-Vorsitzenden Fritz Küster  
(1929-1933); Redaktionssekretärin der  
Wochenzeitung „Das Andere Deutsch-
land“ (1925-1933 hrsg. von F. Küster;  
Publikationsorgan des Westdeutschen 
Landesverbands der DFG; Neugründung 
nach dem Krieg, von 1963 bis 1969 
hrsg. von Ingeborg Küster); Mitbegrün- 
derin und in der Leitung der Westdeut-
schen Frauenfriedensbewegung  
(1952-1974). 

Bertha von Suttner (1843-1914)
Mitbegründerin der DFG (1892), Grün- 
derin der Österreichischen Friedensge- 
sellschaft (1891); erhielt 1905 als ers- 
te Frau den Friedensnobelpreis, dessen 
Stiftung 1901 auf ihre Anregung zurück- 
ging;  Autorin des weltbekannten Buchs  
„Die Waffen nieder“
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2017 wird unsere Organi-
sation 125 Jahre alt 
– 1892 wurde die 

Deutsche Friedensgesellschaft von den 
späteren FriedensnobelpreisträgerInnen 
Bertha von Suttner und Alfred Hermann 
Fried gegründet. Aktuell bereitet eine Ar-
beitsgruppe das Jubiläumsjahr vor. 

Seit dem Bundeskongress 2015 finden 
regelmäßig Telefonkonferenzen der etwa 
acht Leute umfassenden „AG Öffentlich-
keitsarbeit/125 Jahre DFG“ statt. Dabei 
wurden viele Vorschläge gemacht, Debat-
ten geführt, Ideen entwickelt (und wie-
der verworfen) und Konzepte erstellt: 
Das 125-Jährige soll dem Verband neuen 
Schwung geben!

Auch bei der Sitzung des Bundesaus-
schusses im März sowie beim Social-Me-
dia-Workshop im April wurde bereits in 
mehreren kleinen Arbeitsgruppen über 
das Jubiläumsjahr gesprochen. Denn er-
folgreich wird es nur, wenn viele Mitglie-
der mitmachen: Sich selber engagieren 
oder – was auch sehr wichtig ist – zur Fi-
nanzierung der vielen ausgearbeiteten Ide-
en beitragen. 

125 Jahre DFG-VK –  
Die Waffen nieder!

Zentral für das Jubiläumsjahr ist das ein-
heitliche Auftreten. In langen Diskussi-
onen hat die Arbeitsgruppe zahlreiche 
Logo- und Slogan-Entwürfe zum 125-Jähri-
gen diskutiert. Gemeinsam mit dem Bun-

dessprecherInnenkreis (BSK) wurde eine 
engere Auswahl getroffen und den Dele-
gierten des Bundesausschusses letztlich 
ein Entwurf mit dem zentralen Slogan „Die 
Waffen nieder!“ vorgelegt – ein Motto, der 
auf den bekannten Roman der DFG-Grün-
derin Bertha von Suttner zurückgeht und 
damit sowohl die historische Herkunft 
als auch den andauernden Einsatz gegen 
Krieg, Gewalt und Militär beinhaltet. Das 
Jubiläumslogo soll auf Flyern, Schreiben 
und anderen Materialien von etwa Sep-
tember 2016 bis Ende 2017 verwendet und 
den Orts- und Regionalgruppen für ihre 
Arbeit digital zur Verfügung gestellt wer-
den.

Damit soll das Logo zum gesamten 
„Corporate Design“ der DFG-VK beitragen 
und helfen, die aktuellen Defizite in Sa-
chen „einheitliches Auftreten“ abzubauen. 
Alle Aktiven werden weiterhin gebeten, 
sich bei der Erstellung von Materialien an 
die vom Bundesausschuss bereits vor Jah-
ren verabschiedeten „Corporate Design“- 
Richtlinien zu – leichte Erkennbarkeit ist 
für politische Organisationen heute ex-
trem wichtig. 

Patenschaftsstelle

Die Unterstützung ehrenamtlicher Arbeit 
durch finanziell abgesicherte professionel-
le Strukturen hat sich in der jüngeren Ver-
bands-Vergangenheit als sehr wichtig he-
rausgestellt. In Zeiten immer komplexer 
werdender Politik und neuer Wege, poli-

tische Inhalte an Menschen heranzutra-
gen, sind kontinuierlich arbeitende Akti-
Iistinnen unabdingbar. Um die Arbeiten 
rund um das Jubiläum voranzutreiben und 
zu tragen, wurde bereits auf dem  Bun-
deskongress 2015 in Mannheim mit dem 
Antrag „125 Jahre DFG-VK: Öffentlich-
keitsarbeit der DFG-VK 2015 bis 2017“ die 
Einrichtung einer Patenschaftsstelle be-
schlossen. Einige Aufgaben des Stellenin-
habers sind:

• Einlesen in die Historie der DFG(-VK), 
um „ExpertIn“/erster AnsprechpartnerIn 
für das Thema zu sein – organisationsin-
tern und auch für die Presse/Öffentlich-
keit;
• enger Austausch mit den Aktiven in der 
DFG-VK (darunter BSK, BA-Mitglieder und 
politischer Geschäftsführer) und nach 
Möglichkeit Umsetzung/Ausarbeitung/
Weiterentwicklung gemachter Wünsche/
Idee/Vorschläge;
• Erstellung von Materialien zum „125-Jäh-
rigen“ (in Zusammenarbeit mit dem po-
litischen Geschäftsführer z.B. einen DF-
G(-VK)-Wandkalender);
• Ideenentwicklung für weiteres Fundrai-
sing und öffentlichkeitswirksame Aktio-
nen im Rahmen des Jubiläums;
• Anwesenheit bei und Unterstützung von 
DFG-VK-Aktionen vor Ort (so möglich/ir-
gendwann realisiert mit dem DFG-VK-Bul-
li – siehe unten);
• Verfassen von Pressemitteilungen, in de-
nen die Historie der DFG(-VK) aufgegrif-

Geschichte zum Aufbruch
Im November 2017 wird die DFG-VK 125 Jahre alt – Chance zur Rückbesinnung und zum Vorwärtsdenken
Von Michael Schulze von Glaßer

2017: 125 Jahre DFG-VK

DFG-VK-Spendenkonto: Bank für Sozialwirtschaft•IBAN: DE37370205000008304606•BIC: BFSWDE33XXX 000•Zweck: 125-Jahre
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2017: 125 Jahre DFG-VK

fen wird, die aber Aktuelles (und/oder in 
die Zukunft Gerichtetes) zum Anlass ha-
ben;
• Kontakt und Zusammenarbeit mit Gui-
do Grünewald als DFG-VK-Historiker – 
z.B. Organisation von Vortragstouren 
(Herstellen von Kontakt zwischen Guido 
Grünewald und lokalen Gruppen);
• Mitarbeit bei der Vorbereitung des Bun-
deskongresses 2017, damit das Thema 
„125-Jahre DFG“ abgedeckt wird (z.B. Or-
ganisation eines Vortrags mit Guido Grü-
newald an einem Kongress-Abend)

Als Besetzung für die bis Ende 2017 mit 
– aktuell nur – 400 Euro/Monat von den 
DFG-VK-Gruppen Augsburg, Frankfurt am 
Main, Ludwigsburg, Stuttgart, Köln und 
Kassel sowie dem Landesverband Nieder-
sachsen finanzierten Stelle konnte Tho-
mas Mickan gewonnen werden. Der jun-
ge Stuttgarter ist bereits seit Jahren in der 
DFG-VK aktiv. Sein umfangreiches Fach-
wissen über Sicherheitspolitik hat sich der 
studierte Politikwissenschaftler vor allem 
im Rahmen seiner Arbeit bei der „Infor-
mationsstelle Militarisierung“ in Tübingen 
angeeignet. Vielen DFG-VK-Mitgliedern ist 
er von Vorträgen zu den Themen „Droh-
nen“ sowie „Bundeswehr-Rekrutierung“ 
bekannt. Seinen Arbeitsplatz wird Thomas 
Mickan in der DFG-VK-Bundesgeschäfts-
stelle in Stuttgart haben.

Noch ist die Stelle nur gering finanziert, 
so dass dort lediglich wenige Tage im Mo-
nat gearbeitet werden kann. Es können 
sich aber alle Gruppen sowie auch Ein-
zelpersonen an der Finanzierung – egal in 
welcher Höhe – beteiligen (Kontodaten 
siehe Kasten): Je mehr Geld zusammen-
kommt, desto umfangreicher können die 
Arbeiten zum 125-Jährigen betrieben wer-
den. Das Geld der Gruppen sollte „arbei-
ten“ – nur so kann die DFG-VK erfolgreich 
sein und z.B. neue Mitglieder gewinnen.

Zum Jubiläum ein Bulli

Bereits auf der Haushaltssitzung des Bun-
desausschusses im letzten Dezember in 
Kassel wurde über die Anschaffung ei-
nes Busses für die Organisation diskutiert. 
Zwar wurde ein Finanzantrag zum Kauf 
eines Omnibusses abgelehnt, eine kleine-
re Variante – beispielsweise ein VW-Bulli 
– erscheint vielen Aktiven aus der Öffent-
lichkeitsarbeit-AG aber als durchaus erstre-
benswertes und realistisches Ziel. Als eine 
der größten Friedensorganisationen des 
Landes, die noch dazu in Regional- und 
Ortsgruppen auf eine große Fläche ver-
teilt ist, kann ein Fahrzeug ein verbinden-
des Element sein und die politische Arbeit 
in der Fläche entscheidend unterstützen. 

Dabei kann ein Fahrzeug bzw. konkret ein 
Bulli sowohl für den Transport von (auch 
größeren) Materialien als auch Personen 
verwendet werden. Ein solches Fahrzeug 
ist dabei auch immer ein Blickfang. Und 
so gibt es viele Möglichkeiten zur Verwen-
dung eines DFG-VK-Bullis.

Als Basisorganisation, die gut mit ande-
ren Friedensgruppen vernetzt ist, wäre es 
etwa möglich, „Sommertouren“ zu organi-
sieren und mehrere Wochen am Stück von 
Stadt zu Stadt zu fahren und gemeinsam 
mit lokalen Gruppen Infostände und Ak-
tionen durchzuführen. Dies könnte man 
auch mit thematischen Schwerpunkten 
verbinden: Etwa gezielte Touren durch 
Städte mit großer Rüstungsindustrie (in 
Zusammenarbeit mit der „Aktion Auf-
schrei“). Ein weiteres Beispiel: Der ange-
strebte Bulli bietet genügend Stauraum, 
um aufsehenerregende Modelle (z.B. aus 
Styropor/Pappmaché) zu transportie-
ren. So wäre etwa eine Tour mit einer aus 
Pappmaché nachgebauten US-Atomwaffe 
vom Typ „B61“ durch verschiedene Städte 
möglich, bei der die Waffe in Innenstädten 
ausgestellt und ihre Zerstörungskraft da-
neben auf einer Karte aufgezeigt wird. Ge-
rade Aktionen, die „Bilder“ schaffen, sind 
in der heutigen Zeit nötig, um sowohl bei 
PassantInnen als auch in den Medien Auf-
merksamkeit zu erregen. Ein Bulli könnte 
ein sinnvolles Hilfsmittel dabei sein.

Die Orts- und Regionalgruppen könn-
ten das Fahrzeug aber auch selbst nutzen: 
Viele Gruppen mieten sich aktuell Begleit-
fahrzeuge für ihre Sommer-Radtouren. Ein 
vom Verband zur Verfügung gestellter Bul-
li könnte die Gruppen finanziell entlasten 
und die Tour durch die Repräsentativität 
des Fahrzeugs deutlicher als politische 
Radtour sichtbar machen; denn in jedem 
Fall ist schon das (mit unserem Logo und 
evtl. weiteren Motiven folierte) Fahrzeug 

als Solches ein Blickfang und „Basis“ für 
ausgehende Aktionen und Infostände; bei-
spielsweise könnte man sich vor Messen 
(wie der jährlichen Bildungsmesse „didac-
ta“ oder der Videospielmesse „gamescom“, 
auf der die Bundeswehr jeweils wirbt) stel-
len.

Der Standort des Bullis könnte erst-
mal bei der Bundesgeschäftsstelle in Stutt-
gart (wo Thomas Mickan auf der Paten-
schaftstelle zum Jubiläumsjahr arbeitet) 
bzw. beim politischen Geschäftsführer 
(Waren) oder seinem Vertreter (Kassel) 
sein, da die Benutzung wohl hauptsäch-
lich durch das Verbandspersonal erfolgt. 
Der Bulli soll aber nicht herumstehen, son-
dern benutzt werden und also unterwegs 
sein.

Im Gegensatz zu einem Omnibus hat 
ein Bulli den Vorteil, von allen mit Au-
to-Führerschein gefahren werden zu dür-
fen. Zudem sind die Anschaffungs- und Be-
triebskosten geringer: Für den Kauf eines 
gebrauchten VW-Bullis neueren Typs wird 
mit etwa 15 000 Euro gerechnet. Die jähr-
lichen Betriebskosten sind mit 2 000 Euro 
zuzüglich Sprit veranschlagt. Ein Weg, das 
Fahrzeug zu finanzieren, soll der Verkauf 
kleiner „Modellbullis“ sein – sozusagen 
unser angestrebtes Fahrzeug „in klein“. So 
wie etwa viele Kirchen symbolisch „Stei-
ne“ verkaufen, um neue Gebäude zu fi-
nanzieren, kann man dann einen DFG-VK-
Bulli im Maßstab 1:87 zu einem Solidari-
täts-Preis erwerben, um den realen Bul-
li zu finanzieren. Die Modelle sollen ein 
haptischer Anreiz sein, der DFG-VK be-
nötigte Finanzen zukommen zu lassen. So 
könnten alle SpenderInnen, die im Jubilä-
umsjahr 25 Euro oder mehr geben, ein Mo-
dell bekommen. Bei dem aktuell von der 
Öffentlichkeitsarbeit-AG angedachten Mo-
bellbulli wäre eine Einnahme von über 
10 000 Euro möglich – realistisch wohl im-

Virtuell existiert er schon, der DFG-VK-Bulli
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merhin einige tausend Euro. Diese Art der 
Finanzierung kann also nur ein Teil sein: 
Auch der Bundesverband sollte zur Finan-
zierung beitragen.

Friedensbewegungs-Comic

Wie bringt man jüngeren Menschen Frie-
denspolitik und die Geschichte unserer 
Bewegung – die 125-Jährige Geschichte 
unseres Verbands – nahe? Am besten mit 
einem Medium, das einfach zu verstehen 
und für sie ansprechend ist, etwa einem 
Comic. In einigen Monaten wird ein von 
der DFG-VK und finanziell von der Ber-
tha-von-Suttner-Stiftung unterstütztes Co-
mic-Buch über die Friedensbewegung er-
scheinen: Die „Kleine Geschichte der 
Kriegsgegnerschaft – In Deutschland von 
1800 bis heute“ erzählt – dem Namen ent-

sprechend – die Geschichte der Friedens- 
und antimilitaristischen Bewegung von ih-
ren Anfängen wie etwa der Gründung der 
DFG über den Widerstand gegen die Welt-
kriege, die Großdemonstrationen im „Kal-
ten Krieg“ bis hin zu aktuellen Protesten 
gegen Drohnen und Militär-Werbung. 

Das rund 80 Seiten umfassende Buch 
zeigt dabei Aktionsformen der Bewegung 
aus verschiedenen Generationen. Es bietet 
sich daher beispielsweise an, die im „Un-
rast“-Verlag erscheinende, etwa 10 Euro 
teure „Kleine Geschichte der  Kriegsgeg-
nerschaft“ an Jüngere zu verschenken 
oder auch auf Infoständen dabei zu haben.

Die Comics im Buch stammen vom 
erfahrenen Illustrator „Findus“, dessen 
Zeichnungen bereits auf zahlreichen Ma-
terialien der DFG-VK – etwa den „Lilliy & 
Felix“-Materialien gegen Bundeswehr-Re-

krutierung sowie den neuen 
Aufklebern, Plakaten und 
Banner gegen Kampfdroh-
nen – zu sehen sind. Den In-
halt des Buchs steuert der 
Autor dieser Zeilen bei und 
wird dabei von Joachim 
Schramm von der DFG-VK 
NRW und der Suttner-Stif-
tung unterstützt.

 Weitere Pläne  
 und Ideen

Neben den „größeren“ Pro-
jekten zum Jubiläumsjahr 
gibt es noch weitere klei-
nere Vorhaben bzw. noch 
nicht bis ins Detail konzi-
pierte Pläne: Selbstverständ-
lich wird es zum Jubiläum 
einen Flyer geben. Dieser 
wird aber nicht nur die Ge-
schichte der DFG-VK abhan-
deln, sondern ist, wie alle 
Aktivitäten im Rahmen des 
Jubiläumsjahres die Zukunft 

im Blick haben, auch zur Mitgliedergewin-
nung da.

Zudem soll das Jubiläum auch zur Ver-
besserung der finanziellen Lage des Ver-
bands genutzt werden – konkret mit ei-
ner „125 x 125“-Spendenkampagne: Frie-
densfreundInnen sollen dazu aufgerufen 
und motiviert werden einmalig 125 Euro 
zu spenden oder zehn Monate lang jeweils 
12,50 Euro. Das Geld könnte z.B. zur wei-
teren Finanzierung des Bullis genutzt wer-
den.

Auch über den Bundeskongress im Ju-
biläumsjahr hat sich die AG Öffentlich-
keitsarbeit bereits Gedanken gemacht: 
Für den Kongress, der vom 10. bis 12. No-
vember 2017 stattfinden wird, können 
wir wahrscheinlich – abhängig vom Ver-
anstaltungsort – die populäre christliche 
Pazifistin Margot Käßmann als Rednerin 
zu „125-Jahre DFG“ gewinnen. Mit ihr hät-
te unser Kongress die gute Möglichkeit, 
von der Öffentlichkeit wahrgenommen zu 
werden. Darüber – und über viele andere 
Ideen zum 125-Jährigen – muss aber auf 
den nächsten Bundessusschuss-Sitzungen, 
beginnend mit der im Juli, beraten und 
entschieden werden.

Geschichte zum Aufbruch

Viel ist geplant für das Jubiläumsjahr! 
Eine „Dramaturgie/Chronologie“ soll das 
Geplante bald einfacher fassbar machen. 
Richtig losgehen wird die Arbeit zum 
125-Jährigen aber erst Ende Mai, wenn 
Thomas Mickan die Patenschaftsstelle be-
setzt. Aber jedes DFG-VK-Mitglied – und 
sollte – sich einbringen: Die AG Öffent-
lichkeit ist für weitere Ideen und Vorschlä-
ge sowie neue MitstreiterInnen und Mit-
streiter offen: E-Mail-Kontakt über svg@
dfg-vk.de

Michael Schulze von Glaßer ist stellver-
tretender politischer Geschäftsführer der 
DFG-VK.

Deutsche Soldaten kämpfen mit im Cyberkrieg
Die fünfte „Teilstreitkraft“ der Bundeswehr
Von Ralf Cüppers

Nicht mit Panzern und Gewehren, 
sondern mit Computer und In-
ternet üben Bundeswehr-Solda-

ten für den Cyberkrieg. So sollen feindli-
che Netze gehackt und lahmgelegt wer-
den. Neben den klassischen Räumen Land, 
Luft, See ist auch der Cyber-Raum ein Ope-
rationsraum.

Kriegsministerin Ursula von der Ley-
en hatte angekündigt, die Cyberkrieger 

der Eloka (elektronische Kampfführung) 
neben der Streitkräftebasis und den Teil-
streitkräften Heer, Luftwaffe und Marine 
zur fünften Teilstreitkraft aufzuwerten. 
Für sie sind schon korallenrote Mützen 
und „uringelbe“ Schulterklappen vorge-
sehen, um sie von den anderen Teilstreit-
kräften zu unterscheiden.

In der Tomburg-Kaserne in Rheinbach 
am Fuß der Eifel, Betriebszentrum IT-Sys-

tem der Bundeswehr, trainieren etwa 600 
SoldatInnen und 80 zivile MitarbeiterIn-
nen den Cyberkrieg in der Gruppe Com-
puternetzwerk-Operationen (CNO). Wäh-
rend die Bundesregierung behauptet „Die 
CNO-Kräfte wurden bisher nicht einge-
setzt“, fand man auf der bundeswehreige-
nen Seite www.kommando.streitkraefte 
basis.de/portal/a/kdoskb ein Bild: „Wahr-
nehmung des Kernauftrages im In- und 

2017: 125 Jahre DFG-VK
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Ausland.“ Auf dem 
Foto ist eindeutig 
das Wappen der 
CNO erkennbar, 
das die BtrbZ IT-
SysBw in der Tom-

burg-Kaserne führt, ebenso die afghani-
sche Ortsbezeichnung Mazar-E-Sharif.

Offensive Cyber- 
Fähigkeiten der Bundeswehr

Computer Netzwerk Operationen (CNO) 
werden unterschieden in:
• Computer Netzwerk Attacken (CNA) 

sind Durcheinanderbringen, Löschen, 
Fälschen und Zerstörung der Infor-
mationen in Computern und Compu-
ter-Netzwerken und/oder der Computer 
und Computer-Netzwerke insgesamt. 

• Computer Netzwerk Verteidigung 
(CND) ist der Schutz der eigenen Com-
putersysteme gegen CNA, den Attacken 
anderer mit Virenschutz und Firewalls.

• Computer Netzwerk Exploitation (CNE) 
ist Datenklau aus fremden Computersys-
temen.
Frau von der Leyen schrieb die Strate-

gische Leitlinie Cyber-Verteidigung im Ge-
schäftsbereich BMVg: 

„Da auch ein Gegner von seinen eige-
nen Fähigkeiten im Cyber-Raum und den 
von ihm genutzten Ressourcen des Cy-
ber-Raums abhängig ist, müssen im Rah-
men eines militärischen Einsatzes Wirk-
möglichkeiten vorhanden sein, um ihn in 
der Nutzung dieser Fähigkeiten und Res-
sourcen zu behindern oder sie ihm ge-
gebenenfalls völlig zu verwehren. Dazu 

können auch zielgerichtete und koor-
dinierte Maßnahmen zur Beeinträch-
tigung von fremden Informations- und 
Kommunikationssystemen sowie der 
darin verarbeiteten Informationen die-
nen, wie sie von den Kräften für Com-
puter-Netzwerkoperationen durchge-
führt werden können.“

„Wirkmöglichkeiten“ ist Militärjar-
gon für „Waffen“. Die Bundeswehr will 
also „Cyber-Waffen“ einsetzen, um in 
fremde IT-Systeme einzudringen, die-
se zu verändern oder sogar abzuschal-
ten, vom Staatstrojaner zur Militär-Mal-
ware. Cyber-Angriffe sind besonders 
geeignet, bereits deutlich unterhalb 
der Schwelle eines bewaffneten An-
griffs gesamtstaatliche Notlagen bis 
hin zu besonders schweren Unglücks-
fällen oder einen Staatsnotstand her-
vorrufen zu können. CNO sind grund-
sätzlich auch zu Angriffen in der Lage 
und führen diese durch, unter anderem 
durch den Einsatz von „Stealth-Techniken“ 
zur Tarnung von Cyberangriffen, die sei-
en grundsätzlich dazu geeignet, über die 
Zugehörigkeit von Akteuren zu einer be-
stimmten Konfliktpartei zu täuschen „Ein 
Unterscheidungserfordernis analog zur 
Kennzeichnungspflicht von Kombattan-
ten besteht für technische Einrichtun-
gen nicht.“, meint dazu die Bundesregie-
rung. Stealth-Techniken seien Tarnungs-
techniken und damit den völkerrecht-
lich grundsätzlich erlaubten Kriegslisten 
zuzuordnen. Die Nutzung so genannter 
Stealth-Techniken verletze das Heimtücke-
verbot nach dem Zusatzprotoll 1 zur Gen-
fer Konvention angeblich nicht.

Die CNO-Truppe darf also Schadpro-
gramme selbst herstellen und ihre Ur-
heberschaft verbergen und verleugnen. 
Nach Leitlinie der Ministerin sind „offen-
sive Cyber-Fähigkeiten der Bundeswehr 
als unterstützendes, komplementäres oder 
substituierendes Wirkmittel anzusehen. 
Sie haben zum einen das Potenzial, in der 
Regel nicht-letal und mit hoher Präzision 
auf gegnerische Ziele zu wirken, zum an-
deren kann diese Wirkung im Gegensatz 
zu kinetischen Wirkmitteln unter Umstän-
den sogar reversibel sein. Offensive Cy-
ber-Fähigkeiten der Bundeswehr haben 
grundsätzlich das Potenzial, das Wirkspek-
trum der Bundeswehr in multinationalen 
Einsätzen signifikant zu erweitern.“

„Militärische Wirkmittel“ sind todbrin-
gende Waffen, und in der juristischen 
Fachsprache bedeutet „in der Regel“, dass 
Ausnahmen möglich sind, dass also durch 
digitale Angriffe auch Menschen sterben 
können.

Die Bundeswehr sieht ihre Cyber-Krie-
ger nur als eine militärische Fähigkeit wie 
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jede andere auch. Soldaten der CNO kom-
men von den Universitäten der Bundes-
wehr, haben dort Informatik studiert. Laut 
Leitlinie sollen die Cyber-Krieger aber 
auch aus der „Privatwirtschaft“ kommen. 
Ohne den Kombattantenstatus als staatli-
che Armeeangehörige wären sie aber nach 
dem Zusatzprotokoll 1 zur Genfer Kon-
vention nur kriminelle Verbrecher. Durch 
Kooperation mit den gewerblichen Wirt-
schafts- und Forschungseinrichtungen 
sollen „die Möglichkeiten der Reserve für 
Cyber-Spezialisten genutzt werden kön-
nen, um in der Privatwirtschaft vorhande-
ne Personen mit Schlüssel-Know-How bei 
Bedarf in hoheitlichem Auftrag zur Unter-
stützung staatlicher Strukturen und kriti-
scher Infrastrukturen heranziehen zu kön-
nen.“

Die Bundeswehr erhöht ihr IT-Budget 
auf 1 Milliarde Euro pro Jahr, will im lau-
fenden Jahr 800 IT-SoldatInnen neu ein-
stellen und betreibt eine Werbekampagne: 
„Wir suchen IT-Talente und digitale Fach-
kräfte. Sie entwickeln mit uns die Bundes-
wehr der Zukunft.“ 18 000 Großflächen-
plakate sind für das Bundeswehr-„Projekt 
Digitale Kräfte“ gemietet. Insgesamt sol-
len es dann 21 000 IT-Stellen sein.

Wir betrachten die Digitalen Kräfte der 
CNO-Truppe als potenzielle Mörder wie 
alle anderen Soldaten auch. Das BtrbZ IT-
SysBw (Betriebszentrum IT-System der 
Bundeswehr) gehört ebenso abgeschafft 
wie die Bundeswehr insgesamt.

Ralf Cüppers ist aktiv im DFG-VK-Lan-
desverband Hamburg/Schleswig-Hol-
stein. Weitere Informationen finden sich 
in der Broschüre „Geheime Kriege“, die 
online unter www.bundeswehrabschaf-
fen.de verfügbar ist.

Antimilitarismus
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Die Zeiten sind rauer geworden für 
regierungskritische JournalistIn-
nen und SchriftstellerInnen – in 

der Türkei nicht minder als in Deutsch-
land. Die innenpolitischen Verschärfun-
gen Ankaras mit massiven juristischen Re-
pressionen gegen missliebige Medienver-
treterInnen haben unter Präsident Erdog-
an dramatisch zugenommen. Lange deu-
tete man aus Deutschland mit erhobenem 
Zeigefinger auf den türkischen Despoten, 
nicht wahrnehmend, welch bedenkliche 
Entwicklung hierzulande voran-
schreitet. 

Für die meisten 
BeobachterInnen nicht nachvoll-

ziehbar ist, dass auch in der Bundesrepub-
lik die Meinungs- und Pressefreiheit offen-
sichtlich massiv ausgehöhlt werden soll. 
Der bislang bekannteste Fall ist der des Er-
dogan-Kritikers Jan Böhmermann. Dieser 
entwickelte sich zur Staats- affäre, der tür-
kische Präsident wie die deutsche Kanzle-
rin geben ein desaströses Bild ab. 

Pressefreiheit durch Staatsanwaltschaften bedroht  
Justiz ermittelt gegen Rüstungskritiker, anstatt die Täter der „Triade des Todes“ zu verfolgen 
Von Jürgen Grässlin

Die Staatsanwaltschaft Stuttgart unterlässt Ermittlungen gegen Beamte von Rüs-
tungsexportkontrollbehörden beim illegalen G36-Gewehrdeal von Heckler & 
Koch mit Mexiko – stattdessen leitet die Münchener Staatsanwaltschaft Ermitt-
lungen gegen die Buchautoren vom „Netzwerk des Todes“ ein

Im Schatten der Böhmermann-Affäre 
spielt sich zurzeit in Süddeutschland ein 
weiteres Szenario ab, wie es die Republik 
in Sachen illegaler Waffenhandel, verhin-
derter Aufklärung durch staatliche Ermitt-
lungsbehörden und juristischer Repressi-
on gegen investigativ arbeitende Buchau-
toren in der Bundesrepublik Deutschland 
noch nicht erlebt hat.

Dieser Justizskandal führt zu dem 
Punkt, dass gegen uns drei AutorInnen 
des Enthüllungsbuches „Netzwerk des To-
des. Die kriminellen Verflechtungen von 
Waffenindustrie und Behörden“ (Mün-
chen 2015) Vorermittlungen der Staatsan-
waltschaft Stuttgart eingeleitet wurden. 
Diese sind nun zu einem förmlichen Er-
mittlungsverfahren der Staatsanwalt-
schaft München wegen des Verdachts 
verbotener Mitteilungen über Gerichts-
verhandlungen gemäß § 353d Strafge-
setzbuch gediehen. Vorgeworfen wird 
uns AutorInnen – Daniel Harrich, Da-
nuta Harrich-Zandberg und meine 
Person – die verbotene Veröffent-
lichung amtlicher Schriftstücke 
aus dem laufenden Ermittlungs-
verfahren gegen Heckler & Koch 
(H&K). An Skurrilität kaum zu 
überbieten ist die Tatsache, dass 
wir es waren, die zahlreiche die-
ser Schriftstücke zuvor an die 
Staatsanwaltschaft übergeben 
hatten, um zur Aufklärung des 
Falles beizutragen. 

Geschützt werden der-
weil womöglich rechtswid-
rig handelnde ranghohe Be-

amte im Bundeswirtschaftsministe-
rium (BMWi) und dem Bundesausfuhramt 
(Bafa) im Fall illegaler G36-Gewehrexpor-
te von H&K in mexikanische Unruhepro-
vinzen. Die Aufklärung dieser gut begrün-
deten Annahme in einem Gerichtsverfah-
ren wurde verunmöglicht, da die Stuttgar-
ter Staatsanwaltschaft die Strafanzeigen-  
erweiterung von Rechtsanwalt Rothbauer 
von 2012 gegenüber allen involvierten Be-
hördenvertretern geprüft und die Aufnah-
me von Ermittlungen abgelehnt hat. 

Schlimmer noch: Juristisch einge-
schüchtert und womöglich bestraft wer-
den sollen wir BuchautorInnen, die wir 
Licht ins Dunkel des größten und folgen-
schwersten Rüstungsexportskandals der 
letzten Jahre gebracht haben. Quo vadis 
Rechtsstaat? 

Grimme-Preisträger im Fokus 
der Ermittlungsbehörden

Am 8. April war die Welt für Außenstehen-
de noch in Ordnung. An eben diesem Frei-
tag nahm der Filmemacher und Buchau-
tor Daniel Harrich für sich und sein Team 
in Marl den renommierten Grimme-Preis 
2016 „für die journalistische Leistung bei 
der Recherche“ entgegen. Zu seinem Team 
zählen ich als Strafanzeigeerstatter und 
Fachberater des Spielfilms „Meister des To-
des“ sowie mein Rechtsanwalt Holger Roth-  
bauer. Der Grimme-Preis gilt als der re-
nommierteste deutsche Medienpreis, der 
Zuspruch für uns Preisträger war und ist 
enorm.

Was nur Eingeweihte wussten: Zu die-
sem Zeitpunkt war die Situation bereits 
dramatisch eskaliert. Längst hatte die 
Staatsanwaltschaft Stuttgart Vorermitt-
lungen gegen uns BuchautorInnen einge-
leitet. Mit den Mitteln des Rechtsstaates 
verfolgt werden seither nicht die Helfers-
helfer in den Rüstungsexport-Kontrollbe-
hörden, sondern die in bestem demokra-
tischen Sinne aufklärenden BuchautorIn-
nen. Wie konnte es dazu kommen?

Ein beachtlicher Erfolg:  
Anklageerhebung gegen  
ehemalige H&K-Geschäftsführer

Der widerrechtliche Waffendeal hat längst 
in den nationalen wie internationalen Me-
dien die Runde gemacht und kann hier 
deshalb knapp wiedergegeben werden: 
Am 19. April 2010 erstattete ich nach ein-
gehender Prüfung von Dokumenten eines 
H&K-Insiders Strafanzeige gegen mehre-
re namentlich genannte Mitarbeiter von 
H&K.

Der Vorwurf lautete: Export von insge-
samt ca. 10 000 H&K-Sturmgewehren und 
Maschinenpistolen nach Mexiko. Mit Wis-
sen der H&K-Führungsebene soll knapp 
die Hälfte der Kriegswaffen in die Unru-

schreitet. Waffenindustrie und Behörden“ (Mün
chen 2015) Vorermittlungen der Staatsan
waltschaft Stuttgart eingeleitet wurden. 
Diese sind nun zu einem förmlichen Er
mittlungsverfahren der Staatsanwalt
schaft München wegen des Verdachts 
verbotener Mitteilungen über Gerichts
verhandlungen gemäß § 353d Strafge
setzbuch gediehen. Vorgeworfen wird 
uns AutorInnen – Daniel Harrich, Da
nuta Harrich-Zandberg und meine 
Person – die verbotene Veröffent
lichung amtlicher Schriftstücke 
aus dem laufenden Ermittlungs
verfahren gegen Heckler & Koch 
(H&K). An Skurrilität kaum zu 
überbieten ist die Tatsache, dass 
wir es waren, die zahlreiche die
ser Schriftstücke zuvor an die 

amte im Bundeswirtschaftsministe
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heprovinzen Chihuahua, Chiapas, Guer-
rero und Jalisco verbracht worden sein, 
die ausdrücklich von der Belieferungser-
laubnis der deutschen Rüstungsexport-
kontrollbehörden BMWi und Bafa ausge-
nommen waren.

Diese Strafanzeige wurde von uns 
mehrfach erweitert (gegen weitere invol-
vierte Akteure, wegen des Exports von 
noch mehr Gewehren als offiziell ange-
geben etc.). Weitere Strafanzeigen folg-
ten gegen H&K (wegen der womöglich 
widerrechtlichen Nutzung einer G36-Li-
zenz zum Nachbau Zehntausender mexi-
kanischer Sturmgewehre des Typs FX05) 
sowie gegen die Ulmer und Eckenförde-
ner Kleinwaffenproduzenten Carl Walther 
und Sig Sauer (wegen des Verdachts des il-
legalen Pistolentransfers ins Bürgerkriegs-
land Kolumbien über die USA).

Fünfeinhalb Jahre nach Anzeigeerstat-
tung erhob die Staatsanwaltschaft Stutt-
gart im Oktober 2015 endlich Anklage ge-
gen sechs H&K-Verantwortliche. Sie wirft 
den beiden früheren H&K-Geschäftsfüh-
rern Joachim Meurer und Peter Beyer-
le und vier ehemaligen Mitarbeitern vor, 
Kriegswaffen „vorsätzlich“ ausgeführt zu 
haben – wohlgemerkt ohne Vorliegen der 
dafür erforderlichen Genehmigung, so die 
Formulierung in der Anklageschrift. In 
fünf Fällen – alle außer J. Meurer – sollen 
die H&K-Vertreter als „Mitglied einer Ban-
de“ agiert haben, „die sich zur fortgesetz-
ten Begehung solcher Straftaten verbun-
den hat“.

Bevor der Jurist Peter Beyerle als Ge-
schäftsführer zu H&K gewechselt war und 
letztlich die Rechtsgeschäfte – und damit 
auch die Mexiko-Gewehrdeals – des Un-
ternehmens verantwortete, war er bis zu 
seiner Pensionierung 2005 sieben Jahre 
lang Präsident des Landgerichts Rottweil 
gewesen (siehe hierzu das Kapitel „Pe-
ter Beyerle – vom Landgerichtspräsiden-
ten zum Waffenhändler“ in „Schwarz-
buch Waffenhandel. Wie Deutschland 
am Krieg verdient“, München 2013, S. 
460 ff.). 

Letztendlich habe ich 15 Personen von 
H&K namentlich angezeigt, aber weite-
re dürften in verschiedenen Tätigkeiten 
am widerrechtlichen G36-Waffendeal mit 
mehr als 4 700 Sturmgewehren u.v.a.m. 
beteiligt gewesen sein. Anklage erhoben 
wurde gegen sechs von ihnen, die Ermitt-
lungsverfahren gegen die anderen wurden 
von der Staatsanwaltschaft eingestellt. Be-
gründet wurde dies mit der Behauptung, 
dass kein hinreichender Tatverdacht er-
mittelt werden konnte. Gegen diesen Be-
schluss habe ich Beschwerde eingelegt, 
über die von der Generalstaatsanwalt-
schaft noch entschieden werden muss.

Immerhin: Erstmals in der Historie des 
– angesichts der Opferzahlen – tödlichs-
ten Unternehmens in Europa, sollen zwei 
vormalige H&K-Geschäftsführer wegen 
des Bruchs deutscher Ausfuhrgesetze vor 
Gericht stehen. Das ist bereits heute der 
größte Erfolg der Friedens- und Menschen-
rechtsbewegung in der mehr als sechzig-
jährigen Firmengeschichte der Oberndor-
fer Waffenproduzenten und -exporteure! 

Von Tätern der „Triade des Todes“ 
sollen nur H&K-Verantwortliche 
vor Gericht stehen – Warum?

Als angesichts der Unterlagen von H&K- 
Whistleblowern die Involvierung von lei-
tenden Beamten in Rüstungsexport-Kon-
trollbehörden in den Mexiko-Deal offen-  
sichtlich wurde, erweiterte Rechtsanwalt 
Rothbauer am 26. November 2012 meine 
Strafanzeige von 2010 gegen H&K auf Be-
schuldigte der zuständigen Abteilungen 
im BMWi sowie des Bafa. Geprüft werden 
sollte die Frage der vorsätzlichen, rechts-
widrigen und schuldhaften Beihilfe durch 
Unterlassen bezüglich von Exportgeneh-
migungsauflagen sowie des Endverbleibs 
der Kriegswaffen im Fall der G36-Gewehr-
lieferungen nach Mexiko.

Gegenüber der ARD verkündete die 
Staatsanwaltschaft: „Die Frage eines An-
fangsverdachts gegen Mitarbeiter des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Tech-
nologie und des Bundesamtes für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle wurde in tat-
sächlicher und rechtlicher Hinsicht um-
fassend geprüft. Dabei ergaben sich keine 
konkreten Anhaltspunkte für ein strafbe-
wehrtes Verhalten.“

Unsere Analyse fällt hingegen eindeu-
tig aus: Die Stuttgarter Staatsanwaltschaft 
gibt vor, man habe die Ermittlungen ge-
gen Behördenvertreter eingestellt, weil 
kein Anfangsverdacht existiert habe. Dazu 
mein Anwalt Rothbauer: „Die Staatsan-
waltschaft spielt mit allen juristischen und 
taktischen Kniffen, um eine Erweiterung 
des Verfahrens zu verhindern.“

Zur Klarstellung: Nie zuvor konnte bei 
einem Rüstungsexportdeal eines deut-
schen Unternehmens die Verflechtung ei-
nes industriellen Waffenexporteurs mit 
den sogenannten „Kontroll“behörden der-
art differenziert mit Informationen von 
Whistleblowern aus der Rüstungsindustrie 
aufgedeckt werden. Die Einstellung der 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen er-
folgte trotz der umfassenden Dokumenta-
tion der „Triade des Todes“ von H&K, Bun-
desausfuhramt und Bundeswirtschaftsmi-
nisterium in unserem Buch „Netzwerk des 
Todes. Die kriminellen Verflechtungen 
von Waffenindustrie und Behörden“. 

Stuttgarter Friedenspreis 2016  
für Jürgen Grässlin

„Rückenwind für Engagement  
gegen menschenverachtende  
Rüstungsexportpolitik“

Der Rüstungsgegner Jürgen Grässlin er-
hält den mit 5 000 Euro dotierten Stutt-
garter Friedenspreis 2016 der AnStifter. 

Verliehen wird der 14. Stuttgarter 
Friedenspreis im Rahmen der Friedens-
gala der AnStifter am 10. Dezember im 
Theaterhaus Stuttgart.

Jürgen Grässlin, geboren 1957 in Lör-
rach, ist Lehrer und Friedensaktivist. Im 
Rahmen seiner politischen Tätigkeit ver-
öffentlichte er zahlreiche Sachbücher 
zu Rüstungsindustrie und Bundeswehr. 
Grässlin ist Sprecher der DFG-VK und an-
derer rüstungskritischer Organisationen. 
Grässlins Engagement, z.B. gegen die il-
legalen Waffenlieferungen des Unterneh-
mens Heckler & Koch brachte ihm eine 
beachtliche mediale Aufmerksamkeit. Er 
ist in der gesamten Republik als „Lehrer“ 
und „Vorleser“ unterwegs und leistet seit 
30 Jahren wagemutigen Widerstand ge-
gen die deutsche Rüstungsindustrie.

Die Forderung nach Freiheit, Gleich-
heit, Geschwisterlichkeit, nach Ge-
rechtigkeit, ohne die es keinen Frieden 
gibt: Das ist die Agenda der AnStifter, mit 
der sie BürgerInnen aufrufen, Vorschlä-
ge für den „Stuttgarter FriedensPreis“ zu 
machen. Ausgezeichnet werden Persön-
lichkeiten, Verbände oder Initiativen, die 
sich im Namen der Menschenwürde für 
Freiheit, Recht, Gerechtigkeit einsetzen, 
die Machtmissbrauch aufdecken, die er-
mutigende, motivierende Vorbilder für 
die Gesellschaft sind.

Aus der Presseinformation  
der „AnStifter“ vom 14. Mai
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Jürgen Grässlin (Mitte, mit Mikrofon) bei  
einer Protestaktion vor der Stuttgarter  
Staatsanwaltschaft im April 2015
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Sämtliche juristischen Mittel scheinen 
nunmehr ausgeschöpft: Denn auch die 
daraufhin von mir eingelegte Beschwer-
de wurde von der Stuttgarter Justiz abge-
wiesen. Die fünfjährige Verjährungsfrist 
schützt die Beamten in BMWi und Bafa vor 
Strafverfolgung.

Dies ist bei Weitem nicht das erste il-
legale Rüstungsexportgeschäft, bei dem 
die deutsche Justiz im Sinne der Waffen-
dealer agiert. Erinnert sei beispielswei-
se an den Fall des Waffenlobbyisten Karl-

heinz Schreiber, dessen illegaler und mit 
Korruption von CSU-Größen verbunde-
ner Kriegswaffendeal mit Saudi-Arabien 
die Justiz in Augsburg beschäftige. Schrei-
ber wurde zu einer zweijährigen Haftstra-
fe verurteilt – wegen Steuerhinterziehung, 
nicht wegen illegaler Rüstungsexporte. 

Bei den H&K-Gewehrexporten in me-
xikanische Unruheprovinzen handelt es 
sich zweifelsfrei um den spektakulärsten 
und zugleich einen der folgenschwersten 
Waffentransfers dieses noch jungen 21. 

Jahrhunderts. Denn die G36-Lieferungen 
galten und gelten als Testfall für eine Neu-
orientierung der Rüstungsexportpolitik 
der Bundesregierung.

Spätestens ab 2006 sollte die Rüstungs-
exportpraxis aller vorigen Bundesregie-
rungen zum Wohle der Rüstungsindustrie 
erweitert werden. Galt bisher die Regel, 
dass ein Staat belieferungsfähig war oder 
nicht, so sollten jetzt sichere Bundeslän-
der Mexikos plötzlich auch mit Kriegswaf-
fen belieferbar sein – entgegen der vom 

Jürgen Grässlin, Mitglied des Bundes-
sprecherInnenkreises der Deutschen 
Friedensgesellschaft – Vereinigte Kriegs-
dienstgegnerInnen (DFG-VK) und einer 
der Sprecher der Kampagne „Aktion Auf-
schrei – Stoppt den Waffenhandel!“, wird 
von deutschen Strafverfolgungsbehör-
den bedroht. Mit betroffen sind die Au-
torin Danuta Harrich-Zandberg und der 
Autor und Filmemacher Daniel Harrich. 

Sie haben das Buch „Netzwerk des To-
des. Die kriminellen Verflechtungen von 
Waffenindustrie und Behörden“ verfasst 
und darin auszugsweise in Zitaten und 
partiellen Auszügen aus Dokumenten 
auf mögliche Straftaten von Vertretern 
des Waffenproduzenten und -exporteurs 
Heckler & Koch (H&K) in Zusammenar-
beit mit dem Bundeswirtschaftsministe-
rium (BMWi) und dem Bundesausfuhr-
amt (Bafa) hingewiesen.

Gegen die drei AutorInnen ermit-
telt gegenwärtig die Staatsanwaltschaft 
München wegen des Verdachts verbote-
ner Mitteilungen über Gerichtsverhand-
lungen gemäß Paragraf 353d Strafgesetz-
buch – gemeint ist die verbotene Veröf-
fentlichung amtlicher Schriftstücke. Der 
Straftatbestand sieht eine Geldstrafe oder 
eine Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr 
vor. Geprüft wird, ob noch andere Straf-
tatbestände in Betracht kommen.

Nach Auffassung des Bundesspreche-
rInnenkreises der DFG-VK ist dies der 
ebenso durchsichtige wie üble Versuch, 
Jürgen Grässlin und seine MitstreiterIn-
nen für ihre Veröffentlichungen über 
mögliche kriminelle Machenschaften 
von H&K-Beschäftigen sowie über die 
Unterstützung dieser Machenschaften 
durch ranghohe Ministerialbeamte abzu-
strafen und zu diskriminieren. Grässlin 
hatte bereits im April 2010 Strafanzeige 
gegen Heckler & Koch wegen des Ver-
dachts der Lieferung von mehr als 10 000 
G36-Sturmgewehren und MP5-Maschi-

nenpistolen in Unruheprovinzen Mexikos 
erstattet, was die zuständige Stuttgarter 
Staatsanwaltschaft dazu zwang, Ermittlun-
gen einzuleiten. Diese Strafanzeige wurde 
von Rechtsanwalt Holger Rothbauer 2012 
auf alle beteiligten Behördenvertreter er-
weitert.

Allerdings erhoben die Ermittler – trotz 
klarer Beweislage dank Grässlins und Har-
richs Recherchen – erst nach fünfeinhalb 
Jahren Anklage gegen zwei ehemalige Ge-
schäftsführer und vier Mitarbeiter von 
Heckler & Koch, in fünf dieser Fälle we-
gen des bandenmäßigen Waffenexports 
von Kriegswaffen. Dagegen weigerte sich 
die Staatsanwaltschaft, gegen das BMWi 
und die Bafa Ermittlungen einzuleiten. 
Und das obwohl die AutorInnen im „Netz-
werk-des-Todes“-Buch belegen, wie H&K 
den tödlichen Mexiko-Deal mit Unterstüt-
zung der Kontrollbehörden durchführen 
konnte.

Dieselbe Staatsanwaltschaft ist es, die 
gegen Grässlin, Harrich und Harrich-Zand- 
berg Vorermittlungen veranlasste, die 
jetzt zu den Ermittlungen der Münchener 
Staatsanwälte geführt haben. Die offen-
sichtlich als inhaltlich und politisch äu-
ßerst brisant angesehenen Schriftstücke 
im Netzwerk-Buch, die die drei AutorIn-
nen der Staatsanwaltschaft Stuttgart für 
deren Ermittlungen zur Verfügung stell-
ten, vereinnahmen die Stuttgarter Staats-
anwaltschaft als ihre Ermittlungsakten. 
Diese hätten nach ihrer Ansicht nicht me-
dial verwendet werden dürfen. Wer so 
agiert, gefährdet die Meinungs- und Pres-
sefreiheit in Deutschland!

Der BundessprecherInnenkreis der 
DFG-VK verurteilt die politisch wie juris-
tisch höchst anrüchigen Machenschaften, 
RüstungsexportkritikerInnen mundtot 
machen zu wollen, auf das Schärfste. Die-
ses Vorgehen erinnert uns in fataler Wei-
se daran, wie am Vorabend des deutschen 
Faschismus die damalige Justiz in der Wei-

marer Republik Mitglieder der Deut-
schen Friedensgesellschaft verfolgte 
und verurteilte, weil sie illegale Aufrüs-
tungsbestrebungen öffentlich machten 
– am bekanntesten dabei Friedensnobel-
preisträger Carl von Ossietzky, der 1931 
zusammen mit dem Journalisten Walter 
Kreiser wegen Landesverrats und Verrats 
militärischer Geheimnisse zu je 18 Mo-
naten Freiheitsstrafe verurteilt wurde. 
Dieser Skandal, Musterbeispiel damali-
ger politischer Justiz, zieht sich bis heute 
hin, denn eine Wiederaufnahme des Ver-
fahrens vor bundesdeutschen Gerichten 
scheiterte 1992. 

Offenbar gibt es in Deutschland eine 
unheilvolle Verquickung zwischen Jus-
tiz und Rüstungsinteressen, deren Opfer 
nun Jürgen Grässlin, Daniel Harrich und 
Danuta Harrich-Zandberg werden könn-
ten. Dagegen wird sich die DFG-VK mit 
allen ihr zur Verfügung stehenden Mit-
teln zur Wehr setzen.  

Der BundessprecherInnenkreis der 
DFG-VK ruft deswegen alle Gruppen 
und Landesverbände auf, jetzt prakti-
sche Solidarität mit Jürgen Grässlin, Da-
niel Harrich und Danuta Harrich-Zand-
berg zu zeigen: Überall muss die Öffent-
lichkeit vom skandalösen Vorgehen der 
Stuttgarter und Münchener Staatsanwalt-
schaften erfahren! Wir fordern, dass das 
Ermittlungsverfahren gegen die drei Au-
torInnen sofort eingestellt wird. Stattdes-
sen müssen Ermittlungen gegen das Bun-
deswirtschaftsministerium und das Bun-
desausfuhramt wegen des Verdachts der 
Mitwirkung an illegalen Waffengeschäf-
ten von Heckler & Koch mit Mexiko ein-
geleitet werden.

Der BundessprecherInnenkreis 
der DFG-VK im Mai 2016

Weitere Informationen siehe  
www.dfg-vk.de

Gegen die Aushöhlung der Meinungs- und Pressefreiheit – Solidarität mit Jürgen Grässlin
Erklärung des DFG-VK-BundessprecherInnenkreises

Antimilitarismus
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Auswärtigen Amt klar attestierten drama-
tischen Sicherheits- und Menschenrecht-
lage im größten mittelamerikanischen 
Land. Das Experiment Mexiko scheiter-
te folgenschwer: Seit der Lieferung von 
mehr als 4 700 G36-Gewehren, weiterer 
Maschinenpistolen und Waffenausrüstung 
(wie Tragbügel und Magazine) in mexika-
nische Unruheprovinzen wird in Chihu-
ahua, Chiapas, Jalisco und Guerrero mit 
den H&K-Sturmgewehren geschossen und 
gemordet – auch von korrupten Polizisten 
und von Drogenbanden (siehe die Zivil-
Courage-Titelgeschichte „Netzwerk des 
Todes. Kriminelle Verflechtungen von 
Rüstungsindustrie, Behörden und Poli-
tik“ in Nr. 4/2015, S. 4 ff.).

Messen  
mit unterschiedlichem Maß

Angesichts der an Absurdität schwerlich 
überbietbaren Entwicklung dieses Rüs-
tungsexportskandals sind Prognosen zum 
Fortgang dieses Falles schier unmöglich. 
An Erfahrungswerte angelehnt, hätte die 
Stuttgarter Justiz nach der Anklageerhe-
bung der Staatsanwaltschaft im Herbst 
2015 das Verfahren in diesem Frühjahr 
gegen die sechs Beschuldigten eröffnen 
müssen. Ob sie das Verfahren überhaupt 
eröffnet, steht in den Sternen. Bis zur 
Drucklegung dieser Ausgabe der Zivil-
Courage ist jedenfalls nichts dergleichen 
geschehen. 

Nach normalen Maßständen hätte an-
gesichts der von uns im Netzwerk-des-To-
des-Buches umfassend publizierten Fak-
ten und der Staatsanwaltschaft übergebe-
nen Dokumente ab 2012 längst juristisch 
geprüft werden müssen, ob weitere Betei-
ligte der Triade des Todes auf der Anklage-
bank sitzen sollen. Nach jetzigem Kennt-
nisstand werden sich dagegen höchstens 
frühere H&K-Beschäftigte vor Gericht ver-
antworten müssen – falls die Stuttgarter 
Justiz nicht auch hier noch Güte und Milde 
walten lässt, und das Landgericht Stuttgart 
die Anklage der Staatsanwaltschaft nicht 
zulässt, also kein Hauptverfahren mit öf-
fentlichem Prozess eröffnet. Aus dem 
Landgericht heißt es dazu lediglich: „Die 
Kammer prüft derzeit die Anklageschrift 
sehr intensiv“, wie die Gerichtssprecherin 
der Neuen Rottweiler Zeitung erklärte.

Der wahrscheinliche Hintergrund die-
ses Zögerns liegt auf der Hand: Bei ei-
nem öffentlichen Gerichtsverfahren läge 
eine womöglich erfolgversprechende 
Strategie für die H&K-Beschuldigten dar-
in, die Schuld weitgehend auf die Beam-
ten des BMWi und des Bafa abzuwälzen. 
Denn gegen diese kann aber aufgrund 
der verstrichenen Verjährungsfrist kein 

Strafverfahren mehr eingeleitet werden. 
Doch brüskiert und bloßgestellt wäre 
ein anderer: der für das Verfahren ver-
antwortliche Stuttgarter Staatsanwalt. Er 
hat die Fünf-Jahres-Frist gegenüber den 
Beamten des BMWi und der Bafa ver-
streichen lassen, ohne Anklage zu erhe-
ben. Schützt die Justiz Stuttgarts eine 
der Schlüsselpersonen des Verzögerns, 
Verschleppens und Verjährens vor ei-
ner öffentlichen Demontage durch Nicht-  
eröffnung des Gerichtsverfahrens? 

Rückendeckung erhält H&K auch von 
höchster Stelle im BMWi. Bei einer Frage-
stunde im Bundestag hatte der Grünen-Ab-
geordnete Ströbele am 27. April wissen 
wollen, warum H&K noch immer Aus-
fuhrgenehmigungen bekomme, „obwohl 
ein Verfahren gegen sie [die Firma] inzwi-
schen bei Gericht anhängig“ sei. Die Ant-
wort der Parlamentarischen Staatssekre-
tärin Brigitte Zypries kommt einem Frei-
fahrschein für hochkorrupte und vielfach 
widerrechtlich handelnde Rüstungskon-
zerne gleich: Nach Kenntnis der Bundes-
regierung seien die in dem Strafverfahren 
vor dem Landgericht Stuttgart Angeschul-
digten doch „nicht mehr für das Unterneh-
men tätig“, hieß es in der Antwort Zyprieś  
vom 10. Mai.

Abgesehen davon, dass es besagtes 
Strafverfahren bislang so noch nicht ein-
mal gibt, weil im Stadium des Zwischen-
verfahrens die Zulassung der Anklage 
noch unsicher ist, schützen sich die rüs-
tungsproduzierenden und -exportieren-
den Unternehmen in der Regel dadurch, 
dass sie die juristisch Beschuldigten 
freistellen, um Schaden von der Firma ab-

zuwenden. In diesem Sinne nützt die Ant-
wort der sozialdemokratischen Staatsse-
kretärin aus dem Hause Sigmar Gabriels 
nahezu allen illegal agierenden Unterneh-
men – und das sind in Deutschland fast 
alle Markführer in den jeweiligen Waffen-
branchen. 

Die Unternehmen können weiterhin in 
ihrem Sinne schalten und walten, denn 
deren widerrechtlich Handelnde „gehö-
ren damit nicht“ zu den Personen, auf die 
„die Zuverlässigkeitsprüfung bzw. die da-
mit verbundene Prüfung der Versagung 
von Genehmigungen abzustellen ist“. Mit 
anderen Worten: Selbst im Falle nachweis-
lich illegalen Waffenhandels deckt das 
Wirtschaftsministerium von höchster Ebe-
ne Unternehmen, denen laut § 6 Abs. 2 
und 3 Kriegswaffenkontrollgesetz die Ge-
nehmigung weiterer Waffenexporte ent-
zogen werden könnte, wenn nicht müsste. 

Am Ende stehen, wenn überhaupt, ei-
nige wenige Sündenböcke alibihalber vor 
Gericht, von denen sich die Firma laut-
stark distanziert. Eine harte Strafe müssen 
die Delinquenten in Deutschland nicht 
fürchten – im Gegensatz zu anderen Staa-
ten, wie z.B. in Griechenland, wo jahr-
zehntelange Haftstrafen üblich sind, auch 
für ranghohe Firmenvertreter oder Minis-
ter.

Was aber, wenn der Rechtsstaat wieder-
holt bei der Sanktionierung illegalen Waf-
fenhandels – der angesichts der immens 
hohen Opferzahlen tödlichsten Form der 
deutschen Außen-, Wirtschafts- und Si-
cherheitspolitik – derart eklatant versagt? 
Dann stellt sich in Deutschland die Demo-
kratiefrage.

Der Grimme-Preis 2016 geht an (v.l.n.r.): Manfred Hattendorf (federführender Redakteur des SWR), 
Jochen Kölsch (Producer Diwafilm), Daniel Harrich (Regisseur „Meister des Todes“ und „Tödliche Ex-
porte - wie das G36 nach Mexiko kam“), Thomas Reutter („Report Mainz“, ARD), Jürgen Grässlin (Fach-
berater beim Film „Meister des Todes“) und Wolf-Dieter Vogel (freier Journalist, taz)
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Vom Friedenspreisträger 
zum Kriminellen?

Eines aber sei an dieser Stelle unmissver-
ständlich formuliert: Der Versuch, uns 
drei BuchautorInnen – allesamt Träger des 
Grimme-Preises – mundtot zu machen, ist 
zum Scheitern verurteilt. Die Recherchen 
sind erfolgreich getätigt, die Mexiko-Filme 
sind in der ARD und ihren Spartensendern 
ausgestrahlt und von mehr als sechs Mil-
lionen Zuschauern gesehen worden, das 
Netzwerk-des-Todes-Buch ist mit all sei-
nen harten Fakten publiziert – kurzum die 
Beweise sind vorgelegt: Die Triade des To-
des funktionierte beim G36-Mexiko-Deal 
durch das intensive und wohlwollende Zu-
sammenspiel von Waffenfirma und Kon- 
trollbehörden. 

Die Wahrheit lässt sich auch durch ju-
ristische Repressionen gegen die Recher-
cheure des widerrechtlichen G36-Ge-
wehrdeals mit Mexiko nicht aus der Welt 
schaffen. Abgesehen davon, dass TV- und 
Printjournalisten wie Thomas Reutter, 
Wolf-Dieter Vogel, Hauke Friederichs, Mar-
tin Himmelheber und andere viele weitere 

Fakten recherchiert haben und weiterhin 
werden. 

Gut zu wissen: Sollte ich die Verleihung 
des Stuttgarter Friedenspreises in Einzel-
haft in einer Justizvollzugsanstalt erle-
ben – was zugegebenermaßen höchst un-
wahrscheinlich ist, denn die unterstellte 
und von uns vehement bestrittene Straftat 
würde vermutlich eher zu einer Geldstrafe 
führen –, werden andere Friedensbewegte 
Aktionen durchführen sowie gleich meh-
rere JournalistInnen in Deutschland und 
Mexiko weiter recherchieren und aufde-
cken. 

Sie alle engagieren sich für die grundge-
setzlich garantierte Presse- und Meinungs-
freiheit und damit im Sinne des demokra-
tischen Rechtsstaats – gegen die Ignoranz 
von Teilen der Stuttgarter Justiz und gegen 
äußerst einflussreiche Politiker, die im 
Hintergrund offenbar ihre Strippen zum 
Wohle krimineller Waffenhändler ziehen.

Jürgen Grässlin ist Bundessprecher der 
DFG-VK, Kampagnensprecher der „Ak-
tion Aufschrei – Stoppt den Waffenhan-
del!“ und Vorsitzender des RüstungsIn-

Antimilitarismus

Endlich ein Grund zum Loben: Gegen-
über Kolumbien, wo seit mehr als 60 Jah-
ren der längstwährende Bürgerkrieg der 
Welt tobt, verhängte die Bundesregie-
rung bereits vor Jahren ein umfängliches 
Ausfuhrverbot für Kleinwaffen, also für 
Pistolen, Maschinenpistolen oder Ge-
wehre. Umso schwerer wiegt der Vor-
wurf, wonach die kleinwaffenexportie-
renden Firmen Carl Walther in Ulm und 
SIG Sauer in Eckernförde widerrec iht-
lich Abertausende von Pistolen in das 
Bürgerkriegsland geliefert haben sollen – 
augenscheinlich über die USA. Nachdem 
der Beweis erbracht worden war, dass 
der kolumbianische Waffenmarkt mit 
Pistolen beider Firmen überschwemmt 
ist, erstatteten wir seitens des Sprecher-
kreises der Kampagne „Aktion Aufschrei 
– Stoppt den Waffenhandel!“ am 17. Fe-
bruar 2014 gegen Carl Walther und am 
22. August 2014 gegen SIG Sauer Strafan-
zeige. 

Die Reaktion der Kieler Staatsan-
waltschaft erfolgte prompt und konse-
quent: Nur wenige Tage danach führte 
sie Hausdurchsuchungen im Sig-Sauer-
Werk und in Privatwohnungen von Be-
sitzern durch. Erfreulicherweise wurde 
das Unternehmen kurz darauf mit einem 
Exportverbot belegt und musste die Rüs-
tungsproduktion in Deutschland notge-

drungen einstellen. Hier zeigt sich, was 
Staatsanwälte bewirken können, wenn sie 
widerrechtlichem Waffenhandel konse-
quent verfolgen.

Wie aber reagierte die Staatsanwalt-
schaft Stuttgart, zuständig im Fall des Ver-
dachts  illegaler Rüstungsexporte aus Ba-
den-Württemberg? Im Fall rechtswidri-
ger G36-Sturmgewehrlieferungen nach 
Mexiko führte sie zumindest zwei Haus-
durchsuchungen bei Heckler & Koch in 
Oberndorf durch und erhob – erst nach 
fünfeinhalb Jahren! – Anklage gegen vor-
mals führende H&K-Beschäftige. Selbst 
zwei Jahre nach der Strafanzeigenerstat-
tung hat sie offenbar noch nicht einmal 
eine Hausdurchsuchung beim Ulmer Pis-
tolenproduzenten durchgeführt – ge-
schweige denn Anklage erhoben. Und 
das, obwohl Carl Walther bereits vor eini-
gen Jahren wegen widerrechtlicher Waf-
fenexporte nach Guatemala über die USA 
rechtskräftig verurteilt wurde.

„In Baden-Württemberg ticken die Uh-
ren rüstungsindustrie-freundlicher als in 
Schleswig-Holstein“, urteilt Ralf Willin-
ger. Der Kinderechtsaktivist von terre des 
hommes weiß, dass Walther-Pistolen in 
Kolumbien begehrt sind. Sie werden seit 
Jahren über Läden der Staatsfirma Indu-
mil verkauft. „Die Walther P99 galt 2005 
als die meistverkaufte Pistole im Land und 

wurde von Internetusern unter zehn in 
Kolumbien verkauften Pistolen zur be-
liebtesten Pistole gewählt.“

Nach vielfachen Vor-Ort-Reisen be-
richtet Willinger: „Es ist eine traurige 
Tatsache, dass Kinder und Jugendliche in 
Kolumbien mit deutschen Waffen kämp-
fen müssen oder durch sie sterben.“ Da-
bei kann belegt werden, dass Indumil 
seit geraumer Zeit über seine Webseite 
und lokale Indumil-Shops auch die Pis-
tolen Walther P22 und P99 vertreibt. Ge-
nehmigungen dafür liegen seitens der 
deutschen Kontrollbehörden nicht vor.

Wie folgenschwer diese Waffenstrans-
fers wiegen, beschreibt Willinger: 
„Walther-Pistolen werden von kriminel-
len Banden, Paramilitärs und Gueril-
la-Gruppen benutzt, die weite Teile Ko-
lumbiens kontrollieren und viele Kinder 
in ihren Reihen haben.“ Die Mahnung 
des versierten Kolumbien-Kenners ist 
eindeutig: „Es geht nicht um einen Kava-
liersdelikt, sondern um Menschenleben.“

Seit mehr als zwei Jahren ermittelt 
die Stuttgarter Staatsanwaltschaft in aller 
Seelenruhe, zuweilen vernimmt sie Zeu-
gen. Einen akuten Handlungsbedarf hat 
sie bislang nicht erkennen lassen. Fehlt 
nur noch, dass sie das Verfahren gegen 
Carl Walther klammheimlich einstellt.

Jürgen Grässlin

Wie die Staatsanwaltschaft Stuttgart trotz des Mordens mit Walther-Pistolen in Kolumbien wenig bis nichts tut

formationsBüros (RIB e.V.). Er verfasste 
das „Schwarzbuch Waffenhandel. Wie 
Deutschland am Krieg verdient“ (Mün-
chen 2013) und ist Mitautor des Buchs 
„Netzwerk des Todes. Die kriminellen 
Verflechtungen von Waffenindustrie 
und Behörden“ (München 2015). Gräss-
lin ist Träger von mittlerweile acht Prei-
sen für Frieden und Zivilcourage. Am 
10. Dezember 2016 wird ihm der Stutt-
garter Friedenspreis verliehen. Weitere 
Informationen im Internet: www.juer-
gengraesslin.com, www.dfg-vk.de, www.
aufschrei-waffenhandel.de, www.rib-ev.
de
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Soziale Medien sind als Werkzeuge für 
politische Organisationen in der heu-
tigen Zeit nicht mehr wegzudenken. 

Trotzdem bleiben viele Friedensorganisati-
onen in Deutschland hinter ihrem Potenzi-
al, diese zu nutzen, um die Öffentlichkeit 
zu erreichen, die öffentliche Meinung zu 
beeinflussen und Mitglieder zu gewinnen. 
Aus diesem Grund trafen sich am 9./10. 
April DFG-VK-Aktive in Kassel zu einem 
Seminar, um sich über die Möglichkeiten, 
die soziale Medien bieten, zu beraten.

Soziale Medien ermöglichen das Aus-
tauschen von Informationen zwischen ei-
ner Menge an Personen und in einer Ge-
schwindigkeit, die größer und schneller 
sind als alle Kommunikationswege zuvor; 
und das bei geringen Kosten. Sie ermögli-
chen das Vorantreiben von zwei Themen, 
die für die Friedensbewegung von vitalem 
Nutzen sind: internationale Solidarität und 
Massenbewegungen. Die Friedensbewe-
gung kann dann erfolgreich sein, wenn 
sie an die öffentliche Meinung appelliert. 
Wenn genug Menschen verstehen, dass 

sie ihre Macht nur abgegeben haben, so 
ist das die Grundlage dafür, sie wieder zu-
rückzuholen. Und genau das funktioniert 
nachhaltig und effektiv nur, wenn die Be-
teiligung an direkten gewaltfreien Akti-
onen groß genug ist. Der arabische Früh-
ling ist ein Beispiel dafür, wie soziale Me-
dien genutzt werden können, um zu mo-
bilisieren.

Leider nutzt die Friedensbewegung 
hierzulande ihr Potenzial in den neuen 
Medien nicht ausreichend. Youtube, Face-
book, Tumblr, Instagram, Twitter und Co. 
scheinen für viele aus unserer Organisati-
on ein Fremdwort zu sein. Die Frage, wer 
hinter dem Twitter-Account mit dem Na-
men „DFG-VK“ steckt, ist nach wie vor un-
geklärt. 

Natürlich sind große Organisationen im 
Kapitalismus neben diesem selbst immer 
ein Problem, und Datenschutzfragen dür-
fen nicht außer Acht gelassen werden. Es 
muss ein Bewusstsein darüber bestehen, 
dass beispielsweise auch Geheimdiens-
te alle Informationen und Meta-Daten er-

Soziale Medien im Kontext  
friedenspolitischer Arbeit 
DFG-VK-Seminar über Chancen und Risiken 
Von Benno Malte Fuchs

Antimilitarismus

Ein großes Thema auf dem Social-Me-
dia-Seminar im April war der Um-
gang mit Daten durch Plattform-An-
bieter wie Facebook. Die Vorbehalte 
gegen die Großunternehmen sind 
berechtigt, dennoch trägt vor allem 
unser Facebook-Auftritt enorm zur 
Bekanntheit der DFG-VK bei. 

1 500 Menschen folgten uns im Novem-
ber letzten Jahres auf Facebook. Durch 
kontinuierliche Arbeit – das Posten von 
Aktionsfotos der Basisgruppen, eine Bil-
derreihe unter der Überschrift „Fakten 
gegen Krieg“ und Hintergrundinformati-
onen – hat sich diese Zahl bis April mit 
3 400 mehr als verdoppelt. Dabei ist die 
Resonanz der Menschen, die unsere Fa-
cebook-Seite besuchen und Postings fast 
ausnahmslos positiv kommentieren: Leu-
te schrieben schon, „gerade die Beitritts-
erklärung zur DFG-VK abgeschickt“ oder 
gespendet zu haben. Facebook macht 
uns – vor allem bei jüngeren Leuten – 
sichtbar, wie die Statistiken zeigen: Un-

sere Posts erreichen zehntausende Men-
schen. Beiträge über den Syrien-Krieg und 
über horrende Militärausgaben erreichten 
sogar weit über einhunderttausend Men-
schen und wurden tausendfach „geliked“.

DFG-VK-Gruppen sollten Facebook nut-
zen, um Menschen zu erreichen – wir dür-
fen uns von aktuellen technischen und so-
zialen Entwicklungen nicht abhängen las-
sen. Das entbindet nicht von einer kriti-
schen Auseinandersetzung mit neuen Me-
dien. Doch der Nutzen für unseren Ver-
band überwiegt aktuell bei Weitem. Wer-
det daher in Social-Media aktiv oder unter-
stützt den DFG-VK-Bundesverband, indem 
ihr beispielsweise Fotos eurer Aktionen 
zur Verfügung stellt, damit wir die vielfäl-
tigen Aktivitäten unseres Verbands auch 
auf Facebook und weiteren Medienplatt-
formen präsentieren können – einfach 
mailen: svg@dfg-vk.de

Michael Schulze von Glaßer ist stellver-
tretender politischer Geschäftsführer der  
DFG-VK.

Social-Media offensiv nutzen: Die DFG-VK auf Facebook

halten, speichern und auswerten, die wir 
über diese Medien streuen. Aber die Zahl 
an Menschen, die mithilfe dieser alltagspo-
litischen Werkzeuge erreicht werden kön-
nen, ist so immens, dass dabei die Vorteile 
die Nachteile deutlich überwiegen.

In meiner Arbeit gegen die Militarisie-
rung der Jugend beschäftigt mich täglich 
die Frage: Wie können wir Interesse bei 
Jugendlichen für die Friedens- und Antik-
riegsarbeit wecken? Und eine der Antwor-
ten auf diese Frage lautet: soziale Medien. 
Das ist der Ort, an dem junge Menschen 
heutzutage viel Zeit verbringen. Hier tau-
schen sie innerhalb kürzester Zeit Meinun-
gen untereinander aus und prägen sich so 
auch in politischer Hinsicht. Das geschieht 
über Bilder und Überschriften, die schnell 
Aufmerksamkeit auf sich lenken und be-
reits innerhalb der ersten drei Sekunden 
etwas über das Thema verraten; so wird 
dann Interesse für die weiteren Inhalte 
generiert. Es ist wichtig, unter der Flut an 
Banalitäten nicht völlig aus dem Blick der 
zu gewinnenden Mitglieder zu verschwin-
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den. Sogenannte „filter Bubbles“ erschwe-
ren es zusätzlich, zu den Nutzern durch-
zudringen. Die Suchalgorithmen und die 
Notwendigkeit, die Menge an Informati-
onsangeboten zu selektieren, führen dazu, 
dass die User sich oft in ihrer eigenen Welt 
bewegen, in der andere oder neue Ideen 
nur wenig Platz finden.

Es geht bei der Kontaktpflege durch so-
ziale Medien also nicht wirklich darum, 
große Gedankenkonstrukte und schwie-
rige Theorien zu vermitteln, sondern um 
kleine Schritte, die keine zu große Hemm-
schwelle aufbauen und es ermöglichen, ei-
nen tieferen Kontakt vorzubereiten.

Diejenigen, die der Titel „abholt“, 
möchten gerne direkt etwas tun. Bei-
spielsweise etwas bestätigen, kommen-
tieren, unterschreiben, spenden, Material 
bestellen oder ein Beitrittsformular ausfül-
len. Das sollte einfach zu finden sein, denn 
Geduld ist bei vielen Nutzern heutzutage 
sehr rar. Das Internet bietet viele Möglich-
keiten der Partizipation. Wir müssen ein-
beziehen, anregen mitzumachen und al-

len das Gefühl vermitteln, dabei sein zu 
können. Und das ist einfach, jedeR kann 
im Internet dazu beitragen, gute Interak-
tion zu gestalten. Dabei ist auch zu beach-
ten, dass der Zeitraum, in dem etwas als 
schon nicht mehr aktuell gilt, sich enorm 
verkürzt hat. Die Fülle an Informationen 
hat auch die Geschwindigkeit beeinflusst, 
in der wir diese bearbeiten. Genau das ist 
eine der Herausforderungen, die soziale 
Medien an uns stellen. Die Schnelllebig-
keit und somit auch Kurzlebigkeit der In-
halte widerspricht der Nachhaltigkeit, die 
Friedensarbeit bedarf, und dem auf neue 
Alternativen und unterschiedliche Pers-
pektiven ausgelegten Friedensjournalis-
mus. Wir dürfen nicht davon ausgehen, 
mit unseren Posts auf Facebook direkt et-
was an Grundeinstellungen, Werten und 
Normen unserer Interessenten zu verän-
dern. Für die Etablierung eines Erstkon-
takts zu unserer Bewegung ist das jedoch 
auch nicht der Anspruch. Die Reichweite 
und die Einfachheit, mit der wir an unter-
schiedlichste Kontakte kommen können, 

ist mit nichts zu vergleichen, was es vor 
der Zeit der sozialen Medien gab. Es wäre 
fahrlässig, daraus nichts zu machen.

Empfehlenswert für unsere Mitglieder 
wäre ein mehrtägiger praktischer Work-
shop, in dem vermittelt werden kann, wie 
soziale Medien für die politische Arbeit ge-
nutzt werden können. Dabei könnte sich 
auch ein Expertenteam herausbilden, das 
für die DFG-VK beratend und unterstüt-
zend bei der Ausgestaltung eines Medi-
enkonzepts und möglichen Herausforde-
rungen auf diesem Gebiet zur Seite stehen 
kann. Es ist unbedingt notwendig für uns, 
hier professionell zu agieren.

Bei Interesse, Fragen und Ideen können 
sich die LeserInnen dieses Artikels gerne 
an die E-Mail Adresse socialmedia@info.
dfg-vk.de wenden.

Benno Malte Fuchs arbeitet zurzeit für 
die Kampagne „Schulfrei für die Bundes-
wehr – Lernen für den Frieden!“ in der 
Geschäftsstelle des DFG-VK-Landesver-
bands Baden-Württemberg in Stuttgart.

Wir haben als DFG-VK beschlos-
sen, uns den gesellschaftlichen 
Herausforderungen zu stellen. 

So sollen die inzwischen nicht mehr ganz 
so „Neuen Medien“ in die Verbandsarbeit 
eingebunden werden. Die Idee ist gut. Das 
Problem ist, dass niemand wirklich weiß, 
was das bedeutet, wohin das geht, welche 
Folgen das zeitigt. Deshalb ist aber auch 
jede Überheblichkeit, bestimmte Begrif-
fe seien für Mitglieder Fremdworte, völlig 
fehl am Platze. Denn tatsächlich kann es 
niemand wirklich wissen. 

„Die Bundeswehr als friedenspoliti-
sches Mittel: Das Militär ist als Werkzeug 
für die Friedensarbeit nicht mehr wegzu-
denken.“ Was können wir von einem sol-
chem Satz halten? Nur Quertreiber stellen 
diese „wichtige“ Erkenntnis in Frage? Ich 
kann mich an Zeiten erinnern, da waren 
wir als DFG, als IdK, als VK und später als 
DFG-VK stolz darauf, Querdenker_innen, 
Quertreiber_innen zu sein, Sand im Ge-
triebe zu sein, in einer militarisierten Ge-
sellschaft den Kriegsdienst zu verweigern 
und nicht für diese zu werben. 

„Soziale Medien sind als Werkzeuge für 
politische Organisationen in der heutigen 
Zeit nicht mehr wegzudenken.“ Ist das so?

Sicher, in der DFG-VK gibt es unter-
schiedliche Ansichten zu der Frage, wie 
unersetzlich die unersättlich datenhung-
rigen, unsozialen und antidemokratischen 
Internetkonzerne sind. Aber sind wir nicht 
einig in dem Mut, dass wir uns in offenen 
Widerspruch zur Gesellschaft begeben, 
wenn etwas falsch läuft? Bereits unsere 
Gründer_innen haben dies bewiesen – sie 
lebten im offenen Widerspruch zu den mi-
litaristischen Tendenzen ihrer Zeit. Heute 
fällt es schwer, die Frage zu beantworten, 
was sich seitdem wirklich geändert hat.

„Wer will, dass die Welt so 
bleibt, wie sie ist, der will nicht, 
dass sie bleibt. (Erich Fried)

Es muss dringend etwas geändert werden. 
Klar. Der Dissens geht um das Wie. Erst 
den Kapitalismus abschaffen, der Rest re-
gelt sich allein? Alle Waffen beseitigen, 
dann ist die Welt friedlich? Haben wir den 
Stein der Weis_innen bereits? Wie finden 
wir die Lösung? Bereits über den Weg sind 
wir trefflich am Streiten.

Aber bei jeglicher Äußerung innerhalb 
dieser Debatte werden wir ausgeforscht! 
Wenn wir furzen, hört Google mit! Das 

ist kein Witz, das ist eine Untertreibung! 
Denn das „Internet der Dinge“ gibt es be-
reits. Der TV-Sender NDR berichtete 2014 
in dem Beitrag „Im Visier der Hacker ...“ 
über den Tod eines kritischen Journalis-
ten, dessen neuer Mercedes per virtuellem 
Angriff in einen Unfall geschickt worden 
sein könnte. Aber freiwillig geben manche 
Friedensgruppen alles an Facebook! Jeg-
licher Debattenbeitrag auf unseren Mai-
linglisten wird von Google mitgelesen, no-
tiert, ausgewertet. Denn mindestens eine 
Person ist immer dabei, die Mails bei dem 
Riesen speichern lässt. 

Der Journalist Heribert Prantl sagte zu-
treffend: Die Ursache der unglaublichen 
Macht von Google ist die Bequemlichkeit 
der Nutzer. 

Die DFG-VK hat beschlossen, die ei-
genen Methoden zu überdenken, um die 
programmatischen friedlichen Gedanken 
besser zu den Menschen zu transportie-
ren. Es gibt neue Kommunikationsstruk-
turen – wie sollen wir sie nutzen? Sollen 
wir sie nutzen? Haben wir vergessen, dass 
bereits der Grundgedanke des „Internets“ 
kriegerischer Art war? Das Arpanet, der 
Vorläufer des heutigen Internets, hatte als 
Zielsetzung, im Falle eines Atomschlages 

Zwischenruf: Weder sozial noch Netzwerk 
Kann die DFG-VK wollen, was man zu tun beabsichtigt? 
Von Gerold Korbus

Antimilitarismus
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Handlungskompetenz zu behalten, kon-
kret: weiterhin kommunizieren zu kön-
nen, auch wenn es Bereiche im Land gibt, 
wo alles zerstört wurde. US-Präsident Ron-
ald Reagan verstieg sich soweit, einen 
Atomkrieg für gewinnbar zu halten. Muss 
also die Betrachtung der „Neuen Medien“ 
aus dem Blickwinkel eines Friedensver-
bandes nicht zwangsläufig immer beide 
Seiten ansehen?

Unöffentlichkeit

Es gibt im Bereich der „Neuen Medien“ 
zwei Strukturen: öffentliche und priva-
te. Das Internet auf technischer Ebene ist 
privat. Doch sobald jemand in der Inter-
netstruktur zum Anbieter wird, wird es 
öffentlich. Doch diese Allmende, dieser 
gemeinschaftliche Aspekt wird angegrif-
fen. Die Telekom beispielsweise will ein 
Zwei-Klassen-Netz: Wer zahlt, kriegt es 
schneller, kriegt mehr. Die Konzerne kna-
bbern an der Netzneutralität.

Wer sich bei Facebook, bei Google+ 
usw. beteiligt, bewegt sich immer in pri-
vaten Bereichen! Das ist kein Netz, kein 
Zusammenschluss wie etwa bei der Face-
book-alternative Diaspora. Facebook kann 
Nutzer_innen plötzlich ausschließen, Fa-
cebook tut das auch und gibt oft keiner-
lei Erklärung, warum das so ist. Wer auf 
Facebook und die anderen dieser Anbieter 
setzt, baut auf Sand, macht sich abhängig.

Inhaltlich eignen sich Konzerne wie 
Google und Facebook alles an: Wer die 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
(AGB) dieser Großkonzerne liest, sieht das 
Grundgesetz ausgehebelt. Google erklärt, 
dass alles einverleibt wird. Wer ein Konto, 
egal wofür, einrichtet, erklärt sich damit 
einverstanden. Das bedeutet: Der Postbote 
öffnet und liest die Post und benutzt jegli-
che seiner Erkenntnisse. Ein klarer Bruch 
des Briefgeheimnisses, der Grundrech-
te, des Grundgesetzes. Ähnlich geht Face-
book vor: Man erklärt mittels der AGB, alle 
Rechte an jeglichem zu haben, was inner-
halb der Areale Facebooks geschieht.

Big Brother war gestern

Nach einem Lockruf, es mögen bestimm-
te Seiten des „Gesichtsbuches“ aufgesucht 
werden, da seien weitere interessante In-
fos abzurufen, habe ich eine Absage ge-
schickt. Die Antwort der Freunde: Man sei 
sich der Problematik des Big Brother be-
wusst. Ich bezweifle das! Big Brother ist 
ein Bild für Ausforschung. Die Methoden 
der Superkonzerne heutzutage gehen viel 
weiter! Jede noch so kleine Information, 
insbesondere der elektronische Fingerab-
druck, womit Metadatenanlyse erleichtert 

wird, an Facebook etc. bewirkt eine Stär-
kung dieser Superkonzerne. Zugleich wer-
den damit demokratische Strukturen ge-
schwächt!

Internetanbieter Bundeswehr?

Wie würden wir damit umgehen, wäre Fa-
cebook auf den Seiten der Bundeswehr an-
gesiedelt? Ist es vorstellbar, dass jemand 
dann ernst genommen wird, würde Face-
book als „unabdingbar“ für die Friedensar-
beit erklärt? Doch worin liegt der Unter-
schied, wenn wir doch wissen: Facebook 
ist nicht sozial, Facebook ist kein Netzwerk 
und Facebook ist antidemokratisch! Face-
book ist nicht demokratisch gewählt, Fa-
cebook agiert nach eigenem Gutdünken, 
nicht nach Regeln, die etwa von einem 
Parlament bestimmt werden, und Face-
book geht stiften. Der Chef und Hauptak-
tionär handelt wie der Hauptprofiteur des 
Lidl-Konzerns: Das Geld wird dem Einfluss 
des Staates entzogen und nach persönli-
chen Vorstellungen über eine Stiftung den 
persönlichen Hobbys zugeführt. Die De-
mokratie wird so gründlich ausgehöhlt, 
die Staaten werden geschwächt.

Googlization 

Es ist noch schlimmer: Prof. Siva Vaidhya-
nathan hat das Buch „The Googlization of 
everything – and why we should worry“ 
veröffentlicht. In der Wiso-Dokumentati-
on des ZDF „Weltmacht Google“ wird auf-
gezeigt, welche große Bedeutung diese 
Veröffentlichung hat. Google hat auch die 
Wissenschaft erobert – mit Millionen für 
das „Alexander von Humboldt Institut für 
Internet und Gesellschaft“. Stand Alexan-
der von Humboldt bisher als Sinnbild für 
freie und unabhängige Wissenschaft, ist 
dies nun wohl erledigt. 
In der Wiso-Doku erklärt Dieter Janecek, 
wirtschaftspolitischer Sprecher der Bun-
destag-Grünen, die Bedenklichkeit dieser 
Abhängigkeit: „Wir haben da in der Ver-
gangenheit nicht drauf geschaut, das muss 
ich zugestehen.“

„Die Suchmaschine  
belügt man nicht...“

In der Wiso-Dokumentation „Weltmacht 
Google“ untersucht ein Experte in einem 
Versuch Suchanfragen und stellt mit weni-
gen Daten ein Profil der Versuchsperson 
her. Google ist eine „Schicksalsmaschine“: 
Die Trefferlisten entscheiden darüber, in 
welcher „Filter-Bubble“ wir uns als Suchen-
de befinden. Aber es werden auch Schick-
sale von Firmen beinflusst. Als aus uner-
findlichen Gründen eine gezeigte Firma in 

der Versenkung auf Seite 2 der Trefferlis-
te verschwindet, decken die Betriebsein-
nahmen nicht mehr die laufenden Kosten. 
Rettung in diesem Fall: Die eigenen www-
Seiten wurden auf die Suchmaschine Bing 
optimiert, es gab wieder Kundschaft. Fazit 
des Unternehmers: Wir dürfen uns nicht 
auf ein einziges Bein allein stützen!

Wissen wir also, was wir tun? Was kön-
nen wir tun, um nicht in die offene Tür der 
Falle Aktionismus zu rennen? Nein, auch 
wenn mir in lange bekannter Abwehr-
haltung signalisiert wurde: „Du kannst ja 
zu unserem Artikel (siehe vorige Seiten) 
eine Kritik schreiben, wo Du Deine Alter-
nativen vorstellst.“ – es sind nicht meine 
Alternativen. Auch wenn Facebook und  
Goog-le zweifelsohne die Goliaths sind, 
heiße ich nicht David. 

Eine einzelne Person ist völlig über-
fordert, solche gewinnträchtigen antide-
mokratischen Machenschaften zu be-
kämpfen. So schön es wäre. Das kann aus-
schließlich funktionieren, wenn so viele 
Menschen wie möglich sich ihrer gesell-
schaftlichen Verantwortung bewusst wer-
den und in ihrem Alltag zuerst davon ab-
lassen, sich für kompetent zu halten, weil 
es ja so schön einfach ist, mit einem Bau-
kasten zack-zack eine www-Seite zu bas-
teln. Denn zuallererst sollten die eigenen 
Seiten von diesen Lauschern freigehal-
ten werden! Ist es wirklich zu hart, Mail- 
adressen dieser Ausforschungskonzerne 
von Mailinglisten zu verbannen? In Mai-
linglisten haben nur solche Postbot_in-
nen etwas verloren, die transportierte 
Post nicht öffnen! 

Der rheinland-pfälzische Landesdaten-
schutz hat z.B. mit der Staatskanzlei einen 
schönen Facebook-Kompromiss ausgehan-
delt. So etwas und weitere Dinge können 
klappen, wenn wir bereit sind zu lernen. 
In vielen Städten gibt es Crypto-Parties, 
wo es genau um die Fragen geht, wie wir 
unsere Daten und die der Menschen, 
mit denen wir umgehen, schützen kön-
nen. Das alles ist keine Lösung, aber viele 
kleine Schritte können helfen, den Irrweg 
zu verlassen. Jedenfalls reichen Lippenbe-
kenntnisse wie „Wir sehen Facebook kri-
tisch“ keinesfalls, und „Hurra, wir schik-
ken alle Fotos dorthin“ halte ich für ge-
fährlich! Wir wissen auch nicht, wie viele 
Menschen nicht mehr zu Veranstaltungen 
gehen, weil ständig fotografiert wird und 
alles im angeblich freien Netz landet.

Aus Platzgründen hier der Verweis zu  
weiteren Informationen: https://kuerbis- 
ol.eu/Demokratie_ Angriffe-antidemo 
kratischer-Konzerne-im-Internet/

Gerold Korbus ist aktiv in der DFG-VK-
Gruppe Oldenburg-Ostfriesland.

Antimilitarismus
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Wer kennt die Situation nicht, als 
DemokratIn seinen/ihren Pro-
test gegen Nazis zum Ausdruck 

bringen zu wollen und von der Polizei 
massiv beispielsweise durch Platzverbote 
daran gehindert zu werden? Hermetisch 
werden die Aufmärsche der braunen Hor-
den durch ein massives Polizeiaufgebot 
vom Rest der Menschheit getrennt. Egal 
wie ungeheuerlich die Zusammensetzung 
der braunen Aufmärsche ist, ganz gleich 
welche Forderungen dort aufgestellt wer-
den, die Staatsgewalt beruft sich auf das 
hohe Gut der Versammlungsfreiheit im 
Grundgesetz. 

Wie aber sieht es aus, wenn demokrati-
scher Protest friedlich auf die Straße geht 
und dies in Orten mit erhöhtem Nazi-Auf-
kommen stattfindet? Auch dann wird wie-
der auf das hohe Gut der Meinungsbil-

dung bei Versammlungen verwiesen und 
auf das Bundesverfassungsgericht, wel-
ches klargestellt hat, dass das Versamm-
lungsrecht nicht nur solche Teilnehmer 
schützt, die die Ziele der Versammlung 
oder die dort vertretenen Meinungen billi-
gen, sondern es auch jenen TeilnehmerIn-
nen zugutekommt die diesen kritisch oder 
ablehnend gegenüberstehen und dies im 
Rahmen der Versammlung zum Ausdruck 
bringen wollen. 

Konkret betrifft das seit Jahren den 
Ostermarsch Rhein-Ruhr bei seinem Zwi-
schenstopp in Dortmund-Dorstfeld, eine 
der Nazi-Hochburgen im Ruhrgebiet. Hier 
treiben Leute wie Siegfried Borchardt ihr 
Unwesen, der über die Ortsgrenzen von 

Dortmund bekannt ist als SS-Siggi. Dieser 
war in den 1980er und 1990er Jahren bei 
der inzwischen verbotenen FAP aktiv so-
wie in der Hooligan-Gruppierung Borus-
sen-Front. Bei den letzten Kommunal-
wahlen zog er für die Partei Die Rechte 
in den Rat der Stadt Dortmund ein, über-
ließ dann bald sein Mandat einem etwas 
helleren Nachrücker. Die Kameradschaft 
Dortmund, bei der Borchardt auch aktiv 
ist, feiert seit 2000 den dreifachen Polizis-
tenmörder Michael Berger mit Aufklebern 
„3:1 für Deutschland, Michael Berger war 
einer von uns.“

Mit Leuten dieses Schlages hat der Os-
termarsch Rhein-Ruhr alljährlich zu tun, 
wenn in Dorstfeld eine Zwischenkund-
gebung abgehalten wird. Seit Jahren wird 
von dieser Seite alles getan, um die Frie-
densdemonstrantInnen einzuschüchtern. 

So gab es eine 
von Nazis ange-
mietete Woh-
nung, aus der he-
raus vor Jahren 
offen und pro-
vozierend Fotos 
der Zwischen-
kundgebung ge-
macht wurden, 
möglicherweise 
um „Steckbriefe“ 
von Antifaschis-
tInnen mit aktu-
ellen Bildern an-
zufertigen. 

Polizei lässt die Nazis gewähren

Zum Ostermarsch 2014 gab es seitens der 
Polizei nicht einmal ein Kooperationsge-
spräch, und bei der Veranstaltung ließen 
die Beamten die ganz besonders deut-
schen Herrschaften fast nach Belieben 
gewähren. Diese verteilten sich auf dem 
Platz, fotografierten ungeniert und sorg-
ten so für erhebliche Unruhe unter den 
FriedensdemonstrantInnen. Unsere Auf-
forderung an die Einsatzleitung der Po-
lizei, dies zu unterbinden, verblieb nicht 
nur ungehört, im Gegenteil: Der Beamte 
wies darauf hin, dass ein eigenes Eingrei-
fen durch die Ordner des Ostermarsches 
womöglich einen Rechtsbruch darstelle. 

Gesetz schützt die Falschen!
Nicht zum ersten Mal: Nazis unterwandern Friedensdemonstration
Von Felix Oekentorp

So bemühten wir uns im Anschluss an 
den OM 2014 um ein Gespräch mit dem 
neuen Dortmunder Polizeipräsidenten 
Gregor Lange, der uns auch glaubhaft ver-
sicherte, persönlich für den Ostermarsch 
große Sympathie aufzubringen. Er hörte 
sich unsere Schilderungen an, interessier-
te sich für Details und versprach Besse-
rung. So gab es zum OM 2015 auch wieder 
ein Kooperationsgespräch, bei dem die 
für den Ostermarsch zuständigen Beam-
ten uns allerdings wenig Hoffnung auf die 
von uns gewünschte Trennung zwischen 
Ostermarschierenden und Nazis mach-
ten. Erstmals enthielten unsere gedruck-
ten Materialien eine – rechtlich allerdings 
nicht wirksame – Nazi-Ausschlussklausel. 
Erfreulicherweise ermöglichten die Beam-
ten eine weitgehend ungestörte Kundge-
bung.

Zum diesjährigen Ostermarsch war 
wieder alles wie gehabt: Die versammel-
ten Nazis konnten zunächst ungehindert 
auf den Kundgebungsplatz in Dorstfeld ge-
langen und dort nach Belieben fotografie-
ren. Erst nach intensiven Gesprächen zwi-
schen Versammlungs- und Einsatzleitung 
wurden Borchardt und seine Kameraden 
vom Platz weg von der Polizei auf die an-
dere Straßenseite gedrängt, wo sie sofort 
mehrere schwarz-weiß-rote Reichsfahnen 
präsentierten. Der Einsatzleiter, auf diese 
offensichtlich nicht angemeldete Gegen-
kundgebung angesprochen, reagierte ab-
weisend. Er nahm nicht einmal den inten-
siven Versuch, dies bei ihm zur Anzeige 
bringen, zur Kenntnis. 

Zum Ende der Zwischenkundgebung 
gab es für unsere Ordner alle Hände voll 
zu tun, um Rangeleien zwischen dem brau-
nen Gesindel und den Friedensdemonst-
rantInnen zu verhindern, und schließlich 
kam sogar noch Pyrotechnik zum Einsatz. 
Wohl nur dieser Tatsache ist es zu verdan-
ken, dass die Polizei das Mitmarschieren 
der Nazis beim Ostermarsch doch noch 
verhinderte.

In der Lokalzeitung wurde ausführlich 
über den Vorfall berichtet. Die Polizei wur-
de mit den Vorwürfen konfrontiert und re-
agierte darauf so: Die Neonazis seien offi-
ziell Teilnehmer des Ostermarschs, sie hät-
ten den Wunsch geäußert, an der Demo 
teilnehmen zu wollen, und jede/r Fotogra-
fierte könne Strafanzeige stellen oder zivil-

Nazis am Rande des Ostermarsches in Dortmund

Fo
to

: D
FG

-V
K 

N
RW



Nr. 2 – Mai/Juni 2016 23

Antimilitarismus

rechtlich vorgehen, wenn sein Recht am 
eigenen Bild verletzt wurde.

Erneutes Gespräch mit 
dem Polizeipräsidenten 
ist wenig mutmachend

Vor diesem Hintergrund und eingedenk 
dessen, dass ähnliche Vorfälle bei anderen 
Demos stattgefunden haben, haben wir 
uns um Gespräche mit diversen Stellen be-
müht, von denen einige bereits stattfan-
den. Erneut sprachen wir beim Polizeiprä-
sidenten vor. Dieser nahm sich reichlich 

Jeder spürt es: Wir befinden uns in ei-
ner politischen und gesellschaftlichen 
Krise mit ungewissem Ausgang. Unser 

Land verändert sich. Wir erleben Unüber-
sichtlichkeit und empfinden Unsicherheit. 
Zu befürchten ist ein schwerwiegender 
Rechtsruck, begleitet von Gewalt und Ras-
senhass.

Hatten wir das nicht schon einmal? 
1933 kamen die Nationalisten und die Na-
zis an die Macht. Sie waren antidemokra-
tisch, antisemitisch, rassistisch, nationa-
listisch und jederzeit gewaltbereit. Aus 
Diktatur, Weltkrieg und Holocaust lernten 
wir: „Nie wieder Krieg! – Nie wieder Fa-
schismus! – Nie wieder Auschwitz!“ Und 
wir lernten noch etwas Anderes, nicht 
minder Wichtiges: „Wehret den Anfän-
gen!“ 

Allein im Jahre 2015 sind in Deutsch-
land nahezu 1000 Anschläge gegen Flücht-
lingsheime verübt worden. Es gibt erneut 
Gewalt, Hassparolen, Ausländerfeindlich-
keit, brennende Unterkünfte, gefährliches 
Gerede über Waffengebrauch an unseren 
Grenzen. Wir haben eine Situation, in der 
wir uns erinnern müssen an die Lehre: 
Wehret den Anfängen! Deshalb sind wir 
hier.

Manches in der gegenwärtigen Krise 
mag an 1933 erinnern. Genauer betrach-
tet, ist die Lage jedoch eine durchaus an-
dere. Sehen wir uns nur diese Kundge-
bung an: Sie ist getragen vom Gedanken 
der Gemeinsamkeit gegen Rassismus und 
Gewalt. Sie beruht auf einem breiten ge-
sellschaftlichen Bündnis. Dabei sind: Die 
politische Spitze der Stadt, der Oberbür-
germeister und die Ratsfraktionen, die 
Religionsgemeinschaften, die politischen 

Parteien, die Gewerkschaften und die Ver-
tretung der Jugend. Das war 1933 nicht so.

Heute, in der Flüchtlingskrise, geht es 
um die große Frage, welche Republik wir 
eigentlich wollen. Wollen wie eine weltof-
fene Republik, die sich der Not der Men-
schen nicht verschließt? Oder wollen wir 
eine Republik, die Mauern aufbaut, die 
ausgrenzt und in der die Humanität zur 
rhetorischen Floskel verkommt?

Aus unserer Geschichte haben wir ge-
lernt: 
1. Frieden nach außen lohnt sich. 
2. Demokratie lohnt sich. Sie sichert ein 
friedliches Zusammenleben im Innern. 
Gewalt scheidet als Mittel der politischen 
Auseinandersetzung aus. 
3. Ausgrenzung von Minderheiten 
geht mit uns nicht, weil wir den 
Gleichheitsgrundsatz und die Men-
schenwürde ernst nehmen. 
4. Humanität hat die Leitlinie un-
seres Umgangs mit Flüchtlingen zu 
sein, in der großen Politik wie im 
Zusammenleben „vor Ort“. 

Bei allen Problemen im Einzel-
nen gilt nach wie vor: Die Bewälti-
gung der Flüchtlingskrise ist nicht 
so sehr eine Frage des Könnens, als 
vielmehr eine Frage des Wollens. 

Mit den Worten des deutsch-jü-
dischen Schriftstellers Ralph Gi-
ordano, meinem verstorbenen 
Freund, möchte ich zum Schluss sa-
gen: 1933 hatten die Deutschen die 
„humane Orientierung“ verloren 
und die Welt ins Unglück gestürzt. 
Inzwischen sind sie längst dabei, 
die humane Orientierung wieder-
zugewinnen. 

Wir halten an der humanen Orientierung fest!
Rede bei der Kundgebung „halt!zusammen“ am 5. März in Waldkirch
Von Wolfram Wette

Zeit für das Gespräch mit uns und war 
sehr interessiert an unserer Schilderung 
des Geschehens. 

Sein Standpunkt war, dass es Aufgabe 
der Polizei ist, unparteiisch die gesetzli-
chen Vorgaben nach Kräften umzusetzen. 
Dies beinhalte auch, das Recht von Nazis 
durchzusetzen, so schwer dies auch aus-
zuhalten sei. Da der Gesetzgeber seiner-
zeit nicht habe vorhersehen können, dass 
es Strategie von Nazis sein könnte, an Frie-
densdemonstrationen teilzunehmen, sei 
hier eine Einschränkung nur dann durch-
setzbar, wenn diese schwerwiegende Stö-

rungen begehen. Die Bewertung des Um-
fangs einer Störung liege letztlich im Er-
messen der anwesenden Einsatzleitung. 

So bleibt es spannend, nicht nur für 
den Ostermarsch Rhein-Ruhr sondern 
auch bei anderen von Nazis unterwander-
ten Demonstrationen und Kundgebungen, 
welche Absprachen mit der Polizei getrof-
fen werden können und wie diese konkret 
umgesetzt werden.

Felix Oekentorp ist Landessprecher der 
DFG-VK NRW und Sprecher des Oster-
marsches Rhein-Ruhr.

Jetzt, in der Krise, heißt es für uns: Zu-
sammenhalten in der Abwehr des frem-
denfeindlichen Rechtsradikalismus, ge-
meinsam gegen Gewalt und Rassismus, 
auch im persönlichen Engagement. 

In einer Zeit der Unübersichtlichkeit 
und der Unsicherheit gibt es einen Leit-
faden für unser Denken und Handeln. Er 
lautet: 
• Wir lassen uns nicht beirren! 
• Wir halten fest an der humanen Orien-

tierung! 
• Wir schaffen das!

Prof. Dr. Wolfram Wette ist Historiker, 
Friedensforscher und DFG-VK-Mitglied.

Wolfram Wette als Referent beim  
DFG-VK-Bundeskongress 2013 in Dortmund
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Bei (inter-)nationalen Wettbewer-
ben, sei es im Wintersport oder 
der Leichtathletik, taucht sie im-

mer wieder auf – Werbung für das Mi-
litär. Das Symbol, mit dem sich die Bun-
deswehr nach außen präsentiert, kommt 
beim Sport nicht nur in Form von immer 
penetranterer Werbung zur Geltung, auch 
tragen viele Sportler_innen das Symbol 
der Sportförderung der Bundeswehr auf 
ihrer Sportkleidung. Sie sind Soldatinnen 
und Soldaten der Bundeswehr. 

1968 wurde die Sportförderung der 
Deutschen Bundeswehr eingerichtet. Der 
Bundestag verband damit insbesonde-
re ein repräsentatives Anliegen – junge 
Männer sollten durch sportliche Höchst-
leistungen das Image der Bundesrepublik 
Deutschland nach außen aufwerten. Der 
Osten hatte es vorgemacht: Während in 
Westdeutschland auch die Sportler damit 
beschäftigt waren, Kasernenhöfe entlang-
zumarschieren – also Grundwehrdienst  
zu leisten –, waren in Ostdeutschland 
(und im Ostblock) viele Sportlerinnen und 
Sportler beim Militär beschäftigt. Auch 
dort ging es um Imagegewinn und -pfle-
ge; im Westen wurden diese Ost-Sportle-

rinnen und Sportler hingegen 
gern abwertend als „Staatsa-
mateure“ bezeichnet und mit 
Sanktionen belegt. 

Am 8. Mai 1968 entschied 
der Bundestag, eine Sportför-
dergruppe einzurichten und 
(damals noch ausschließlich männliche) 
Soldaten vom Großteil der Wehrpflicht 
zu befreien und ihnen die Möglichkeit zu 
bieten, ihrem Sport nachzugehen. Ein ent-
sprechendes Äquivalent für Kriegsdienst-
verweigerer gab es nicht. Aus sportpoli-
tischer und nicht-pazifistischer Sicht war 
der Schritt der Gründung einer Sportför-
dergruppe logisch und folgerichtig. Die 
Vorteile für das Militär lagen auf der Hand: 
Mit wenig Aufwand konnte so ein posi-
tives Bild der Bundeswehr transportiert 
werden; Symphatieträger(innen) ließen 
sich mit der Bundeswehr verbinden. 

Noch 2010 stellt der inzwischen als 
IOC-Präsident amtierende Thomas Bach in 
einer Broschüre des Bundesverteidigungs-
ministeriums fest: „Weit über die gewon-
nenen Titel und Medaillen hinaus geben 
die Erfolge der Soldatinnen und Soldaten 
der Bundeswehr ein attraktives Gesicht. 
Sie tragen das Bild einer demokratischen, 
sympathischen und der Verständigung 
verpflichteten Bundeswehr in alle Welt. 
Innerhalb der Bundeswehr dienen die Sol-
datinnen und Soldaten als hervorragende 
Vorbilder für Erfolge durch Leistung, Dis-
ziplin und Organisationsfähigkeit. Damit 
fördern sie einen gesunden Patriotismus 
ohne Nationalismus.“ 

Auch für die Athleten (ab 1992 wurden 
Frauen zugelassen) war die Sportförde-
rung erst einmal von Vorteil. Sie konnten 
dem Militärdienst größtenteils entgehen 
und waren finanziell weitgehend abgesi-
chert. Das zugehörige Sportstättenkon-
zept schaffte zudem entsprechende Trai-
ningsbedingungen, von denen nichtmili-
tärische Sportler_innen häufig nur träu-
men konnten.

Der Weg, den der Bundes-
tag und die Bundesregierung 
dabei beschritt, war kein au-
ßergewöhnlicher. Wie bereits 
erwähnt, war er vor allem in 

den osteuropäischen Ländern 
fester Bestandteil der Sportpo-

litik. Ebenso wurde und wird das Modell 
in vielen westeuropäischen Ländern um-
gesetzt und hat inzwischen dazu geführt, 
dass ein Großteil der Medaillen auf mili-
tärische „Staatsathleten“ (und „Staatsath-
letinnen“) zurückgeht und nicht auf Zivi-
list_innen. So vermeldet die Bundeswehr 
noch heute stolz, dass bei den Olympi-
schen Winterspielen 2010 in Vancouver 
56 Prozent aller von Deutschen erlangten 
Medaillen an Bundeswehrangehörige ver-
geben wurden.

Dieses System etablierte sich, teilwei-
se kamen bis zu 840 Spitzensportlerin-
nen und Sportler gleichzeitig in den Ge-
nuss der Förderung. Sie mussten nur einen 
verkürzten Wehrdienst ableisten, regelmä-
ßig an militärischen Übungen teilnehmen 
(ca. 30 %), konnten sich aber sonst ihrem 
Sport widmen (ca. 70 %). Ziel dieser För-
derung war und ist dabei ausschließlich 
der präsentierbare internationale Spitzen-
sport – überwiegend in Randsportarten 
wie Skispringen, Bob, Biathlon, diversen 
Leichathletikdisziplinen und neuerdings 
auch Frauenfußball. Dabei macht sich die 
Bundeswehr die prekäre ökonomische 
Lage in diesen Disziplinen zu nutze.

Mittlerweile wurden von der Bundes-
wehr 18 Sportfördergruppen (seit 2006 
kamen 15 zu den zunächst drei hinzu) ein-
gerichtet. Zentrale Dienststelle ist die Em-
mich-Cambrai-Kaserne in Hannover, die 
zentrale Feldjägerschule der Bundeswehr. 
Neben der Bundeswehr unterhalten auch 
Bundespolizei, Zoll und Feuerwehren Sti-
pendienprogramme für Sportler_innen, 
allerdings in deutlich geringerem finanzi-
ellem Ausmaß (zusammen ca. 200 Stellen) 
als die Bundeswehr.

Antimilitarismus

Martialische Repräsentation 

Alle Spitzensportler und Spitzensport-
lerinnen der Bundeswehr erhalten eine 
einheitliche allgemeine Sportsonderbe-
kleidung für gemeinsame Auftritte sowie 
für die öffentliche Repräsentation. 
Das Bundeswehr-Logo [das Eiserne 
Kreuz – Anm. d. Red.] ist, unter Beach-
tung der sportartspezifischen Regula-
rien/Bestimmungen, deutlich sichtbar 
zu tragen (z. B. bei öffentlichkeitswirk-
samen Auftritten). Darüber hinaus be-
stehen Einzelvereinbarungen mit den 
olympischen und nichtolympischen Spit-
zenverbänden, die Trainings- und Wett-
kampfbekleidung der Spitzensportler 
und Spitzensportlerinnen mit diesem 
Logo unter Beachtung der nationalen 
und internationalen Sport-/Wettkampf-
bestimmungen zu kennzeichnen. 
Seit den Olympischen Spielen 2000 in 
Sydney kann das Bundeswehr-Logo auf-
grund getroffener Vereinbarungen und 
Unterstützung des DOSB auch während 
Olympischer Spiele, z.B. bei Presseauf-
tritten im Deutschen Haus, getragen wer-
den. 

Aus: Spitzensportförderung durch die 
Bundeswehr – Basisinformation; Stand 
Juni 2011; www.bundeswehr.de
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der Bundestag, eine Sportför-
dergruppe einzurichten und 
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tag und die Bundesregierung 
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Kriegführen auf der Aschenbahn 
Die Sportförderung der Bundeswehr  
Von Ralf Buchterkirchen
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Dieses Verfahren hat sich bis heute 
nicht geändert. Obwohl die Wehrpflicht 
lange ausgesetzt ist, die Sportförderung 
damit ihrer inhaltlichen Begründung be-
raubt ist, existiert sie ungekürzt weiter. 
Aktuell gibt die Bundeswehr jährlich 28 
Millionen Euro für bis zu 744 zu Fördern-
de aus. Die Fluktuation der Geförderten 
beträgt etwa 250 pro Jahr. Stark leistungs-
getrieben werden Verträge für ein Jahr, in 
Ausnahmefällen für zwei Jahre geschlos-
sen. Mit dieser Förderung ist die Bundes-
wehr ein zentraler Bestandteil der bun-
desdeutschen Spitzensportförderung. Der 
Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) 
feiert die Sportfördergruppe der Bundes-
wehr gar als unverzichtbaren Bestandteil 
des „nationalen Spitzensportkonzeptes“. 
Das hat Gründe. Bis heute versäumt es 
das für den Sport verantwortliche Innen-
ministerium, eine zivile Förderstruktur 
aufzubauen. Entsprechend sind für Sport-
ler_innen ohne entsprechende Mittel und 
Lobby die Bundes- wehr oder die 
Polizei die einzi-
ge Möglichkeit, 
ihre Aktivitäten 
im Spitzensport 
zu finanzieren. 
Die Kugelsto-
ßerin Chris-
tina Schwa-
nitz macht 
das in ei-
nem Ju-
b e l b e i -
trag auf 
der Inter-
n e t s e i t e 
der Bun-
d e s w e h r 
deutlich: „Für 
mich persönlich 
sage ich ganz klar: 
Hätte ich die Bundeswehr 
nicht, könnte ich meinen Leistungssport 
nicht betreiben. […] Deswegen trete ich 
auch gerne als Sportsoldatin in der Öffent-
lichkeit auf.“

Wem nützt es?

Sportler_innen haben wenige Alterna-
tiven, wollen sie im Spitzensport – eini-
germaßen finanziert – aktiv sein. Ohne 
Stipendienförderung, so eine Studie der 
Sporthochschule Köln aus dem Jahr 2010, 
leben viele nur knapp über dem Hartz-IV-
Satz. Der ehemalige Olympiasieger und 
Professor für Wirtschaftspolitik Wolfgang 
Maenning kritisierte die Sportförderung 
der Bundeswehr auch inhaltlich und me-
thodisch: Erst seit kurzem sei es den geför-
derten Sportler_innen überhaupt erlaubt, 

nebenbei eine Ausbildung zu machen; zu-
dem sei der militärische Dienst langweilig 
und sinnlos und es entstehe aufgrund der 
starken Fokussierung auf die Pflichtzeiten 
beim Militär eine eindimensionale Veren-
gung, die sich negativ auf die sportliche 
Leistung auswirke. Unabhängig davon be-
stünden wenige Möglichkeiten, sich eine 
berufliche Laufbahn für die Zeit nach dem 
Sport aufzubauen. 

Die Bundeswehr selber interessiert 
sich wenig für die Menschen nach der öf-
fentlichkeitswirksam genutzten Karriere. 
Dem Argument versucht die Bundeswehr 
inzwischen, ein wenig vorzubeugen, in-
dem sie mit einer teuren Zusatzfinanzie-
rung, abhängig von der Dauer der Sport-
förderung, eine zusätzliche Unterstützung 
für die Zeit nach dem Sport gewährt. Das 
mag entsprechend für besonders erfolgrei-
che Sportler_innen hilfreich sein, sind sie 
es nicht (die Fluktuation wurde bereits an-
gesprochen), hilft ihnen das wenig.

Alternativen

Es gibt keine logische 
nicht-militärische 

Begründung mehr, 
die Sportfördergrup-

pen aufrecht zu er-
halten. Vielmehr ist es 

dringend nötig, ein zi-
viles Stipendiensystem 

zu etablieren, welches 
Förderung nicht an ei-

ner militaristischen Gesin-
nung, sondern an den Leis-

tungen und/oder der Freude 
am Sport festmacht (es wür-

de an dieser Stelle zu weit 
führen, das Grundverständnis 

von Spitzensport und das Leis-
tungssystem in Frage zu stellen, daher 

bleibt diese weitergehende Debatte an die-
ser Stelle ausgeklammert). 

Gegenwärtig existiert in der BRD zivil 
nur die private Stiftung Deutsche Sport-
hilfe, die bis zu 10 Millionen Euro jährlich 
für 3 800 Sportler_innen im Spitzensport 
ausgibt. Eine zivile Alternative ist – sofern 
Spitzensportförderung als wichtige und 
landesweite Aufgabe begriffen wird – zi-
vil zu regeln, um Chancengleichheit unab-
hängig von der Weltanschauung und neu-
trale Entwicklungsmöglichkeiten zu eta-
blieren. Dass der Bundeswehr damit ein 
werbewirksames Spielzeug weggenom-
men würde, wäre nicht nur aus pazifisti-
scher, sondern auch aus sportpolitischer 
Sicht zu begrüßen.

Ralf Buchterkirchen ist DFG-VK-Bundes-
sprecher.
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Erich Fried
Die einfache Regel 

Es gibt eine  
einfache Regel  
in der gar nicht  
einfachen Welt 

Sie gilt
für Nord Süd Ost West  
und sie gilt
für heute und morgen:
 
Jede Rüstung für den Atomkrieg  
ganz gleich wo
ist ein Schlag
gegen Freiheit und Menschenrechte 

Und jeder Schlag
gegen Freiheit und Menschenrechte  
ganz gleich wo 
ist Rüstung für den Atomkrieg 

Erich Fried (1921-1988) widmete 1981 
dieses Gedicht Daniel Berrigan, „der in 
den USA zu 10 Jahren verurteilt wurde, 
weil er zwei Atomsprengköpfe zertrüm-
mert hat“.
Gemeinsam mit seinem Bruder Philip 
Berrigan (1923-2002), einem früheren 
katholischen Priester, und weiteren Mit-
gliedern der Pflugscharbewegung war 
der Jesuitenpater Daniel Berrigan am 9. 
September 1980 in eine Atomwaffenfab-
rik von General Electric in King of Prus-
sia, einer Kleinstadt in der Nähe von 
Philadelphia im US-Bundesstaat Pennsyl-
vania, eingedrungen. Sie zerstörten mit 
Hämmern zwei Sprengkopfhülsen, ver-
gossen anschließend eigenes Blut über 
Konstruktionszeichnungen und warte-
ten dann betend bis zu ihrer Festnahme. 
Die PflugscharaktivistInnen wurden in 
einem aufsehenerregenden Prozess zu 
nächst zu Gefängnisstrafen von 3 bis 10 
Jahren verurteilt. Das Verfahren zog sich 
über Jahre hin, schließlich blieb es bei ei-
ner Gefängnisstrafe von eineinhalb Jah-
ren.
Daniel Berrigan ist am 30. April im Alter 
von 94 Jahren in New York City verstor-
ben.

n e t s e i t e 
der Bun-
d e s w e h r 
deutlich: „Für 
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Killerdrohnen ächten! 
US-Friedensorganisation Code Pink agitiert  
(auch) in Europa gegen US-Kriegsführung  
Von Siglinde und Ralf Cüppers

Auf der Friedenskonferenz der Par-
tei Die Linke im März in Berlin gab 
es einen Workshop „Rüstungskon-

version“, der zwar leider schlecht besucht 
war, jedoch einige wichtige Fragen auf-
warf. Ein Thema war: Kann und soll vor 
Rüstungsbetrieben auf die Opfer hinge-
wiesen werden, die durch die Produkte 
der Firma entstehen? Ist es sinnvoll, dort 
auch auf anschauliche Weise auf das Leid 
hinzuweisen?

Eine Bevollmächtigte der IG Metall in 
Baden-Württemberg schilderte, wie z.B. 
die Resolution zum Thema Rüstungskon-
version bei Heckler & Koch in Oberndorf 
für die Gewerkschaft dazu führte, dass die 
Tore zu den diversen Betrieben so gut wie 
geschlossen wurden.

„Die KollegInnen in der Rüstungs-
industrie sind mitschuldig“

Sicher ist es für die Kolleg_innen in Rüs-
tungsbetrieben nicht einfach auszuhalten, 
einer gewissen Mitschuld an der kapitalis-
tischen Tötungsmaschinerie bezichtigt zu 
werden. Dieser Tatsache werden sie sich 
stellen müssen. 

Betrachten wir die jüngere Geschichte 
Deutschlands: 

Viele, die wussten, was in Nazideutsch-
land geschah, haben geschwiegen oder 
das Geschehen verleugnet. Erst lange Zeit 
später wurden die Verbrechen themati-
siert und dann auch nur teilweise aufge-
klärt und verarbeitet. 

Genau dieses Verhalten des Wegsehens 
legen die Beschäftigten der Rüstungsbe-
triebe an den Tag. Nicht genau hinschau-
en, verdrängen, verleugnen. Menschen, 
welche das unsägliche Treiben der Indus-
trie aufzeigen, werden nicht ernst genom-
men oder gar verunglimpft.

Die IG Metall ist eine Organisation der 
Arbeitnehmer. Auch wenn es bitter ist, 
die Wahrheit zu nennen, ist diese Wahr-
heit nicht nur ihren Mitgliedern in den 
Rüstungsbetrieben vorzuhalten – daran 
geht kein Weg vorbei. Es sind in den aller-
meisten Fällen auch arbeitende Menschen 
oder deren Familienangehörige, die durch 
in Deutschland hergestellte Waffen um-
kommen oder umgebracht werden, um 
die Profite des Kapitals zu sichern und zu 
mehren. Jede_r Kollege_in muss sich dies 
vor Augen führen!

Ca. 90 000 Beschäftigte sind direkt 
oder mittelbar in der Rüstungsindustrie 
tätig. Viele von ihnen – wahrscheinlich 
die Mehrheit – sind hoch qualifiziert. Die 
Angst um den Arbeitsplatz wird von jenen 
geschürt, die weiterhin Profite durch die-
se dreckigen Geschäfte machen möchten. 
Andererseits hört man regelmäßig, dass 
qualifizierte Mitarbeiter_innen in der BRD 
händeringend gesucht werden. Das bedeu-
tet nichts anderes als die Möglichkeit, alle 
Rüstungsbetriebe auf zivile Produkte um-
zustellen. Dort, wo dies angeblich nicht 
funktioniert, haben die Menschen gute 
bis beste Aussichten, ohne großen Verlust 
oder gar ohne solchen den Arbeitsplatz zu 
wechseln.

Die Demonstrationen vor den Werksto-  
ren der Waffenproduzenten sind notwen-
dig, sind wichtig und müssen mit aller 
Deutlichkeit die Folgen der Produkte auf-
zeigen. Auch wenn die IG Metall durch 
solche Proteste Mitglieder verlieren sollte, 
darf sie die Augen vor den Tatsachen nicht 
verschließen.

Bernhard Kusche ist aktiv im DFG-VK- 
Landesverband Bayern.

Im April machten wir Veranstaltun-
gen zur Aufrüstung der Bundeswehr 
mit Cyberkrieg, Drohnen und Elek-

tronischer Kampfführung in Trier und 
Köln. Am Tag darauf fand in Köln die 
Pressekonferenz der amerikanischen 
Friedensorganisation Code Pink statt, 
die sich ebenfalls gegen den Drohnen-
krieg wendet. Aber im Unterschied zu 
unserer Ausrichtung stellten sich die 
Code-Pink-Frauen nicht als grundsätz-
liche Antimilitaristinnen dar. Deren 
Sprecherin Ann Wright war 29 Jahre 
in der US-Armee, ist Demokratin und 
hatte Obama gegen die Republikaner 

unterstützt. Code Pink formuliert keine 
grundsätzliche Militärkritik, will nicht das 
US-Militär abschaffen,  sondern spricht 
sich lediglich gegen die „gezielten“ Tötun-
gen mit US-amerikanischen Drohnen  aus. 
Und das ist in Amerika schon gefährlich 
genug: Die Code-Pink-Sprecherinnen wie-
sen darauf hin, dass in der Regierungszeit 
Obamas mehr Oppositionelle als „Whist-
leblower“ strafverfolgt und eingesperrt 
wurden als unter jedem anderen Präsiden-
ten zuvor.

Seit 2001 setzt das US-Militär seine be-
waffneten Drohnen – etwa in Afghanis-
tan, im Irak, in Pakistan, Somalia und Li-

Hinschauen oder verdrängen? 
Die „dreckigen Geschäfte“ der Rüstungsindustrie – wie verhalten sich Gewerkschaft und Beschäftigte?  
Von Bernhard Kusche
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byen – für die „gezielte Tötung“ von Per-
sonen ein. Diese Einsätze haben deutlich 
zugenommen, seit der Friedensnobelpreis-
träger (!) Barack Obama Präsident ist und 
die vorgelegten Tötungsbefehle persön-
lich unterzeichnet. Sein Vorgänger Geor-
ge W. Bush hatte in den letzten vier Jahren 
seiner Präsidentschaft 52-mal bewaffnete 
Drohnen in Pakistan eingesetzt. Obama 
hat dies viele hunderte Male getan. Und 
die Folgen waren verheerend: Die Quote 
toter Zivilisten wird bei den sogenannten 
gezielten Tötungen nicht geringer. Nicht-
kombattantenschutz ist aber Bedingung 
für straffreie Kriegführung, unterschieds-
lose Tötung von Kämpfern und Zivilperso-
nen immer ein Kriegsverbrechen. Droh-
nenangriffe, bei denen das Unterschei-
dungsgebot der Artikel 51 und 52 des Zu-
satzprotokolls I zu den Genfer Konventi-
onen nicht wirkt und Kombattanten und 
Zivilisten unterschiedslos getötet werden, 
sind grundsätzlich völkerrechtswidrig. 

An dieser verbotenen Kriegführung 
ist das europäische Hauptquartier der 
US-Luftwaffe in Ramstein beteiligt. Code 
Pink unterstützt deshalb die Aktionen der 
Friedensbewegung gegen den US-Stütz-
punkt Ramstein.

Code Pink hat einige Dutzend Aktivis-
tinnen und über 1 000 Sympathisantinnen 
im E-Mailverteiler, ist in zwei Abschnitten 
organisiert, in Kalifornien und an der Ost-
küste, ein dritter im Norden der USA ist 
im Aufbau.

Siglinde und Ralf Cüppers sind aktiv 
im DFG-VK-Landesverband Hamburg/
Schleswig-Holstein.
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Es ist soweit, unsere neue Kampagne 
„Büchel ist überall – atomwaffenfrei.
jetzt!“ startete am 26. März. Da jähr-

te sich zum sechsten Mal der historische 
Tag, an dem es 2010 den überparteilichen 
Bundestagsbeschluss zum Hinwirken auf 
den Abzug der letzten ca. 20 US-Atombom-
ben aus Deutschland gab. 

Genau das Gegenteil ist seitdem pas-
siert: Auf dem in Rheinland Pfalz liegen-
den Bundeswehr-Militärstützpunkt „Flie-

gerhorst Büchel“ 
soll es ab 2024 zur 
nuklearen Aufrüs-
tung mit einem neu-
en Atombombentyp 
namens B61-12 kom-
men, der in den USA 

2020 in die Produktion gehen soll. Die 
mittlerweile strategisch untauglich gewor-
denen bisherigen Atombomben des Kal-
ten Krieges sollen also gegen real einsetz-
bare ausgetauscht werden: zielgenauer, da 
satellitensteuerbar und mit extra Flügeln, 
und neu ist auch die erdeindringende Fä-
higkeit gegen unterirdische Ziele.

Die technische Umrüstung des Atom-
bombenträgers „Tornado“ sowie der Aus-
bau der Landebahn sind bereits in vollem 
Gange, und auch ein neuer Hochsicher-
heitszaun steht an. Allein die Kosten die-
ses neuen Bombentyps, der auch in der 
Türkei, Holland, Italien und Belgien statio-
niert werden soll, belaufen sich auf insge-

samt 10 Milliarden US-Dollar. Wie viel da-
von durch unsere Steuergelder übernom-
men wird, ist nach wie vor geheim. Die 
bisherige Umrüstung vor Ort wurde be-
reits mit 100 Millionen Euro benannt.

Damit ist genau jetzt die Zeit, in der wir 
diese Aufrüstung skandalisieren und uns 
ihr entgegenstellen müssen, um sie noch 
rechtzeitig verhindern zu können! 

 
20 Wochen Aktionspräsenz 
gegen 20 Atombomben

Für 20 Kalenderwochen, vom bzw. seit 26. 
März bis zum 9. August 2016, dem Nagasa-
ki-Gedenktag, sind bereits knapp 30 Grup-
pen bereit, für Mahnwachen und/oder 
Blockaden von einem Tag bis zu einer Wo-
che nach Büchel zu kommen. 

Wir haben vor Ort ein Büro eingerich-
tet und regional ein Tagungshaus für un-
seren Widerstand gefunden. Wir bieten 
Unterstützung für das Finden einer geeig-
neten Unterkunft in der Region, und auch 
Campen wird am Haupttor ab dem Früh-
sommer möglich sein. Immer mehr Men-
schen vor Ort unterstützen unsere Aktivi-
täten, übernehmen noch offene Tage und 
bieten für kleine Gruppen auch kostenlo-
se Übernachtungsmöglichkeiten. Es gibt 
einen Fonds, der auf Antrag Reisekosten 
für Menschen mit wenig Geld übernimmt, 
und wir vermitteln gerne Einzelpersonen 
an bereits bestehende Gruppen weiter.

Ziel ist es, dieses Jahr viele Menschen 
zu erreichen, die z.B. durch die Teilnah-
me an legalen Mahnwachen (Daueranmel-
dung besteht für den Kreisel am Haupttor 
von 6 Uhr früh bis 18 Uhr abends) und/
oder Blockaden die Region und die Zu-
fahrtstore von Büchel mal kennenlernen 
und Genaueres über unsere Kampagne er-
fahren wollen. Wir bereiten hiermit eine 
zukünftige Dauerpräsenz vor, für die wir 
viele Menschen brauchen, die bereit sind, 
wenigstens einmal im Jahr nach Büchel zu 
kommen, um ihren Widerspruch gegen 
die Atomwaffen und gegen Krieg sicht-
bar zum Ausdruck zu bringen. Wir wollen, 
dass jede/r Einzelne wahrnehmen kann, 
dass ihr/sein kleiner Beitrag nicht ohn-
mächtig als Tropfen auf den heißen Stein 
empfunden wird, sondern als der Trop-
fen, der das Fass zum Überlaufen bringen 
kann. Dieses gilt es zu koordinieren und 
zu vernetzen, womit wir in der Kampag-
ne schon begonnen haben. Dafür sind wir 
aber auf die Mithilfe vieler angewiesen, 
die im eigenen Umfeld beim Werben mit-
helfen („Schneeballeffekt“).

Unser Kernelement der neuen Kampag-
ne ist das zeitgleiche Sammeln von Selbst-
verpflichtungserklärungen für Aktionen 
in Büchel voraussichtlich ab 2017, wo 
wir für eine Dauerpräsenz bis zum voll-
ständigen Abzug planen, ähnlich wie bei 
der Atomraketen-Stationierung in Mutlan-
gen! Die Entscheidung darüber findet im 

Neue Kampagne gegen neue Atombomben
Breiter und dauerhafter ziviler Ungehorsam am Fliegerhorst in Büchel
Von Marion Küpker

Aktion

Symbolische Abrüstungsaktion von DFG-VK-Mitgliedern in Büchel vor dem Militärgelände im April im Rahmen von „20 Wochen Aktionspräsenz“ (Fotos: Ernst Rattinger/Elke Koller)
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Symbolische Abrüstungsaktion von DFG-VK-Mitgliedern in Büchel vor dem Militärgelände im April im Rahmen von „20 Wochen Aktionspräsenz“ (Fotos: Ernst Rattinger/Elke Koller)

Herbst statt und hängt von unserer Mobi-
lisierungsfähigkeit, also von den Rückmel-
dungen von Gruppen und Einzelnen ab.

Zudem können die Gruppen beim Ge-
stalten unserer Friedenswiese mitmachen. 
Dies bedeutet: Gruppen, die sich an der 
Aktionspräsenz beteiligen, sind einge-
laden, auf einem Grundstück nahe dem 
Haupttor des Militärstützpunkts deutlich 
sichtbare Friedenssymbole aufzustellen, 
die dort verbleiben sollen (nach dem Vor-
bild des „Friedensackers“ im Hunsrück in 
den 1980ern). 

Internationales und Visionen

Unsere Vision, mit unserer Strategie Er-
folg haben zu können, ist realistisch: Sie 
ist übernommen und an unsere Entwick-
lung angepasst von Trident Ploughshare, 
die 2008 ein Jahr lang gewaltfreie direk-
te Aktionen mit vielen Blockaden (Fasla-

ne365) gegen die Atom-U-Boot-Basis Fas-
lane durchgeführt haben. Danach sprach 
sich die schottische Regierung für eine 
Auflösung beziehungsweise für einen Um-
zug dieses britischen Stützpunktes aus. 
Die britische Regierung weigert sich bis 
heute, die schottische Souveränität voll 
anzuerkennen. Auch wurden Aktivistin-
nen vom Obersten Gericht für ihre Aktio-
nen freigesprochen, da das internationale 
Recht angewandt wurde, das dem nationa-
len Recht übergeordnet ist.

Gorleben365 kopierte diese Strategie 
und trug damit wesentlich zum mindes-
tens zehnjährigen Moratorium bei, sodass 
jetzt 10 Jahre kein Atommüll in den Salz-
stock im Wendland eingelagert werden 
darf. Dies sind alles wichtige Zwischen-
schritte, die Schlimmeres verhindern kön-
nen. 

Alles hängt davon ab, ob wir uns trotz 
erschwerter Bedingungen als soziale Netz-
werke begreifen und handeln lernen. 

Politischer Hintergrund 
und Kampagne

Der aus 50 Gruppen und Organisationen 
bestehende Trägerkreis „Atomwaffen ab-
schaffen – bei uns anfangen!“, dem auch 
die DFG-VK angehört, setzt mit dieser neu-
en Kampagne erstmals den Schwerpunkt 
auf gewaltfreie Aktionen mit Mahnwachen 
und Zivilem Ungehorsam (ZU) in Büchel. 
Mit vorangegangenen Kampagnen konn-
ten wir die Existenz dieser Atomwaffen 
in der Bevölkerung bekannt machen und 
eine politische Diskussion in der Regie-
rung sowie in der internationalen Atom-
waffensperrvertrags-Konferenz (NPT) der 
Vereinten Nationen und in der NATO an-
regen. Dieses reichte leider nicht, um die 
nach bundesdeutschem und internationa-

lem Recht illegale Atomwaffen-Stationie-
rung hier zu beenden. 

Unsere Regierung macht heute die Ent-
scheidung über einen Abzug der Atom-
waffen aus Deutschland von erfolgreichen 
Abrüstungsverhandlungen zwischen den 
USA und Russland abhängig, was einen 
großen Rückschritt gegenüber Koalitions-
vertrag von 2009 und dem Bundestagsbe-
schluss von 2010 bedeutet. 

In Rheinland-Pfalz spielen die großen 
US-Militärbasen Ramstein und Spangdah-
lem und die hiervon mitausgehende Um-
zingelungspolitik der Nato gegenüber 
Russland (u.a. auch mit den Atomwaffen in 
Deutschland, die unter US-Befehlshoheit 
stehen), eine wichtige Rolle, was sich in 
der aktuell angespannten Situation – egal 
ob Ukraine oder Syrien – verheerend aus-
wirken kann.

Damit präsentiert sich Deutschland 
und gerade auch der Standort Büchel als 
mögliches Angriffsziel, anstatt dass unsere 
Regierung deeskalierend handelt und völ-
kerrechtswidrige Atomwaffen vernichten 
lässt. Weltweit hat sich die Mehrheit der 
Staatengemeinschaft für einen Verbots-
vertrag ausgesprochen und arbeitet wei-
ter an dessen Umsetzung. Die humanitä-
ren Auswirkungen von Atombomben-Ein-
sätzen sind katastrophal; die nukleare Ab-
schreckung und auch Gedanken über ei-
nen führbaren nuklearen Erstschlag sind 
nicht hinnehmbar. 

Daher muss Büchel ein zentraler Ort 
für unseren Widerstand gegen Atomwaf-
fen sein! 

Marion Küpker ist internationale Koor-
dinatorin der DFG-VK gegen Atomwaf-
fen und im Kampagnenrat der Kampa-
gne „büchel ist überall – atomwaffenfrei.
jetzt!“

Aktion

Herbst statt und hängt von unserer Mobi

Mit der
Selbstverpflichtung
politisch arbeiten

Solange in Büchel Atomwaffen zum Ein-
satz bereitgestellt oder gelagert werden, 
werde ich mindestens einmal im Jahr 
nach Büchel kommen, um an einer Ak-
tion teilzunehmen, und mich in meinem 
Umfeld für den Abzug der Atomwaffen 
aus Büchel und für eine atomwaffen-
freie Welt einsetzen. Ich bin bereit, im 
Aktionsrahmen der Kampagne selbst ge-
waltfreien zivilen Ungehorsam zu leis-
ten/eine Aktion zivilen Ungehorsams zu 
unterstützen/an Mahnwachen und De-
monstrationen teilzunehmen. 

www.buechel-atombombenfrei.de
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munition. Alles Gründe, von der Bundes-
regierung die sofortige Stilllegung dieser 
Anlage zu fordern.

Nederland – atomwapenvrij!

Weiter führt die Tour über Ahaus mit sei-
ner atomaren Zwischenlager-Problematik 
und Borken (2) nach Kalkar (3), das mili-
tärisch voller Übel steckt, denn dort un-
terhält die Bundeswehr sowohl das „Zent-
rum Luftoperationen“ zur Bündelung aller 
ihrer einsatzbezogenen Führungsaufga-
ben, insbesondere aller Auslandseinsätze, 
als auch das einmalige „Weltraumlagezen-
trum“. Am gleichen Ort hat die Nato ihr 
„Combined Air Operations Centre“. Da-
nach verlassen wir NRW für einen Abste-
cher ins holländische Volkel (4) – leider 
nicht, weil unsere Nachbarn so nette, lo-
ckere Leute sein können, sondern weil 
dieser Ort, runde 20 Kilometer von Eind-
hoven entfernt, das niederländische Pen-
dant zu Büchel ist: In Volkel sind US-Atom-
waffen stationiert, die, wie in Büchel, per 
nuklearer Teilhabe von dort stationierten 
Atomwaffenbombern der NL-Luftwaffe 
eingesetzt werden können. Holländische 
Friedensgruppen haben uns bereits ihre 
Unterstützung signalisiert und Infos zu un-
serer Fahrradtour in Umlauf gebracht. Ne-
derland – atomwapenvrij!

Raum fürs Luftholen nach so vielen Ak-
tionsmöglichkeiten bietet Kevelaer (5), 
das auf dem Weg nach Mönchengladbach 
(6) liegt, wo wir eine Abendveranstaltung 
zu „Frieden – Klima – Umweltschutz“ ins 
Auge fassen, bevor wir Geilenkirchen (7) 
erreichen, berühmt-berüchtigt als Statio-
nierungsort der Awacs-Flugzeuge, die für 
die internationalen Kriegsführungsabsich-
ten der Nato unerlässlich sind. Auf dem 
nun folgenden Streckenabschnitt kom-
men wir zum „größten Loch NRWs“, dem 
Braunkohleabbau im Hambacher Forst 
und eindringliche Mahnung, dass Frie-
densschutz auch Klimaschutz sein muss. 
Wir planen Aktivitäten mit den örtlichen 
Aktionsgruppen, bevor wir zum Schluss 
der Tour in Köln (Zielflagge) an den Ge-
denkveranstaltungen zum Hiroshima-Tag 
teilnehmen, die schon letztes Jahr so vie-
le Menschen angezogen haben, weil sie so 
ungemein beeindruckend und zukunfts-
weisend sind.

FriedensradlerInnen wieder unterwegs 
Friedensfahrradtour der DFG-VK NRW vom 30. Juli bis 7. August 
Von Tobias Damjanov

Am Startort Münster, der Stadt des 
Westfälischen Friedens, ist es unaus-
weichlich, die dortige Kommandozent-
rale des deutsch-niederländischen Korps 
zu „besuchen“, weil die nach wie vor zur 
Nato-Speerspitze gen Osten gehört. Inner-
städtisch gibt es noch weitere Gelegenhei-
ten für sinnvolle Zwischenstopps mit fach-
kundigen Erläuterungen, wie z.B. Kriegs-
denkmäler und eine „Konversionsfläche“. 
Anschließend geht es nach Gronau (1) 
mit seiner Urananreicherungsanlage von 
URENCO. Hier kann Uranbrennstoff für 
Atomkraftwerke angereichert werden, ak-
tuell für die höchst umstrittenen AKWs im 
belgischen Tihange; hier kann waffenfä-
higes Uran hergestellt werden. Selbst der 
Abfall des Anreicherungsprozesses kann 
noch militärisch verwendet werden, näm-
lich als hochgiftige abgereicherte Uran-

Auch dieses Jahr geht’s in NRW wie-
der aufs Rad mit dem zerbroche-
nen ... Gewehr, auch wieder ab 

Münster (auf der Karte der grüne Wim-
pel) – aber dieses Mal mit einer ganzen 
Reihe neuer Ideen und neuer Aktionsin-
halte. Das zeigt bereits das zugegeben et-
was sperrige Motto: „Auf Achse für Frie-
den und Abrüstung – Für ein ziviles Euro-
pa, frei von Atomwaffen und AKWs! Für 
Friedensschutz durch Klimaschutz!“ Denn 
wir wollen bestimmte Verzahnungen von 
so genannter „ziviler“ und militärischer 
Atomnutzung betonen und Umwelt- und 
Klimaschutz als bedeutende Merkmale auf 
dem Weg zu einem ganzheitlichen Frieden 
herausarbeiten. Dazu haben wir Etappen-
orte gewählt, an denen sich das mit kon-
kreten Beispielen zeigen lässt. 

Wie letztes Jahr sind als Kooperations-
partner das „Forum Ziviler  
Friedensdienst“ und die  
„Agenda 21 Ratingen“ mit  
ihrem Friedensmobil dabei.
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Nicht von allem wahllos etwas,  
sondern eine bedachte Mischung

Nach den Erfahrungen der letzten Jahre wollen 
wir aber nicht nur Straßenaktionen in den verschie-
denen Orten machen und die auch nicht zu eng an-
einander gereiht, sondern auch stärker auf andere 
Bedürfnisse der TourteilnehmerInnen eingehen. 
Zum Beispiel gab es den Wunsch, inhaltlich mehr 
zu den Hintergründen unserer Aktionsangebote zu 
erfahren. Deswegen werden wir an dem einen oder 
anderen Abend themenbezogen Informationsbeiträ-
ge zur Diskussion stellen. Im Motto der Tour ist be-
reits ausgedrückt, um welche Zusammenhänge es 
geht, Zusammenhänge, die teilweise auch für die 
DFG-VK selbst eher neu sind. Mit der politisch sinn-
vollen Öffnung für Umwelt- und Klimathemen hof-
fen wir, auch Menschen aus anderen Spektren für 
eine Teilnahme zu interessieren, ohne dass die Tour 
zu einer reinen Polittour wird.

Was bisher auch etwas zu kurz kam: Kultur. 
Nein, nicht Krawatte und Theaterbesuch, sondern 
Gitarren und andere Musikinstrumente mitbringen 
(von Konzertflügeln bitten wir Abstand zu nehmen 
...), vielleicht auch eine selbst organisierte Gedich-
te-Lesung, denn Dinge dieser Art tragen zum Ge-
meinschaftsgefühl und zu unserer Verständigung 
bei. Freizeit, gemütliches Beisammensein, das Ko-
chen zusammen sollen nicht bloße Begleiterschei-
nungen sein. Und nicht zuletzt: Wir planen zwar, 
aber wir wollen nicht ver-planen. Ideen und Anre-
gungen zur Ausgestaltung der Tour sind jeder zeit 
willkommen. Wer an seinem Ort für die Friedens-
fahrradtour werben will: Wir stellen Flyer, Plakate, 
Texte für Kleinanzeigen und Standardpressemittei-
lungen zur Verfügung.

Wie mache ich mit?

Ein Fahrrad, verkehrstüchtig, wäre günstig. Für 
Übernachtung (in einfachen Unterkünften: Campie-
ren, Rudervereine, Naturfreundehäuser und derglei-
chen) und Verpflegung wird ein TeilnehmerInnen-
beitrag von 30 Euro pro Tag erhoben (19 Euro für 
TeilnehmerInnen ohne eigenes Einkommen). Mitra-
deln lässt sich auch bei einer oder mehreren Tagese-
tappen, wem die Tour als Gesamtpaket nicht passt. 
Die Anfahrt zum Start in Münster (am 30. Juli) sowie 
die individuelle Rückfahrt von Köln (am 7. August) 
sind nicht Teil der Tour.

Anmeldung (bitte bis 19. Juni) bei: DFG-VK Nord-
rhein-Westfalen, Braunschweiger Straße 22, 44145 
Dortmund; Telefon: 0231/8180-32 (Fax -31); E-Mail: 
dfg-vk.nrw@t-online.de; Internet: nrw.dfg-vk.de/
themen/Fahrradtour.html 

Wer nicht mitfahren kann, die Friedensfahrrad-
tour aber gerne unterstützen möchte, spendet (steu-
erlich absetzbar) zur Förderung der Friedensarbeit 
auf das Konto: DFG-VK-Bildungswerk NRW, IBAN: 
DE57440501990001045342; BIC: DORTDE33XXX

Tobias Damjanov ist DFG-VK-Bundessprecher und 
aktiv im nordrhein-westfälischen Landesverband.
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Konfrontation oder Kooperation?
Einführungsreferat zur Eröffnung der 14. Internationalen Münchner Friedenskonferenz am 11. Februar 
Von Thomas Rödl

Pazifismus

Heute Abend ist die erste Veran-
staltung der 14. Internationalen 
Münchner Friedenskonferenz, 

die Gegenveranstaltung zur sogenannten 
Münchner Sicherheitskonferenz. Hier ist 
die wirkliche Friedenskonferenz, die sich 
mit den realen Problemen beschäftigt. Wir 
versuchen, Klartext zu reden und die Din-
ge zu analysieren und eine andere Politik 
zu befördern, im Gegensatz zu denen im 
Bayerischen Hof, die im wesentlichen Pro-
paganda betreiben, um ihre eigentlichen 
Absichten und Interessen zu verschleiern.

Ich erlaube mir einführend aus der 
Sicht des Trägerkreises der Friedenskon-
ferenz, den Zusammenhang zu unseren 
Themen und den vergangenen Konferen-
zen herzustellen, und damit auch den Be-
zug zur Politik, die auf der sog. Sicherheits-
konferenz betrieben wird.

Ausgangspunkt für unsere erste Frie-
denskonferenz im Jahre 2003 war der da-
mals bevorstehende Krieg gegen den Irak. 
Dieser Krieg wurde mit einer Lüge begon-
nen, mit der Behauptung, der Irak würde 
die Welt mit Massenvernichtungswaffen 
bedrohen. 

Zum zehnjährigen Jubiläum des Kriegs-
beginns schrieb Joschka Fischer in der 
Süddeutschen Zeitung vom 23./24. März 
2013: „Die USA führten nach dem 11. Sep-
tember drei Kriege – gegen al-Qaida, in Af-
ghanistan und im Irak. Die beiden ersten 
Kriege wurden ihnen aufgedrängt. Der 
dritte aber war ausschließlich ein mutwil-
lig gewollter Krieg des damaligen Präsi-
denten George W. Bush, gewollt aus ideo-
logisch-politischen und wahrscheinlich 
sogar aus persönlichen Gründen. Hätten 
Bush, Cheney, Rumsfeld und ihre neokon-
servativen Gefolgsleute damals die Wahr-
heit gesagt, nämlich dass sie beabsichti-
gen, die Terroranschläge vom 11. Septem-
ber zu nutzen, um Saddam Hussein mittels 
eines Krieges zu stürzen, um dadurch ei-
nen neuen, pro-westlichen Nahen Osten 
zu schaffen, so hätten sie niemals die Un-
terstützung des Kongresses und der ame-
rikanischen Öffentlichkeit erhalten. Denn 
zu naiv und abenteuerlich war dieser Plan. 
Also musste eine Bedrohung herbeigere-
det werden: Es gibt irakische Massenver-
nichtungswaffen! Die Behauptung grün-
dete auf Lügen und sogar krassen Fäl-
schungen.“

Das möchte ich hier nochmal in Er-
innerung rufen, denn dieser Krieg, aus 
machtpolitischen Gründen vom Zaun ge-
brochen, ist die Vorgeschichte der aktuel-
len weltpolitischen Situation. Die Flücht-
linge, die jetzt in großer Zahl zu uns kom-
men, sind Folge dieser Situation. Wir setz-
ten uns aus humanitären Gründen gegen 
den Krieg ein, aus pazifistischen Grün-
den, nicht etwa, weil wir es jetzt als un-
angenehm empfinden würden, dass plötz-
lich viele Flüchtlinge hier sind. Aber logi-
scherweise sind wir der Meinung, dass wir 
Flüchtlinge hier auch aufnehmen sollen.

Wir wissen auch, dass sich Deutsch-
land damals unter Schröder und Fischer 
geweigert hat, den Krieg zu unterstüt-
zen, es gab ja eine praktische Spaltung der 
Nato damals, Frankreich und Deutschland 
waren nicht dabei, was die linke Bewe-
gung in Deutschland gar nicht realisiert 
hat. Die USA sagten dann, wir machen 
das trotzdem, auch ohne die Nato. Diese 
deutsche Nichtbeteiligung war aber natür-
lich auch doppelbödig und doppelzüngig. 
Wir alle wissen, dass damals wie heute die 
amerikanischen Stützpunkte hierzulande 
benutzt werden für die Kriegsführung der 
USA. Wenn sie das damals ernst gemeint 
hätten mit der Nichtbeteiligung, dann hät-
ten sie z.B. Ramstein dicht machen müs-
sen, dort den Strom abdrehen und die 
Startbahn blockieren.

Das wäre in voller Übereinstimmung 
gewesen mit der Charta der Vereinten Na-
tionen, weil wir eine völkerrechtswidrig 
Krieg führende Nation nicht unterstützen 
dürfen.

Der Krieg der „Koalition der Willigen“ 
ohne Mandat des Sicherheitsrates, ohne 
Rücksicht auf Russland und China, war 
eine Machtdemonstration gegenüber dem 
Rest der Welt; wie schon der Krieg gegen 
Jugoslawien 1999. Gerhard Schröder hat 
vor einem Jahr gesagt, „natürlich war die-
ser Krieg völkerrechtswidrig“, und weiter 
sinngemäß, man solle sich nicht so aufre-
gen über das, was Putin jetzt macht [die 
„Annexion“ der Krim], „wir haben uns ja 
damals auch nicht ans Völkerrecht gehal-
ten“. Dass dieser Krieg auch eine Macht-
demonstration war, wurde durchaus auch 
bei uns wahrgenommen, manchmal gibt 
es in der Süddeutschen Zeitung ja Licht-
blicke, ich zitiere aus der SZ vom 4./5. Fe-

bruar 2012: „Die gespürte Machtlosigkeit 
Russlands, als die Nato 1999 ihre Luftan-
griffe auf Serbien begann, als die USA spä-
ter den Irak-Krieg vom Zaun brachen, all 
das sitzt noch heute in Moskau tief wie ein 
schmerzhafter Stachel.“ 

Unsere These, damals wie heute: Dieser 
„Krieg gegen den Terror“ ist nur ein Vor-
wand, um strategische Positionen zu be-
setzen im Hinblick auf aktuelle und künf-
tige Konkurrenten, im Hinblick auf Roh-
stoffe und künftige Verteilungskriege. 

Zwischenzeitlich hat man erfahren, 
dass schon 2011, unmittelbar nach den 
Anschlägen von New York und Washing-
ton, im Pentagon die Stoßrichtung ausge-
geben wurde: Gegen Afghanistan, gegen 
Irak, Iran, gegen Syrien, Libyen, Libanon, 
Jemen, Somalia. Jetzt erhärtet durch ein 
Interview mit Wesley Clark, 1999 Oberbe-
fehlshaber der Nato in Europa. Er erzählt, 
dass er von dieser Orientierung erfahren 
und gefragt habe, warum? Antwort: Das 
wissen wir nicht genau, aber wir haben 
ein tolles Militär und können Regierungen 
stürzen und das werden wir auch machen. 

Das war natürlich nicht die ganze 
Wahrheit. Es geht um strategische Positi-
onen im Hinblick auf die künftigen Ver-
teilungskriege – und noch konkreter, um 
weiterhin den Handel mit Öl in Dollar ab-
wickeln zu können.

Ich nehme schon wieder die Süd-
deutsche Zeitung – dieses Mal vom 17. 
Mai 2010 – als Beleg, dass auch nicht-lin-
ke Analysten durchaus in der Lage sind 
zu erkennen, worum es eigentlich geht. 
Dort sagte Rudolph Chimelli: 
„Schon der frühere irakische 
Diktator Saddam Hussein hat-
te versucht, sich für die Pet-
roleum-Ausfuhren seines Lan-
des in dem Programm ,Öl ge-
gen Lebensmittel‘ vom Dol-
lar zu lösen. Diese Abkehr 
wurde nie als Kriegsgrund 
erwähnt, dürfte aber bei der 
Entscheidung Washingtons 
für den Angriff eine wichti-
ge Rolle gespielt haben. Un-
mittelbar nach Saddams Nie-
derlage kehrte die amerikani-
sche Verwaltung für den Irak 
zum Dollarpreis für das Öl zu-
rück.“
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Es geht um Aufrechterhaltung der 
Machtposition in einer sich verändernden 
Welt, in der die Rohstoffe begrenzt sind.

Mit dieser Einschätzung befinden wir 
uns natürlich im diametralen Gegensatz 
zu der Rhetorik, die alljährlich im Zusam-
menhang mit der Sicherheitskonferenz 
hier entfaltet wird.

Nun zur naheliegenden Frage: Wie re-
agieren die anderen Staaten der Welt auf 
die einseitige Politik der USA? Eine Politik, 
die man als hemmungslos, rücksichtslos, 
kriminell und menschenverachtend be-
zeichnen muss.

Meine These damals und in den Jah-
ren danach in vielen Diskussionen: Das 
können sie sich nicht gefallen lassen, es 
wird eine antiamerikanische und Anti-Na-
to-Blockbildung geben.

Von der Konstellation Brics (Brasilien, 
Russland, Indien, China, Südafrika) haben 
wir damals noch nichts gewusst. Heute ist 
öfter von den Brics-Staaten die Rede, und 
davon, dass sich hier eine neue weltpoli-
tische Konstellation abzeichnet. Wie wird 
sich das Verhältnis zwischen USA/Nato/
EU einerseits und den Brics-Staaten ande-
rerseits gestalten? 

Zwei Seiten sind zu bedenken: Wie ver-
halten wir uns in der Weltpolitik? Wie wer-
den sich die anderen uns gegenüber ver-
halten? Welche Optionen haben sie denn, 
angesichts unserer Politik.

Ich spreche immer von „unserer Poli-
tik“, obwohl es die ist, die wir verändern 
wollen, aber es ist unsere Politik, denn wir 
zahlen ja dafür. Wir zahlen für die Bun-
deswehr, wir bezahlen die PolitikerInnen 
usw., insofern ist es leider richtig, von „un-
serer Politik“ zu sprechen.

Normalerweise halten „wir“ uns für die 
Guten und die anderen für die Bösen. Im 
öffentlichen Bewusstsein ist völlig ausge-
blendet, dass die USA und ihre Verbünde-
ten in Afghanistan Zehntausende und im 
Irak Hunderttausende Tote zu verantwor-

ten haben.
Wie ist denn die Sichtwei-

se der anderen, die in den 
Brics-Staaten? Die ja unbe-
einflusst ist von ARD, ZDF, 
SZ und Co., sondern geprägt 
ist durch ihre jeweilige Ge-
schichte, Traditionen und 
politische Kultur. Staaten, 
die Teil der kriegerischen 
Konflikte der europäischen 
Mächte waren wie Russland, 
oder die Objekt der Kolonial-
politik der Europäer waren, 
namentlich Indien, China, 
Südafrika, wie alle afrikani-
schen und viele andere Län-
der.

Jetzt könnte man sagen: Ja, die Kolo-
nialzeit, das ist lange vorbei! Richtig! Die 
Welt sollte anders sein, in der Charta der 
Vereinten Nationen von 1945 ist die Rede 
von der souveränen Gleichheit und Gleich-
berechtigung der Staaten, die auf Gewalt 
verzichten und ihre Probleme im Geiste 
der Zusammenarbeit lösen. Gleichberech-
tigung und Zusammenarbeit der Staaten! 
Faktisch gibt es die fünf (zunächst vier) 
Atommächte, die dauernden Mitglieder 
im Sicherheitsrat, die faktisch privilegiert 
sind. Mit welchem Recht? Mit dem Recht 
der Siegermächte des Zweiten Weltkriegs 
und mit dem Recht, dass sie sich Atomwaf-
fen verschafft haben!

Dieser Widerspruch zwischen der fak-
tischen Privilegierung der Atommächte 
einerseits und dem Anspruch auf souve-
räne Gleichheit andererseits sollte aufge-
löst werden durch den Atomwaffensperr-
vertrag! Wie? Durch die Abschaffung der 
Atomwaffen! Im Atomwaffensperrver-
trag verpflichten sich die Atommächte zur 
Abrüstung, die Nicht-Atomwaffenbesitzer 
verzichten auf den Erwerb von Atomwaf-
fen! Noch mehr, sie verpflichten sich zu 
Verhandlungen über allgemeine und voll-
ständige Abrüstung.

Dieser Verpflichtung sind die Atom-
waffenmächte nicht nachgekommen! Fast 
nichts ist so sehr aus dem kollektiven Be-
wusstsein der BRD ausgeschlossen wie 
die Abrüstungsverpflichtung im Atom-
waffensperrvertrag! Ich muss die Anekdo-
te hier einfügen, dass ich einmal die Ge-
legenheit hatte, einen deutschen Diplo-
maten nach der Einhaltung des Atomwaf-
fensperrvertrages zu fragen. Dann sagte 
der: „Sehen Sie, ich bin jetzt im Ruhestand 
und kann offen sprechen: Eigentlich hat 
man das nie für realistisch betrachtet.“

Indien hat diese Gleichberechtigung, 
die Einhaltung des Atomwaffensperrver-
trags, immer wieder eingefordert. Dann 
hat man ihm gesagt: Na, wer seid ihr denn, 
ihr habt keine Atomwaffen. 1974 hat Indi-
en die erste eigene A-Bombe explodieren 
lassen. Gut, dann sagt man ihm: Was wollt 
ihr mit der Bombe, ihr habt ja keine Trä-
gerraketen. Also hat Indien Trägerraketen 
entwickelt. Jetzt sind sie bei 2 500 Kilome-
tern Reichweite. Die Grundlage für die in-
dische Raketentechnik ist übrigens ein Ko-
operationsabkommen zwischen der BRD 
und Indien zur Weltraumforschung aus 
den siebziger Jahren.

Dann hat Indien 1998 Atomwaffentests 
durchgeführt, und ziemlich zeitgleich ist 
Pakistan zur Atommacht geworden. Weni-
ger, um Krieg zu führen, sondern als Pres-
tigeobjekt, um als gleichberechtigt neben 
den anderen Großmächten anerkannt zu 
werden.

Jetzt haben wir Indien, Pakistan, Israel 
sowieso, und aktuell Nordkorea als weite-
re Atommächte. Und viele weitere Staaten 
auf der Welt sind in der Lage, spaltbares 
Material herzustellen und Trägerraketen 
zu entwickeln.
Ich komme zum letzten Punkt, der für 
die Betrachtung der künftigen weltpoli-
tischen Konstellation von großer Bedeu-
tung ist: Es gab eine Phase der Rüstungs-
kontrollverhandlungen zur Begrenzung 
der Zahl der Atomwaffen. Eine Phase der 
Zusammenarbeit zwischen den USA und 
der Sowjetunion, später Russland. Grund-
lage für diese Phase der Verhandlungen 
war der ABM-Vertrag von 1972 – da ging 
es um die Begrenzung der Abwehrrake-
ten, und auf dieser Grundlage um die Re-
duzierung der Zahl der Angriffswaffen. 
Das war die Logik damals: Wir begrenzen 
das eine und reduzieren dann das andere. 
Der Grundgedanke war die „gemeinsame 
Sicherheit“! Gemeinsame Sicherheit durch 
Vereinbarungen und Rüstungsabbau. 

Präsident Bush hat diesen ABM Vertrag 
2001 gekündigt, und damit war die Ära 
der Rüstungskontrolle beendet. Ein Vor-
gang, dessen Reichweite und Bedeutung 
von Politik und Medien nicht erkannt oder 
systematisch verniedlicht und verschwie-
gen wurde. Das werfe ich vor allem auch 
den Grünen und der SPD vor, dass sie dar-
auf überhaupt nicht reagiert haben.

Damit hat man auch die Abrüstungs- 
rhetorik der 70er und 80er Jahre in die 
Mülltonne getreten. Also die Rechtferti-
gung der sogenannten atomaren Abschre-
ckung durch Verweis auf die Perspektive 
Rüstungskontrolle und schrittweise Redu-
zierung der Atomwaffen. Eine zahlenmä-
ßige Reduzierung hat tatsächlich stattge-
funden. Aber heute sagt man, wir machen 
das, was wir technisch können, nämlich 
moderne und effektivere Abwehrraketen 
und neue und modernisierte Angriffsrake-
ten. Und diese Abwehrsysteme werden in 
Rumänien und Polen stationiert. 

Das sind kritische Schlaglichter auf un-
sere Politik, die wir in friedenspolitischer 
Absicht kritisieren und verändern wollen, 
aber das sind auch Schlaglichter auf die 
Rahmenbedingungen für die künftige Ent-
wicklung der internationalen Beziehun-
gen. Die BRICS-Staaten sind jetzt bereits 
ein objektiver Faktor der Weltpolitik. Wie 
werden sich die Beziehungen entwickeln? 
Welche Chancen gibt es, welche Potenzia-
le? Konfrontation oder Kooperation?

Thomas Rödl ist Sprecher des DFG-VK- 
Landesverbands Bayern und seit Jahren 
der maßgebliche Organisator der Inter-
nationalen Münchner Friedenskonfe-
renz.
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Das „Historisch-kritische Wörter-
buch des Marxismus“ schreibt 
über den Ursprung der Begriffe 

links und rechts:
„Die Redeweise l/r kommt in der Fran-

zösischen Revolution zur Welt. Wie Chris-
tus ‚zur Rechten Gottes‘ sitzt und regiert, 
so bestanden die Monarchisten darauf, zur 
Rechten des Königs zu sitzen. Links muss-
ten die Gegner des Königs Platz nehmen. 
In der Nationalversammlung, in der sich 
die bürgerlich-liberalen Gegner und kons-
titutionalistischen Kritiker der Monarchie 
auf der linken Parlamentsseite wiederfan-
den, die Royalisten auf der rechten, setzte 
sich diese Sitzordnung fort (…).“ 

 „Links meint (…) zunächst Liberalis-
mus und Aufklärung als Ausdruck des 
wachsenden Selbstbewusstseins des auf-
strebenden Bürgertums (…). (…) Die For-
derung nach einem gesetzgebenden Par-
lament als institutionellem Ausdruck der 
Gewaltenteilung macht Gleichheit zur 
wichtigsten Maxime des Bürgertums.“

 „Die aus dem Naturrecht abgeleitete 
Forderung nach Gleichheit bzw. Gleich-
stellung im politischen Raum lässt sich 
auf alle anderen Ebenen des gesellschaft-
lichen Lebens (z.B. Arbeitsplatz, Einkom-
men, Vermögen), d.h. die sozialen Grund-
lagen der Demokratie, ausdehnen.“

[Haug, W.; Haug, F.; Jehle, P.; Küttler, 
W. (Hrsg.): Historisch-kritisches Wörter-
buch des Marxismus. Band 8/II: Links/
rechts bis Maschinenstürmer. Hamburg, 
2015, Sp. 1154-1155] 

Allerdings: Links und rechts sind politi-
sche Grundkonzepte. Mit ihnen bewertet 
man gesellschaftliche Verhältnisse. Mei-
nem Eindruck nach wird in der Alltags-
wahrnehmung von links und rechts Fol-
gendes gern verwechselt:
• linkes und rechtes Denken;
• Menschen, Parteien, Bewegungen …, 

die „links“ oder „rechts“ im Namen tra-
gen;

• linke und rechte Politik.
Bei allen diesen dreien müsste links mit 

links und rechts mit rechts eigentlich de-

ckungsgleich sein, ist es aber in der Rea-
lität oft nicht: Die Gedanken sind frei, Po-
litik richtet sich leider auch nach den Um-
ständen und Name ist … nun ja: Schall 
und Rauch. Diskrepanzen werden unter 
politisch Interessierten und Gebildeten 
oft diskutiert („ist das noch linke Politik“ 
o.ä.). Über den Kreis der politisch Interes-
sierten und Gebildeten hinaus führen sie 
oft zu Verwirrung und münden gern in 
Unwilligkeit, sich überhaupt noch mit Po-
litik zu beschäftigen („Hat ja keinen Sinn, 
die machen ja doch, was sie wollen“).

Die Tatsache, dass diskutiert wird, be-
deutet aber auch: Es gibt durchaus noch 
klare Vorstellungen von links und rechts.

Unklarheiten über links 
und rechts beim Blick 
auf die Geschichte

Immer wieder hat es taktische Verwen-
dungen der Wörter „links“ und „rechts“ 
gegeben; sogar parteienintern, um Flügel-
kämpfe zu begründen. Auch in der Praxis 
der Linken des 20. Jahrhunderts gab es 
Verwirrungen: Die Sozialdemokratie ging 
bei der Abstimmung über die Kriegskredi-
te mit dem bürgerlichen Lager zusammen. 
Die KPD kooperierte beim BVG-Streik im 
November 1932 aus wahltaktischen Erwä-
gungen zeitweise mit den Nazis [Langer, 
B.: Antifaschistische Aktion: Geschichte 
einer linksradikalen Bewegung. Müns-
ter: Unrast Verlag, 2014, S. 82-85]. Älte-

re Ost-Linke tragen heute manchmal einen 
sehr platten Antiamerikanismus mit sich 
herum – es fällt ihnen schwer, von dem 
in der Zeit der Ost-West-Konfrontation er-
worbenen Zweckpatriotismus abzulassen 
und anzuerkennen, dass die USA nicht 
mehr der Erzfeind sind, sondern dass man 
jetzt selbst in einem kapitalistischen Land 
lebt, das mindestens dieselben wirtschaft-
lichen und strategischen Ambitionen hat 
wie das kapitalistische Musterland. 

Unklarheiten über links und 
rechts unter den Bedingungen 
des gegenwärtigen Rechtsrucks

Rechtes Gedankengut wechselt seit Jah-
ren offen in die „Mitte der Gesellschaft“ 
über. Der Rechtsradikalismus hat sich in-
tellektualisiert. Als komplementäre Bewe-
gungen von unten sind Pegida und AfD 
entstanden. Die deutsche Rechte holt hier 
etwas nach, was in den Nachbarstaaten 
schon seit Jahren gang und gäbe und zum 
Teil bereits an der Macht ist. Deshalb ist 
Wachsamkeit geboten. Die Rechtstenden-
zen sind keine kurzfristigen Verirrungen. 

Wo liegen die Probleme der 
Friedensbewegung dabei?

Was ich beobachte (andere Interpretatio-
nen oder Gegenbeispiele willkommen!):

Einige haben etwas gegen Linke: Viel-
leicht, weil sie manche Parteien als zu 
dogmatisch empfinden. Vielleicht, weil sie 
mit einzelnen Personen schlechte Erfah-
rungen gemacht haben. Der Bewegungs-
charakter der Friedensbewegung und die 
geringe Zahl der wirklich Aktiven spielen 
dieser Haltung in die Hände.

Viele haben etwas gegen Rechte, erken-
nen sie in ihren modernen Gewändern 
aber nicht. Mit Neuen Rechten, Reichs-
bürgern, Identitären und anderen wissen 
nicht viele etwas anzufangen. Esoterik 
wird belächelt, aber nicht immer als rechts 
erkannt. (Dabei stand in der Frühzeit man-
cher sogenannter Mahnwachen für den 
Frieden ein Publikum auf dem Platz, an-
gesichts dessen man erschrecken konnte, 
so klar wurde auf einmal das Bewusstsein 
von einer Subkultur, die schon lange exis-
tiert haben musste, bevor sie jetzt an die 
Oberfläche getreten war.) 

lichtung
manche meinen
lechts und rinks
kann man nicht 
velwechsern
werch ein illtum
Ernst Jandl (1925-2000)
Österreichischer Dichter und Schriftsteller

„Links“ und „rechts“ und die DFG-VK
Ein Aufruf zur Diskussion und für mehr Klarheit 
Von Cornelia Mannewitz

Im Zusammenhang mit dem „Friedenswinter“ und den „Mahnwachen für den 
Frieden“ im letzten und vorletzten Jahr entstand teilweise Verwirrung über die 
politische Positionierung und Strategie der Friedensbewegung. Die Einschät-
zungen sind unterschiedlich – auch in der DFG-VK. Grund genug, die Debatte 
unaufregt, aber argumentativ gut begründet weiterzuführen.
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Es wird einzelnen Wörtern geglaubt: 
Wer „Frieden“ sagt, wird nur zu bereitwil-
lig als Teil der Friedensbewegung ange-
sehen. Manche wissen über unterschied-
liche Freiheits- und Demokratiebegrif-
fe Bescheid, berücksichtigen aber nicht, 
dass diese ebenso wie „Kapitalismus“ und 
„USA“ auch zum politischen Vokabular 
der Rechten gehören [siehe Gießelmann, 
Bente; Heun, Robin; Kerst, Benjamin; Su-
ermann, Lenard; Virchow, Fabian (Hrsg.): 
Handwörterbuch rechtsextremer Kampf-
begriffe. Schwalbach/Ts.: Wochenschau 
Verlag, 2016]. Auch Ersatzhandlungen mit-
tels Wörtern sind durchaus akzeptiert: 
Eine verbale Distanzierung ist wohlfeil, 
für manche aber ausreichend. Im Selbst-
verständnis der Friedensbewegung, all-
gemeinmenschliche Interessen zu vertre-
ten, irgendwie für alle sprechen und alle 
gewinnen zu wollen, ist Gespür für poli-
tische Besonderheiten auch nicht gerade 
gut aufgehoben.

Die geschmeidige Verbindung nach 
rechts liefern die Populisten. Sie reden 
den Unzufriedenen nach dem Mund und 
versuchen, sie auf ihre Seite zu ziehen. 
Viele Friedensbewegte vertrauen einzel-
nen in der Friedensbewegung etablierten 
Autoritäten. Wenn diese mit rechten Po-
pulisten zusammengehen, gehen ganze 
Bündnisse mit. Jahrzehntelange Freund-
schaften unter den Aktiven mögen zu ei-
ner unkritischen Wahrnehmung der Ent-
wicklung Einzelner beitragen.  

Einige wollen zurück zu den Großde-
monstrationen ihrer Jahrzehnte zurück-
liegenden Jugend. Sie verkennen dabei, 
dass das Bedrohungsgefühl zu Zeiten 
des Nato-Doppelbeschlusses in der brei-
ten Bevölkerung ein anderes war, die Po-
litisierung der Bevölkerung eine andere 
war und Rechte noch sehr gut zu erken-
nen waren. Sie sehen nicht deutlich ge-
nug, dass sich Inhalt und Methode frie-
denspolitischer Arbeit wandeln müssen. 
Was den Inhalt betrifft: Der bevorstehen-
de Überfall auf den Irak war vermutlich 
das letzte Mal, dass jedem klar war: Da soll 
Krieg gemacht werden. Inzwischen hat 
sich der Kriegsbegriff aufgelöst in „huma-
nitäre Interventionen“, „friedenserzwin-
gende Maßnahmen“, Drohneneinsätze. 
Das muss besser reflektiert werden. Was 
die Methode betrifft: Die Zeit der Massen-
mobilisierungen ist offenbar vorbei. Die 
Vereinzelung der Menschen ist unter den 
herrschenden gesellschaftlichen Verhält-
nissen weiter fortgeschritten. Der Drang, 
sich Organisationen anzuschließen, noch 
dazu generationenübergreifend, ist wenig 
verbreitet. Das heißt nicht, dass die poli-
tisch Interessierten nicht arbeiten. Sie ar-
beiten zum Teil sehr anspruchsvoll theore-

tisch und vereinigen sich zu einzelnen Ak-
tionen. Eine gewisse Wahllosigkeit in Be-
zug auf Mittel und Partner zur Erreichung 
ihrer Ziele, die in der Friedensbewegung 
schon oft zu beobachten war, wird von ih-
nen mit Argwohn betrachtet, vermutlich 
mit dem Bild der Friedensbewegung der 
1970-er und 1980-er Jahre vor Augen. Man 
versteht allmählich, warum „Friedensbe-
wegung“ in manchen Kreisen geradezu 
ein Schimpfwort ist. 

Einige wollen auch einfach nur ihr Ego 
streicheln.

Wem nützt es, wenn man 
links und rechts als nicht 
mehr existent erklärt?

Denen, die das Ende der Geschichte ausge-
rufen haben: Seit dem Ende der sozialisti-
schen Staaten in Europa gibt es angeblich 
keine wirklichen gesellschaftlichen Ge-
gensätze mehr; links und rechts gehören 
damit angeblich ebenso in die Mottenkis-
te; „Ideologie“ ist nur noch negativ konno-
tiert; mit Worthülsen wie „Freiheit“ und 
„Demokratie“ werden militärische Inter-
ventionen begründet; faschistische Ten-
denzen in der Gesellschaft werden nicht 
analysiert, sondern im Star-Wars-Stil mit 
der „Definition“ „Dunkeldeutschland“ be-
legt; und wer darüber hinaus noch etwas 
braucht, soll sich gefälligst den Regulie-
rungskräften des Marktes ausliefern.

Denen, die etwas gegen Linke haben: 
Links steht unter Generalverdacht. Im Os-
ten entsteht nichts originär Linkes mehr 
neu. Als Ost-Mensch schaut man neidisch 
auf die selbstverständliche linke Vergan-
genheit von West-Intellektuellen, auf die 
analytische Tiefe linken Denkens, das 
man sich selbst erarbeitet hatte, auf die 
gewachsenen Strukturen alternativen Le-
bens. Alles das hat nicht mehr die Chan-
ce, sozusagen zu einem gesamtdeutschen 
Erbe zu werden. Wer würde in Deutsch-
land heute zum Beispiel noch einen Film 
über Che Guevara machen? Anderswo ist 
das unlängst noch geschehen. 

Denen, die eine der letzten sozialen Be-
wegungen mit Breitenwirkungspotenzial 
kaputtmachen wollen. Dann stört sie kei-
ner mehr. 

Soll die Friedensbewegung also keine 
Meinung zu Links und Rechts haben?

Politikwissenschaftler bin ich übrigens 
nicht. Diese sind aber herzlich gebeten, 
mein „Wildern in ihren Jagdgründen“ zu 
bewerten. Wir haben ja auch welche un-
ter uns. Ebenso, wie jeder zur Diskussion 
aufgerufen ist. Klarheit brauchen wir alle!

Cornelia Mannewitz ist DFG-VK-Bundes-
sprecherin.

Am 12. April 
starb in Hei-
delberg Han-
nelis Schulte 
im Alter von 
95 Jahren. 
Von 1966  
bis 1968 war 
sie die Vor-
sitzende der 
Deutschen
Friedensge-
sellschaft 
(DFG). Nach der Vereinigung mit der 
Internationale der Kriegsdienstgegner 
(IdK) war sie – gemeinsam mit dem vor-
maligen IdK-Vorsitzenden Helmut Micha-
el Vogel – bis 1974 (Fusion mit dem Ver-
band der Kriegsdienstverweigerer zur 
DFG-VK) Vorsitzende der DFG-IdK.
Die Wiederaufrüstung der Bundesrepublik 
bald nach dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs war für das jahrzehntelange Engage-
ment Hannelis Schultes prägend. Atomare 
Bewaffnung, Notstandsgesetze, Vietnam-
krieg, Militärdiktaturen in Griechenland 
und Chile, Stationierung von Mittelstrek-
kenraketen, Deutschlandfragen im Ost-
West-Konflikt waren Themen, bei denen 
sie sich einmischte und Stellung bezog.
Hannelis Schulte war promovierte Theo-
login und von 1952 bis zu ihrer Pensionie-
rung als Religionslehrerin vorwiegend 
an Gymnasien tätig. 1982 habilitierte sie 
sich an der Theologischen Fakultät der 
Universität Heidelberg und lehrte fortan 
im Fach Altes Testament.
Als Christin waren für sie Frieden, Nächs-
tenliebe, Menschlichkeit und soziale Ge-
rechtigkeit keine leeren Worthülsen. 
Weitgereist als Vermittlerin zwischen 
Ost und West, Weggefährtin von Gustav 
Heinemann und Martin Niemöller, tätig 
bei den Ostermärschen und in der „Hilfs-
organisation Vietnam“ war sie friedens- 
politisch aktiv in der Deutschen Frie-
densunion (als baden-württembergische 
Landesvorsitzende von 1978 bis 1990), 
der Christlichen Friedenskonferenz, dem 
Weltfriedensrat und eben der DFG und 
der DFG-IdK. In Heidelberg leitete sie 
viele Jahre die DFG-VK-Gruppe als Vorsit- 
zende und vertrat von 1999 bis 2004 die 
PDS im Heidelberger Gemeinderat.
Die theologische Fakultät der Uni Heidel-
berg würdigte Hannelis Schulte in einem 
ausführlichen Nachruf und schrieb, sie 
erinnere sich „dankbar an eine engagier-
te Theologin, der das politische Profil der 
Theologie am Herzen lag.“ 

Stefan Philipp

Trauer um Hannelis Schulte
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Wie soll man die nennen,  
die von Frieden sprechen und Krieg führen?
Eine ausführliche Antwort des ZivilCourage-Schreiberlings zu einer kurzen Leserzuschrift 

Lieber B.,
vielen Dank für Ihre Zuschrift, zu 
der ich gerne Stellung nehme.

Zum „entstellenden Foto“ von Frau von 
der Leyen: 

Das Sensenmann-Foto mit der Von-der-
Leyen-Maske ist entnommen aus einem 
Foto, das bereits in der ZivilCourage Nr. 
3/2015 veröffentlicht war. Aktive aus dem 
Landesverband Schleswig-Holstein hatten 
bei der Kieler Woche im letzten Jahr gegen 
einen Stand der Bundeswehr demonstriert 
und dafür auch aus einem Porträt-Foto die 
Maske hergestellt (und solche Masken da-
nach auch anderen DFG-VK-Aktiven ange-
boten). Insofern ist zwar das Titelblatt der 
aktuellen Ausgabe insgesamt eine Monta-
ge, nicht jedoch der „Sensenmann“, ins-
besondere wurde auch nicht das Foto von 
Frau von der Leyen verändert. Mag sein, 
dass die in die Maske geschnittenen Au-
genlöcher „entstellend“ wirken; diese sind 
aber nötig, wenn ein Aktivist die Maske 
verwenden und dabei auch noch etwas se-

hen will. Die eigentliche Absicht – sowohl 
bei den Aktiven bei der Kieler Woche als 
auch bei der jetzigen Verwendung in der 
ZivilCourage – war es darzustellen, dass 
die Politik von der Leyens – im Sinne des 
Symbols Sensenmann – tödliche Konse-
quenzen hat. 

Darüber, ob die DFG-VK ihren Protest 
gegen Krieg und militärische Gewalt in 
dieser personalisierten Form vortragen 
sollte, lässt sich sicherlich streiten. Der 
DFG-VK-Bundesausschuss hat im letzten 
Jahr bei einer Sitzung diese Frage disku-
tiert und eine solche Form des Protests be-
fürwortet.

Zur Frage der richtigen Bezeichnung des/
der für die Bundeswehr zuständige/n Bun-
desministers/in:

Wenn man sich damit beschäftigt, wie 
denn eine korrekte Bezeichnung lautet, so 
ist die Antwort auf diese Frage m.E. gar 
nicht so einfach.

Zunächst einmal einige formale Aspek-
te: Das Grundgesetz sieht vor, dass es eine 
Bundesregierung gibt, die aus dem Bun-

deskanzler und „aus den 
Bundesministern“ besteht 
(Art. 62 GG). Welche dies 
sind bzw. welche Bundes-
ministerien (und unter wel-
cher Bezeichnung) einge-
richtet werden, bleibt letzt-
lich dem Bundeskanzler 
überlassen (Art. 65 GG). 
Von der Verfassung festge-

legt ist allerdings, dass es einen Bundesmi-
nister für Verteidigung geben muss (Art. 
65a GG. Weil das 1955 geänderte Grund-
gesetz in Art. 87a Abs. 1 die Aufstellung 
von Streitkräften zur Verteidigung nun-
mehr „verpflichtend“ vorsah.).

Die korrekte Bezeichnung lautet also, 
folgt man dem Grundgesetz: „Bundesmi-
nister für Verteidigung“. (Ob es eine ge-
setzliche Bestimmung bzgl. geschlechts-
spezifischer Bezeichnungen gibt, habe ich 
nicht geprüft. Im Sinne des Gender-Main-
streaming wurde vermutlich eine Ge-
neralklausel beschlossen, nach der die 
dann korrekte Bezeichnung im konkreten 
Fall der Frau von der Leyen lauten müss-
te „Bundesministerin für Verteidigung“.) 
Die Bezeichnung „Bundesministerin der 
Verteidigung“ scheint mir insofern jeden-
falls nicht (ganz) korrekt zu sein (also die 
Ersetzung der Präposition „für“ durch den 
bestimmten Artikel „der“), jedenfalls ent-
spricht sie nicht dem Wortlaut der Verfas-
sung. (Durch Erlass des Ministers selber 
vom 21.12.1961 wurde diese Veränderung 
von „für“ zu „der“ verfügt. In der juristi-
schen Kommentierung heißt es dazu la-
pidar: „In der Staatspraxis wird von der 
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im GG vorgegebenen Bezeichnung abge-
wichen.“ Deiseroth zu Art. 65a in: Grund-
gesetz. Mitarbeiterkommentar und Hand-
buch. Heidelberg 2002. Band II. S. 458 f.)

Jenseits dieser und anderer Formali-
en scheint mir inhaltlich hingegen klar 
zu sein, dass der Begriff der Verteidigung 
im Grundgesetz immer die Landesvertei-
digung meint(e). So heißt es zu den Be-
stimmungen für den Verteidigungsfall im 
Grundgesetz, dass die Feststellung die-
ses Falles meint, dass „das Bundesgebiet 
mit Waffengewalt angegriffen wird“ (Art. 
115a GG). Dieses entspricht im Übrigen 
auch der Herkunft des Begriffs Verteidi-
gung. Liest man im Herkunftswörterbuch 
nach, so findet man dort, dass die zuvor 
gebräuchliche Bedeutung „vor Gericht 
vertreten“ „seit dem 14. Jahrhundert ver-
allgemeinert“ wurde: „Danach wurde ver-
teidigen im allgemeinen Sinne von [vor 
Angriffen] schützen gebräuchlich.“ (Du-
den. Band 7. Das Herkunftswörterbuch. 
Mannheim 1963; S. 742) Diese Bedeutung 
korrespondiert übrigens auch mit der Be-
zeichnung des bundesdeutschen Militärs 
als „Bundeswehr“; die Begrifflichkeit der 
Wehr bzw. des Sich-wehrens impliziert et-
was Reaktives und entspricht damit auch 
dem Verbot des Angriffskrieges nach Arti-
kel 26 Abs. 1 Grundgesetz.

Schon damals, als der verfassungsän-
dernde Gesetzgeber im Zuge der Remi-
litarisierung in den 1950er Jahren diese 
(Art. 115a GG) und die weiteren entspre-
chenden Bestimmungen ins Grundgesetz 
einfügte, war klar gewesen, dass die BRD 
nur im Rahmen der Nato militärisch agie-
ren können würde und sollte. Selbst wenn 
das Bundesverfassungsgericht schließlich 
die Nato als „System gegenseitiger kollek-
tiver Sicherheit“ (Art. 24 Abs. 2 GG; sog. 
Out-of-area-Entscheidung vom 12.07.1994) 
ansah, ist der völlig entgrenzte Verteidi-
gungsbegriff, der Einsätze der Bundes-
wehr weltweit und nach Interessenlage 
möglich macht, jedenfalls aus kritischer 
Sicht nicht vereinbar damit, dass die Prä-
ambel des Grundgesetzes davon spricht, 
das deutsche Volk sei „von dem Willen be-
seelt, ... dem Frieden der Welt zu dienen“.

Von der ursprünglichen Vorstellung, 
die Bundeswehr diene der Verteidigung 
gegen Angriffe des Bundesgebiets mit 
Waffengewalt, weshalb ein Bundesminis-
ter für Verteidigung installiert wurde, der 
(außer im Verteidigungsfall nach Art. 115a 
GG) die Befehls- und Kommandogewalt 
über die Streitkräfte hat, ist in der Praxis 
nicht mehr viel übrig geblieben. 

Man kann – so wie Sie das tun, wenn 
Sie schreiben „Ich mag auch keine unrich-
tigen Bezeichnungen wie Militärministe-
rin“ – die Frage der Bezeichnung zu einer 
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des persönlichen Geschmacks machen. 
Für mich und auch für die DFG-VK halte 
ich es aber für richtig, das als politische 
Frage zu betrachten und zu beantworten.

Ich meine, die alte Begrifflichkeit „Ver-
teidigungsministerin“ entspricht der Reali-
tät spätestens seit der Beteiligung der Bun-
deswehr am völkerrechtswidrigen Krieg 
der Nato gegen die damalige Bundesrepu-
blik Jugoslawien im Jahr 1999 nicht mehr, 
sondern verschleiert diese. 

Der zu dieser Zeit – 1999 – amtieren-
de „Verteidigungsminister“ Rudolf Schar-
ping (SPD) war damit eben kein solcher, 
sondern ein Kriegsminister. 

Sein Nachfolger war Peter Struck 
(SPD), der den legendären Satz prägte 
„Deutschland wird auch am Hindukusch 
verteidigt“, womit die von der Verfassung 
vorgegebene Verteidigung des Bundesge-
biets gegen Angriffe mit Waffengewalt ad 
absurdum geführt wurde. Diese Umdeu-
tung und das Kriegführen weltweit wurde 
und wird uns verkauft als „Transformation 
der Bundeswehr zur Armee im Einsatz.“ 
Dieser Einsatz ist der Krieg, auch Struck 
kein Verteidigungs-, sondern ein Kriegs-
minister. 

Diesem folgte Franz Josef Jung (CDU), 
in dessen Amtszeit das Kundus-Massaker 
(durch US-Bomben auf Anforderung der 
Bundeswehr) Anfang September 2009 ver-
übt wurde, bei dem weit über 100 afghani-
sche ZivilistInnen ermordet wurden. Ver-
teidigungsminister Jung? Kriegsminister 
Jung! 

Sein Nachfolger wurde der famose Be-
trüger Karl-Theodor Freiherr von und 
zu Guttenberg (CSU), der im März 2010 
doch immerhin „Verständnis“ dafür äu-
ßerte, „dass man umgangssprachlich auch 
von Krieg da unten“ (in Afghanistan) spre-
che. Also mindestens umgangssprachlich 
ebenfalls ein Kriegsminister. 

Dieser umgangssprachliche Krieg 
nahm auch unter dem Nachfolger Tho-
mas de Maizière (CDU) kein Ende, wäh-
rend das Bundesgebiet weiterhin nicht ge-
gen einen bewaffneten Angriff verteidigt 
werden musste. Der Bundesminister für 
Verteidigung blieb als solcher also weitge-
hend bedeutungslos, konnte sich dafür als 
Kriegsminister engagieren. 

Ursula von der Leyen (CDU) schließ-
lich, die seit 2013 Inhaberin der Befehls- 
und Kommandogewalt ist, will ihre Trup-
pe bis 2030 mit neuen Waffen für 130 Mil-
liarden Euro weiter aus- und aufrüsten. 
Damit das Bundesgebiet besser gegen ei-
nen Angriff mit Waffengewalt verteidigt 

werden kann? Wohl eher nicht. Die Be-
zeichnung von der Leyens in der letzten 
ZivilCourage als „Militärministerin“ war 
wohl eher eine neutrale Zuschreibung, 
richtiger wäre wohl gewesen „Rüstungs-
ministerin“ oder „Aufrüstungsministerin“. 
Oder eben Kriegsministerin.

Als in der DFG-VK organisierte politi-
sche PazifistInnen haben wir uns mit un-
serer Grundsatzerklärung verpflichtet, 
keine Art von Krieg zu unterstützen. Vor-
aussetzung dafür ist, Krieg – der nach un-
serer Überzeugung ein Verbrechen an der 
Menschheit ist – zu erkennen und zu be-
nennen; und dabei gleichzeitig auch die-
jenigen, die ihn planen, vorbereiten und 
durchführen und ihn als Mittel zur Inter-
essendurchsetzung rechtfertigen. 

Eine Strategie zur Legitimierung von 
Krieg ist, den Krieg nicht Krieg zu nen-
nen. Da wird dann von „humanitären Ein-
sätzen“ gesprochen, da wird eine „Schutz-
verantwortung“ („Responsibility to pro-
tect“, R2P) erfunden, da werden aus zivi-
len Opfern „Kollateralschäden“, da wird 
aus Krieg Verteidigung. Diese Methode 
und Strategie zu demaskieren, ist eine un-
serer Aufgaben und, dieses „Spiel“ nicht 
mitzumachen, sondern zu widersprechen. 
Und phantasievoll sein. Wer zwar nicht 
mehr „Verteidigungsminister“ sagen will, 
dem/der aber „Kriegsminister“ als zu hart 
erscheint, der /die könnte ja auch von der 
„Friedensministerin“ sprechen.

Mit den besten Grüßen
Stefan Philipp, 
ZivilCourage-Chefredakteur

P.S. Dass unsere Diskussion beileibe nichts 
Neues ist, zeigt ein Blick ins Jahr 1984 
(Was gleich auch noch an den berühm-
ten Roman von George Orwell erinnert, in 
dem er u.a. das „Neusprech“ beschreibt, 
eine Herrschaftsmethode zur Manipulati-
on der Bevölkerung.). Da erschien von der 
Kölner Rockgruppe BAP der Titel „Drei 
Wünsch(e) frei“, in dem es hieß:

Es geht um Arbeitsplatzerhaltung in 
der Rüstungsindustrie. Das zu einer Zeit, 
wo der Planet hier längst an allen Ecken 
brennt und alle sechs Sekunden ein Kind 
verhungert, irgendwo auf der Welt. Die 
rüsten weiter, als wäre gar nichts, mit 
der Wahnsinnskonsequenz, dass man 
Kriegsminister jetzt Verteidigungsminis-
ter nennt. Das, obwohl wirklich klar sein 
dürfte: Die Nachkriegszeit ist lang vor-
bei. Das hier ist die Vorkriegszeit – und 
zwar die vom Weltkrieg Nummer drei.

Die rüsten weiter ... mit der Wahnsinnskonsequenz,  
dass man Kriegsminister jetzt Verteidigungsminister nennt.  
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Abschließend zum Thema 
„Annexion der Krim“
Briefe der LeserInnen

Zum LeserInnenbrief von Albrecht Storz 
in ZC Nr. 1/2016, Seite 29 und der Frage, 
ob die Eingliederung der Krim eine An-
nexion war

Albrecht Storz wirft mir vor, in meiner Er-
widerung (ZC 5/2015) zu seinem Leser-
brief (in ZC 4/2015) zur Frage, ob es sich 
bei der Angliederung der Krim an Russ-
land um Annexion handelt, einige Sach-
verhalte nicht erwähnt zu haben.

Nicht thematisiert habe ich sie, weil 
sie für diese rechtliche Beurteilung, ob 
eine Annexion vorliegt oder nicht, irrele-
vant sind. Selbstverständlich sind der po-
litische Kontext und die vorhergehenden 
Ereignisse wichtig, um zu verstehen, wa-
rum es zur Besetzung und Einverleibung 
der Krim durch Russland kommen konnte. 

Albrecht Storz bestritt die Feststellung 
anderer, dass es sich völkerrechtlich um 

eine Annexion handelt. Ich habe mich zu 
dieser rechtlichen Streitfrage geäußert 
und dazu Argumente und Fakten vorge-
bracht.

In der Ukraine war es, wie von Alb-
recht Storz ausgeführt, zu bürgerkriegsar-
tigen Kämpfen gekommen, die Regierung 
wurde illegal gestürzt, westliche Staaten 
und NGOs hatten sich massiv eingemischt 
und ein Großteil der Bevölkerung auf der 
Krim sympathisierte mit Russland. Alles 
richtig. Aber was hat das mit der völker-
rechtlichen Beurteilung der Besetzung 
und Abtrennung der Krim durch Russland 
zu tun? Haben Staaten, die durch Bürger-
krieg, Putsch und dergleichen geschwächt 
sind, ihr Recht auf territoriale Integri-
tät verwirkt? Das sieht das internationale 
Recht nach meiner Kenntnis nicht vor.

Mir vorzuwerfen, dass ich die Hand-
lungen anderer Akteure außer Russland 

nicht wahrnehme, z.B. der „Krim-Bewoh-
ner“, ist unrichtig. Ich hatte in meiner ver-
gleichenden Betrachtung mehrerer Anne-
xionen hervorgehoben, dass „die Zustim-
mung der Bevölkerungsmehrheit oder zu-
mindest eines beträchtlichen Teils der Be-
völkerung bei Annexionen häufig gege-
ben“ ist. 

Noch ein Beispiel: Albrecht Storz wirft 
mir vor, nicht zu erwähnen, dass die west-
lichen Medien überwiegend unfair über 
Russland berichten. Das ist erstens in der 
Friedensbewegung unstrittig und zwei-
tens unerheblich für die Beurteilung, ob 
eine Annexion vorliegt. Wozu hätte ich 
also auf die Negativberichterstattung (z.B. 
meldete das ZDF neulich ein Treffen von 
„Kreml-Chef Putin“ mit dem „US-Präsiden-
ten Obama“) eingehen sollen?

Generell finde ich es absurd, mir vor-
zuwerfen, Dinge nicht wahrzunehmen, 

Protestaktion von Aktiven aus dem DFG-VK-Landesverband Hamburg/Schlesweig-Holstein vor dem Bundeswehr-Fliegerhorst in Jagel Ende Januar. Die  
nächste Aktion findet am 16. Juli dort statt. Dabei wollen einige den Fliegerhorst mit dem Fahrrad umrunden, andere werden währendessen an der Zufahrt 
mit Transparenten demonstrieren. Danach wird es einen gemeinsamen Abschluss geben. Nähere Informationen sind erhältlich beider DFG-VK-Gruppe Bad 
Oldesloe unter der E-Mail-Adresse oldesloe@dfg-vk.de
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Der Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit. 
Ich bin daher entschlossen, keine Art von Krieg zu unterstützen  
und an der Beseitigung aller Kriegsursachen mitzuarbeiten.

Die 
pazifistische 
Grundsatzerklärung

0216

Soldatinnen und Soldaten!

Wer war schon einmal in Siauliai? Wer noch nie 
dort war, der wird ihn vielleicht demnächst ken-
nenlernen, unseren Stützpunkt in Litauen: vier  
Kilometer Landebahn, ideal für Großtranspor-
ter aller Art; plattes Land mit kleinen Waldstrei-
fen, ideales Panzerterrain. Und das alles 90 Pan-
zerminuten von der russischen Grenze entfernt. 
„Speerspitze Ost“ heißt das neueste Projekt der 
Nato, das der gegnerischen Seite deutlich ma-
chen wird, dass unsere Nachsicht mit immer ag-
gressiveren Aktionen begrenzt ist. Die Krimkrise 
sowie die russische Intervention in Syrien seien 
als Beispiele genannt. Vor wenigen Wochen wur-
de der Grundsatzbeschluss gefasst, ein Nato-Ba-
taillon in Litauen aufzubauen. Unserer Bundes-
wehr wurde die Federführung übertragen. Schon 
jetzt ist klar: Eine Kompanie unserer Bundeswehr 
wird in Litauen  stationiert, hinzu kommen Ver-
bände Litauens und weiterer Nato-Partner. Und 
wie immer bei militärischen Planungen: Die üb-
lichen Bedenkenträger melden sich auch schon 
wieder, weil sie der Meinung sind, dass das Ver-
hältnis zu Russland nicht belastet werden dürfe. 
Aber wir wissen es besser:  
Wir. Dienen. Deutschland. Als Speerspitze Ost.

gez. Alex von Lingua, Feldpostmeister

F E L D P O S T

TAGESBEFEHL!

nur weil ich sie nicht erwähne. Wahrge-
nommen habe ich z.B., dass Albrecht Storz 
sich auf den rechtsgerichteten Politiker 
Schachtschneider beruft, der wie viele 
andere Rechtspopulisten und Faschisten 
in Deutschland und Westeuropa in Or-
ganisationen wie AfD, Pegida, NPD, FPÖ 
und Front National bezüglich des Ukrai-
ne-Konflikts die Position der russischen 
Regierung vertritt. Thematisiert habe ich 
es nicht, weil auch das für die rechtliche 
Bewertung irrelevant ist.

Das Problem ist, dass Albrecht Storz 
sich in einer völkerrechtlichen Debatte zu 
Wort meldet, selbst aber nicht rechtlich ar-
gumentiert. Ob im Fall der Krim die recht-
liche oder politikwissenschaftliche Defi-
nition von Annexion zutrifft oder nicht, 
worüber man durchaus diskutieren kann, 
interessiert ihn offenbar nicht. Er will 
nicht von Annexion sprechen, weil das so 
schlecht klinge.

Ihm geht es, was ich schätze, um 
Deeskalation, Entspannung und Versöh-
nung. Deshalb solle die Friedensbewe-
gung Russland nicht negativ bewerten. 
Das halte ich für falsch. Es ist gerade nicht 
Aufgabe der Friedensbewegung, Völker-
rechtsbrüche, egal von welcher Seite, zu 
beschönigen und zu leugnen. Nationalis-
mus, Militarismus und Imperialismus sind 
in jedem Fall zu verurteilen. Ich sehe über-
haupt keinen Grund, bei Russland davon 
eine Ausnahme zu machen. Wenn die Frie-
densbewegung Völkerrechtsverletzungen 

und kriegerische Handlungen westlicher 
Staaten zu Recht anprangert, aber ähnli-
che Handlungen anderer Akteure igno-
riert oder schönredet, macht sie sich un-
glaubwürdig.

Gernot Lennert

Vor einem Jahr stand in der Titelgeschich-
te über die Kontroverse in der Friedensbe-
wegung über den sog. Friedenswinter in 
der ZivilCourage Nr. 1/2005 dieser Satz: 

„Die wesentlich durch die Politik der 
Europäischen Union befeuerte Ukrainekri-
se, die Annektierung der Krim durch Russ-
land und die russische Unterstützung der 
Separatisten in der Ost-Ukraine, die eher 
hintergründige Rolle und strategische In-
teressenlage der USA sowie die mindes-
tens vordergründig moderate Haltung und 
auf Deeskalation zielende Politik der Bun-
desregierung haben eine neue Unüber-
sichtlichkeit geschaffen, die durch die fast 
durchgängige pro-westliche Propagan-
da-Berichterstattung der deutschen Medi-
en noch befördert wurde.“

Die Aussage zur Krim führte zu einer 
ausführlichen Leserbriefauseinanderset-
zung zwischen Albrecht Storz und Gernot 
Lennert in den letzten drei Ausgaben. Die 
wesentlichen Argumente dazu, ob es sich 
bei den Vorgängen auf der Krim um eine 
Annexion handelt oder nicht, wurden da-
bei ausgetauscht, weshalb die Diskussion 
mit diesem Beitrag von Gernot Lennert 
(mindestens vorläufig) beendet wird.
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